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sungsgesetz nachstehenden Bericht über Wahrnehmungen, die er bei einer Geba-
rungsüberprüfung getroffen hat.
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deren Beurteilung durch den Rechnungshof (Kennzeichnung mit 2), die Stellung-
nahme der überprüften Stelle (Kennzeichnung mit 3) sowie die allfällige Gegenäuße-
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Das in diesem Bericht enthaltene Zahlenwerk beinhaltet allenfalls kaufmännische 
Auf– und Abrundungen.
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Abkürzungsverzeichnis

ABl.	 Amtsblatt (der Europäischen Union)
Abs.	 Absatz
AEUV	 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union
AG	 Aktiengesellschaft
AGVO	 Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung
Art.	 Artikel
AWISTA	 Abwicklungsstelle Austria GmbH

BGBl.	 Bundesgesetzblatt
BMF	 Bundesministerium für Finanzen
BMK	� Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 

Innovation und Technologie
B–VG	 Bundes–Verfassungsgesetz
bzw.	 beziehungsweise

ca.	 zirka
CO2	 Kohlenstoffdioxid oder Kohlendioxid

d.h.	 das heißt
dRGBl. 	 deutsches Reichsgesetzblatt

EG	 Europäische Gemeinschaft
EU	 Europäische Union
EUR	 Euro

GmbH	 Gesellschaft mit beschränkter Haftung
GZ	 Geschäftszahl

i.d.(g.)F.	 in der (geltenden) Fassung
IKS	 Internes Kontrollsystem

KPC	 Kommunalkredit Public Consulting GmbH
KWK	 Kraft–Wärme–Kopplung

lit.	 litera

Mio.	 Million(en)
Mrd.	 Milliarde(n)

Nr.	 Nummer
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OeMAG	 Abwicklungsstelle für Ökostrom AG

Pkt.	 Punkt

rd.	 rund
RH	 Rechnungshof
Rz	 Randziffer

S.	 Seite

t	 Tonne(n)
TZ	 Textzahl(en)

u.a.	 unter anderem
UFI	 Umweltförderung im Inland

vgl.	 vergleiche

WACC	� weighted average cost of capital 
(gewichtete durchschnittliche Kapitalkosten)

WKLG	 Wärme– und Kälteleitungsausbaugesetz

Z	 Ziffer
z.B.	 zum Beispiel
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Wirkungsbereich
	• Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie,  

Mobilität, Innovation und Technologie

Förderungen für den Fernwärme–  
und Fernkälteleitungsbau

Prüfungsziel

»	
Der RH überprüfte von März bis Juni 2021 die Investitionsförderungen nach dem 
Wärme– und Kälteleitungsausbaugesetz im Bundesministerium für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie und bei der Abwicklungs-
stelle AWISTA GmbH. Ziel der Gebarungsüberprüfung war die Beurteilung der stra-
tegischen Vorgaben für den Fernwärme– und Fernkälteleitungsausbau, der Förder-
abwicklung durch die AWISTA GmbH, der Fördermittelbereitstellung und der durch 
die Förderung ausgelösten Umwelteffekte sowie der Aufgabenwahrnehmung und 
Aufsicht durch das Ministerium. Der überprüfte Zeitraum erstreckte sich von der 
Vergabe der Abwicklungstätigkeit im Jahr 2010 bis Ende 2020.

Kurzfassung

Strategische Ziele

In Österreich entfallen rd. 27 % des Energieverbrauchs auf den Wärmesektor 
(Heizen, Kühlen, Warmwasserbereitung), der von fossilen Energieträgern dominiert 
wird. Die CO2–Reduktionsziele der Europäischen Union erfordern den Ersatz der 
fossilen durch erneuerbare Energieträger sowie Maßnahmen zur Senkung des Ener-
gieverbrauchs und Erhöhung der Energieeffizienz. Fast ein Drittel der österreichi-
schen Haushalte wird mit Nah– oder Fernwärme versorgt, die im Vergleich zu 
Einzelheizungen energieeffizienter und umweltfreundlicher ist. Sie spielt eine 
wesentliche Rolle für die Erreichung der österreichischen Ziele, nämlich die Reduk-
tion der Treibhausgasemissionen bis 2030 um 48 % gegenüber dem Referenz-
jahr 2005. Im städtischen Bereich ist Fernwärme von großer Bedeutung, sie wird 
aber ebenfalls überwiegend mit fossilen Energieträgern erzeugt. (TZ 2, TZ 4)

Trotz mehrfacher politischer Ankündigungen und der Zusage von Unterstützungs-
leistungen für den Heizungstausch lag bis Ende 2021 keine Wärmestrategie des 
Bundes vor. Damit fehlten für den Bereich der Fernwärme und Fernkälte konkrete 
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Ziel– und Rahmenvorgaben sowie definierte Umsetzungsstufen und Meilensteine, 
um die ambitionierten Dekarbonisierungsziele, vor allem im städtischen Bereich, 
sozial verträglich zu erreichen. Investitionsentscheidungen von Energieversorgungs-
unternehmen und Privatpersonen für den Umstieg auf erneuerbare Heizsysteme 
würden jedoch klare strategische Weichenstellungen und Planungssicherheit erfor-
dern. (TZ 5)

Der österreichische Aufbau– und Resilienzplan für den Zeitraum 2020 bis 2026 vom 
30. April 2021 sah Förderungen für den Umstieg von fossilen auf erneuerbare Heiz-
systeme und für einkommensschwache Haushalte vor. Zu den im städtischen Bereich 
vorherrschenden Mehrparteienwohnhäusern, die zu einem Großteil über Gashei-
zungen beheizt werden, enthielt der Aufbau– und Resilienzplan weder Zielvorgaben 
noch Fördermaßnahmen für einen „grünen Übergang“ in der Wärmeversorgung. 
Gemäß dem „Mikrozensus Wohnen“ der Statistik Austria befinden sich 53 % der 
Hauptwohnsitze in Gebäuden mit drei und mehr Wohneinheiten. (TZ 6, TZ 7)

Laut der Klima– und Energiestrategie „#mission2030“ vom Mai 2018 werde die 
Umstellung von Erdgas auf erneuerbare Energieträger (einschließlich erneuerbarem 
Gas) einen längeren Zeitraum beanspruchen, „da vor allem in Ballungsräumen teil-
weise nur eingeschränkte Systemalternativen vorhanden sind“. Gemäß dem Natio-
nalen Energie– und Klimaplan beruhe die Sicherheit der Energieversorgung zu 
einem großen Teil auf Erdgas, das auch mittelfristig nur teilweise substituierbar sei. 
Der RH weist auf die verstärkte Dringlichkeit beim Ausbau Erneuerbarer Energien 
hin, insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen Energieversorgungs– und 
–sicherheitskrise, der bestehenden internationalen Abhängigkeiten von Erdgas und 
des zu erwartenden positiven Umweltfaktors. (TZ 7)

Rechtsgrundlagen

Nach den EU–Vorgaben sollten die Mitgliedstaaten Fördersysteme in Betracht 
ziehen, um den Anteil an Wärme aus erneuerbarer Energie zu erhöhen. Im Jahr 2009 
setzte Österreich mit dem Wärme– und Kälteleitungsausbaugesetz ein entsprechen-
des Fördersystem um. Das Wirtschaftsministerium beauftragte 2010 nach einer 
Ausschreibung die AWISTA GmbH mit der Abwicklung der Förderungen für den 
Wärme– und Kälteleitungsausbau. Mit Inkrafttreten des Erneuerbaren–Ausbau–
Gesetzes im Jahr 2021 wurde das rund elf Jahre bestehende Fördersystem rück­
wirkend mit 31. Dezember 2020 beendet und in das Umweltförderungsgesetz 
übergeführt. Die Abwicklung aller ab dem 1. Jänner 2021 eingereichten Förderan-
träge wurde der für Umweltförderungen zuständigen Abwicklungsstelle Kommunal-
kredit Public Consulting GmbH übertragen. Die Abwicklung von 169 Anträgen, die 
bis 31. Dezember 2020 noch keinen Fördervertrag erhalten hatten, verblieb bei der 
AWISTA GmbH. Die Abwicklung dieser Vorhaben wird noch mehrere Jahre in 
Anspruch nehmen. (TZ 4, TZ 10, TZ 13, TZ 14)
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Die im überprüften Zeitraum zuständigen Ministerien – die Ressortzuständigkeit für 
den Kälte– und Wärmeausbau wechselte im überprüften Zeitraum mehrmals – 
verabsäumten es, die Anpassung des Wärme– und Kälteleitungsausbaugesetzes 
sowie der darauf beruhenden Förderrichtlinien an die EU– und nationalen Rechts-
normen zeitgerecht in die Wege zu leiten. Dies führte zu langwierigen Abstimmun-
gen zwischen der AWISTA GmbH und dem Ministerium und verursachte Unklarheiten 
für die Förderwerber. (TZ 12, TZ 32, TZ 34)

Abwicklungsstelle, Abwicklungsvertrag und Abwicklungskosten

Die Abwicklungsstelle AWISTA GmbH wurde im Jahr 2009 von zwei Partnergesell-
schaften gegründet. Die Geschäftsführer übten diese Funktion auch in den Mutter-
gesellschaften aus, sie bezogen kein Entgelt von der AWISTA GmbH. Eine 
Geschäftsordnung für die Geschäftsleitung, die die Rechte und Pflichten sowie die 
Aufgabenverteilung zwischen den Geschäftsführern regelte, lag nicht vor. Die 
AWISTA GmbH hatte kein eigenes Personal; Dienstleistungen wurden von den 
Muttergesellschaften erbracht, darüber hatte die AWISTA GmbH keine schriftlichen 
Verträge abgeschlossen. (TZ 17, TZ 18)

Für einen „typischen“ Förderfall vereinbarten die AWISTA GmbH und das Ministe-
rium vertraglich einen Zeitbedarf von insgesamt 244 Arbeitsstunden. Ein höherer 
oder geringerer Zeitaufwand verminderte bzw. erhöhte die Abwicklungskosten. 
Nicht eindeutig geregelt waren die Verrechnungsmodalitäten für „atypische“ Förder-
fälle, die eine längere Bearbeitungsdauer erforderten. Eine Deckelung der Vergü-
tung im Sinne des Musterwerkvertrags des Bundes unterblieb. Die Entgelte für 
Sonderarbeiten, Nebenleistungen und zusätzliche Leistungen waren nicht konkret 
geregelt. Zudem war nicht definiert, welche Tätigkeiten in diese Kategorien fielen. 
Der Abwicklungsvertrag ließ für die Verrechnung der Leistungen Interpretations-
spielraum zu. Gemäß dem Anhang zum Abwicklungsvertrag konnte die AWISTA GmbH 
dem Ministerium tatsächlich angefallene Kosten zuzüglich diverser Verwaltungs– 
und Gewinnzuschläge direkt weiterverrechnen. Weder der Abwicklungsvertrag noch 
der Anhang erläuterte diese Zuschläge näher, ebenso wenig wurde zwischen den 
Begriffen „Aufwand“ und „Kosten“ unterschieden. (TZ 14, TZ 15, TZ 16)

In den Jahren 2011 bis 2020 verrechnete die AWISTA GmbH Abwicklungskosten in 
Höhe von 7,15 Mio. EUR. Das Ministerium anerkannte diese jeweils erst nach einer 
jährlichen Überprüfung durch einen Wirtschaftsprüfer. Letzterer überprüfte die 
Angemessenheit der Honorarnoten, wobei er zwischen Leistungen für Förderfälle 
und Sonderarbeiten unterschied. Nicht eindeutige Leistungsaufzeichnungen der 
Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter erschwerten die Beurteilung. Das Ministe-
rium verließ sich ausschließlich auf das Attest des Wirtschaftsprüfers und ließ sich 
über einen Zeitraum von acht Jahren keine Leistungsaufzeichnungen zu den Hono-
rarnoten der AWISTA GmbH vorlegen. Erst nach Prüfung durch einen neubestellten 
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Wirtschaftsprüfer im Jahr 2020 verbesserte sich die Beurteilungsgrundlage. Jedoch 
stellten beide Wirtschaftsprüfer in ihren Berichten das Ausmaß der „atypischen“ 
Förderfälle nicht ausreichend transparent dar, weshalb das Ministerium den tatsäch-
lichen Abwicklungsaufwand für die Förderfälle nicht klar erkennen konnte. Dies 
erschwerte auch Schlussfolgerungen für eine effizientere Ausgestaltung des Förder-
prozesses. (TZ 23 bis TZ 26)

Fördersystem und Abwicklung der Förderung

Die Förderung des Wärme– und Kälteleitungsausbaus erfolgte durch Investitionszu-
schüsse. Über die Zuerkennung der Förderung entschied – auf Basis einer Empfeh-
lung des Energiebeirats – die Bundesministerin bzw. der Bundesminister. Das 
Ministerium hatte im Förderprozess wenige administrative Aufgaben inne, die 
Förderabwicklung erfolgte durch die Abwicklungsstelle. Trotzdem entfiel rund die 
Hälfte der gesamten Abwicklungsdauer auf Verfahrensschritte im Ministerium, 
insbesondere auf Genehmigungsprozesse und die Klärung offener Rechtsfragen. 
Dies trug zu erheblichen Verzögerungen im Förderprozess bei und entsprach nicht 
den Standards eines zeitgemäßen Fördermanagements. (TZ 20, TZ 32)

Bis Ende 2020 schloss die AWISTA GmbH 100 Förderverträge über ein Fördervolu-
men von rd. 135 Mio. EUR ab; 169 Förderanträge mit einem Fördervolumen von 
rd. 102 Mio. EUR befanden sich auf der Warteliste. Das Anwachsen der Warteliste 
war auf Abstimmungserfordernisse mit dem Ministerium zur praktischen Förderab-
wicklung und zur Beurteilung einer geänderten Rechtslage sowie insbesondere auf 
fehlende Mittelfreigaben durch das Ministerium zurückzuführen. Ende 2020 waren 
nicht verwendete Fördermittel in Höhe von rd. 50 Mio. EUR vorhanden. (TZ 27 bis 
TZ 29)

Die Förderungen nach dem Wärme– und Kälteleitungsausbaugesetz waren an diverse 
Fördervoraussetzungen geknüpft, die die AWISTA GmbH in rechtlicher, wirtschaftli-
cher und technischer Hinsicht prüfte. Die Methode der Wirtschaftlichkeitsberech-
nung war hinsichtlich des Berechnungszeitraums und des Diskontierungssatzes 
verbesserungswürdig. Auch war der Prüfprozess der AWISTA GmbH nicht allein 
anhand der Förderakten, sondern nur in Zusammenschau mit weiteren Dokumenta-
tionen nachvollziehbar; die zuständigen Sachbearbeiter konnten Rückfragen des RH 
jeweils umgehend beantworten. Bestandteile eines funktionierenden Internen Kon- 
trollsystems für den Förderprozess waren unzureichend definiert, dies betraf etwa 
die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten, die Kontrollautomatik und das Vier–
Augen–Prinzip. (TZ 19, TZ 21, TZ 22)
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Das Wärme– und Kälteleitungsausbaugesetz sah als Ziel eine dauerhafte Emissions-
reduktion vor, traf aber keine explizite Festlegung über den Berechnungszeitraum. 
Die Emissionsreduktion lag bei einem Berechnungszeitraum von 25 Jahren für 
Projekte mit Fördervertrag bei über 12 Mio. Tonnen CO2. Die Anträge der Warteliste 
ließen noch zusätzlich mehr als 9 Mio. Tonnen CO2–Reduktion erwarten. Somit wurde 
das im Wärme– und Kälteleitungsausbaugesetz gesetzte Ziel von 3 Mio. Tonnen CO2 
um das mehr als Sechsfache übertroffen. Der Preis je Tonne CO2–Einsparung bei den 
Förderungen für den Wärme– und Kälteleitungsausbau war mit 12 EUR in Relation zu 
jenem der CO2–Zertifikate im Jahr 2020 mit 30 EUR kostengünstiger. Das Ziel des 
Wärme– und Kälteleitungsausbaugesetzes einer kostengünstigen CO2–Einsparung 
konnte damit erreicht werden. (TZ 33)

Aufsicht durch das Ministerium

Gemäß Abwicklungsvertrag erstattete die AWISTA GmbH regelmäßig Berichte an das 
Ministerium über die Förderabwicklung. Auf Wunsch des Ministeriums erstellte sie 
zudem weitere Berichte und Auswertungen, deren Verwendungszweck sich anhand 
der Akten des Ministeriums nicht immer erschloss. Das Ministerium verfügte über 
keine Datenbank mit wesentlichen Daten und Kennzahlen zu den gewährten Förde-
rungen auf Einzelprojektebene, die für strategische Überlegungen und zur Weiterent-
wicklung des Fördersystems für den Wärme– und Kälteleitungsausbau herangezogen 
werden konnten. (TZ 34)
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Auf Basis seiner Feststellungen hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

Z E N T R A L E  E M P F E H L U N G E N

•	 Das Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innova-
tion und Technologie sollte in der zu erstellenden Wärmestrategie die Zielvor-
gaben und Maßnahmen sowie den Förderbedarf für den „grünen Übergang“ 
(Ersatz von Öl– und Gasheizungen durch klimafreundliche Heizungen) darle-
gen. Dabei wäre auch der städtische Bereich mit vorwiegend Mehrpartei-
enwohnhäusern einzubeziehen. Insbesondere wäre darin auszuführen, wie 
die Ziele für hocheffiziente Nah– und Fernwärmeanschlüsse im städtischen 
Bereich erreicht und der hohe Anteil an erdgasbetriebenen Heizungen substi-
tuiert werden kann. (TZ 7)

•	 Das Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innova-
tion und Technologie sollte in Förderabwicklungsverträgen Art und Umfang 
von Leistungskategorien präzise definieren sowie das Entgelt und die Moda-
litäten der Abrechnung (Inhalt, Umfang und Berechnungsbasis sowie etwaige 
Zuschläge) eindeutig regeln. Damit sollen Interpretationsspielräume beseitigt 
und eine unmissverständliche Grundlage für die Prüfung der Entgelte geschaf-
fen werden. (TZ 16)

•	 Die AWISTA GmbH sollte dem Abwicklungsprozess ein den einschlägigen Stan-
dards entsprechendes IKS zugrunde legen. Die bestehenden und noch zu schaf-
fenden Vorgaben und Festlegungen für das IKS der Förderabwicklung wären 
gesammelt den am Förderprozess Beteiligten intern zur Verfügung zu stellen. 
(TZ 22)

•	 Das Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innova-
tion und Technologie sollte angesichts der Bedeutung des Netzausbaus für den 
Ausstieg aus fossilen Energieträgern die vorhandenen Fördermittel freigeben, 
um eine kontinuierliche Abwicklungstätigkeit sicherzustellen. (TZ 29)

•	 Das Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innova-
tion und Technologie sollte im Hinblick auf eine Verkürzung der Abwicklungs-
dauer den Förderprozess für den Fernwärme– und Fernkälteleitungsausbau 
überarbeiten mit dem Ziel, eine den zeitgemäßen Ansprüchen entsprechende 
Förderabwicklung sicherzustellen. (TZ 32)
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Zahlen und Fakten zur Prüfung

Förderungen für den Fernwärme– und Fernkälteleitungsbau

ausgewählte  
Rechtsgrundlagen

•	EU–Richtlinie 2018/2001/EU zur Förderung der Nutzung von Energie aus  
erneuerbaren Quellen, ABl. L 2018/328, 82

•	EU–Richtlinie 2018/2002/EU zur Änderung der Richtlinie 2012/27/EU zur  
Energieeffizienz, ABl. L 2018/328, 210

•	EU–Verordnung 2014/651/EU zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter 
Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 
ABl. L 2014/187, 1

•	EU–Leitlinien für staatliche Umweltschutz– und Energiebeihilfen 2014–2020, 
ABl. C 2014/200, 1; ihre Gültigkeit wurde mit geringen Anpassungen bis 
31. Dezember 2021 verlängert: ABl. C 2020/4355 

•	Österreichisches Bundesgesetz, mit dem die Errichtung von Leitungen zum 
Transport von Nah– und Fernwärme sowie Nah– und Fernkälte gefördert 
wird (Wärme– und Kälteleitungsausbaugesetz – WKLG), BGBl. I 113/2008 
i.d.g.F.

Förderanträge und Fördermittel  
im Zeitraum 2010 bis 2020

Anträge Investitionen Förderungen

Anzahl in Mio. EUR

Gesamtanzahl der Förderanträge 432

abgelehnte Förderanträge 156

berechtigte Förderanträge 276 845,59 262,51

davon

•	abgeschlossene Förderverträge 100 434,03 135,23

•	Vertragskündigungen durch den Förderwerber 7 73,27 25,47

•	offene Förderanträge (Warteliste) 169 338,31 101,81

Fördermittel: bereitgestellt 148,77 Mio. EUR und ausbezahlt 121,04 Mio. EUR
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Förderungen für den Fernwärme– und Fernkälteleitungsbau

AWISTA GmbH

Rechtsgrundlagen
•	Wärme– und Kälteleitungsausbaugesetz – WKLG, BGBl. I 113/2008 

i.d.g.F., § 9 (Abwicklung durch eine Abwicklungsstelle)
•	Gesellschaftsvertrag vom 19. November 2009

Rechtsform Gesellschaft mit beschränkter Haftung

Grundkapital 35.000 EUR

Organe Geschäftsführung, Generalversammlung

Unternehmens­
gegenstand

Abwicklung der Gewährung sowie Auszahlung der Förderungen nach dem 
Wärme– und Kälteleitungsausbaugesetz

Gesellschaftsgröße Kleinstkapitalgesellschaft im Sinne des § 221 Unternehmensgesetzbuch

Gebarung 2016 2017 2018 2019 2020
Veränderung 
2016 bis 2020

in 1.000 EUR, jeweils zum 31. Dezember in %

Umsatzerlöse 481,78 506,10 601,12 637,30 654,86 36

Aufwendungen für  
Material und  
bezogene Leistungen

439,53 453,38 554,37 589,29 603,18 37

Personalaufwand – – – – – –

Betriebsergebnis 26,23 28,55 31,72 33,23 34,60 32

Bilanzgewinn 19,91 21,83 24,62 25,54 26,49 33

Bilanzsumme 216,36 208,65 250,71 255,28 434,96 101

Eigenkapital 37,41 39,33 42,12 43,04 43,99 18
Quelle: AWISTA GmbH
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Prüfungsablauf und –gegenstand

	 1	 (1) Der RH überprüfte von März bis Juni 2021 im Bundesministerium für Klima-
schutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie und bei der Abwick-
lungsstelle AWISTA GmbH (in der Folge: AWISTA) die Investitionsförderungen nach 
dem Wärme– und Kälteleitungsausbaugesetz 20081 (in der Folge: WKLG). Vor dem 
Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie waren auch das Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend2 
und das Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft3 sowie das 
Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus4 mit den Angelegenheiten des 
Wärme– und Kälteleitungsausbaus betraut. Der RH verwendet in der Folge zur leich-
teren Lesbarkeit für alle Ressorts die Bezeichnung Ministerium.

Ziel der Gebarungsüberprüfung war insbesondere die Darstellung und Beurteilung 

•	 der strategischen Vorgaben für den Fernwärme– und Fernkälteleitungsausbau,
•	 der Förderabwicklung durch die AWISTA (insbesondere anhand ausgewählter Förder-

fälle),
•	 der Fördermittelbereitstellung und der durch die Förderung ausgelösten Umwelt– 

und Investitionseffekte sowie
•	 der Aufgabenwahrnehmung und Aufsicht durch das Ministerium.

Der überprüfte Zeitraum erstreckte sich von der Vergabe der Abwicklungstätigkeit 
an die AWISTA im Jahr 2010 bis Ende 2020.

(2) Das Erneuerbaren–Ausbau–Gesetzespaket5 vom 28. Juli 2021 beendete das 
bisherige Förderregime für den Wärme– und Kälteleitungsausbau. Zukünftig werden 
diese Förderungen im Rahmen des Umweltförderungsgesetzes6 abgewickelt. Die 
AWISTA ist damit ab 1. Jänner 2021 für Neuanträge nicht mehr zuständig. Allerdings 
hat sie die 169 bis 31. Dezember 2020 eingegangenen Förderanträge abzuarbeiten, 
was bis zur Endabrechnung der Förderprojekte noch mehrere Jahre in Anspruch 
nehmen wird (Details siehe TZ 13).

Vor diesem Hintergrund richtete der RH seine Empfehlungen zur Abwicklung der 
Förderungen auch an das Ministerium, so dass sie bei der Förderabwicklung nach 
dem Umweltförderungsgesetz berücksichtigt werden können.

1	 BGBl. I 113/2008 i.d.g.F.
2	 bis 28. Februar 2014
3	 bis 7. Jänner 2018
4	 bis 28. Jänner 2020
5	 BGBl. I 150/2021
6	 BGBl. I 185/1993 i.d.g.F.
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(3) Zu dem im April 2022 übermittelten Prüfungsergebnis nahmen die AWISTA im 
Mai 2022 und das Ministerium im Juni 2022 Stellung. Der RH erstattete seine Gegen-
äußerung im Oktober 2022.

Wärmesektor in Österreich

	 2.1	 (1) Rund 27 % des gesamten Endenergieverbrauchs entfallen in Österreich auf 
Heizen, Kühlen (Raumklima) und die Warmwasserbereitung, somit auf den Wärme-
sektor. Die folgende Abbildung zeigt die Aufteilung des Energieverbrauchs: 

Abbildung 1:	 Endenergieverbrauch nach Energienutzung im Jahr 2019
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(2) Von 2003/04 bis 2019/207 gewannen einige Heizsysteme stark an Bedeutung, 
andere verloren dagegen deutlich. Während sich der Anteil der Öl– und Flüssiggas-
heizungen in diesem Zeitraum mehr als halbierte, stieg der Anteil der Fernwärme-
heizungen auf fast das Doppelte. Von den rd. 4 Mio. Heizungsanlagen (2019/20) der 
österreichischen Haushalte entfielen auf die einzelnen Heizungssysteme folgende 
Anteile: 

Abbildung 2:	 Heizsysteme in Österreich, 2003/04 bis 2019/20

7	 Die Erhebungsperiode der Statistik Austria umfasst den Zeitraum von Juli des Vorjahres bis Juni des 
Erhebungsjahres.
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Die Bedeutung der Nah– und Fernwärme als Heizsystem war allerdings im Länder-
vergleich sehr unterschiedlich, wie aus der folgenden Tabelle hervorgeht:

Tabelle 1:	 Heizsysteme in den Ländern 2019/20; gereiht nach dem Anteil der Nah– und 
Fernwärme

 
Nah– und 

Fernwärme
Erdgas

Bio­
masse

Heizöl, 
Flüssiggas

Solar, Wärme­
pumpen

Strom
Kohle, Koks, 

Briketts

in %

Wien 42,8 48,5 1,6 1,1 0,9 5,0 0,0

Steiermark 36,7 8,1 21,5 16,6 9,5 7,3 0,3

Oberösterreich 32,5 16,3 17,3 12,8 17,9 2,7 0,5

Salzburg 32,4 8,6 20,5 17,4 12,8 8,0 0,2

Kärnten 31,4 3,3 28,7 21,7 9,6 5,0 0,4

Tirol 22,0 9,9 20,6 26,3 10,5 10,7 0,0

Niederösterreich 17,8 27,7 21,9 11,7 13,9 6,8 0,3

Vorarlberg 11,7 13,4 19,2 23,8 18,7 13,1 0,0

Burgenland 10,0 24,9 30,8 11,3 16,9 6,0 0,2

Österreich gesamt 30,2 23,0 16,8 12,8 10,6 6,3 0,2

in Grau: das Heizsystem mit dem jeweils größten Anteil pro Land	 Quelle: Statistik Austria; Auswertung: RH

In Wien lag die Nah– und Fernwärme (42,8 %) nach den mit Erdgas betriebenen 
Heizsystemen (48,5 %) an zweiter Stelle. Von großer Bedeutung war sie auch in der 
Steiermark (36,7 %), in Oberösterreich (32,5 %), Salzburg (32,4 %) und Kärnten 
(31,4 %), weniger bedeutend in Tirol (22,0 %) und Niederösterreich (17,8 %); in 
Vorarlberg (11,7 %) und im Burgenland (10,0 %) spielte die Nah– und Fernwärme 
eine geringe Rolle.

Die angestrebte Dekarbonisierung des Wärmemarktes (TZ 5) und der damit einher-
gehende Umstieg von fossilen Energieträgern auf umweltfreundlichere Heizsysteme 
betrifft vor allem Haushalte in Ländern mit einem hohen Anteil an Öl– und Erdgas-
heizungen, wie Wien, Niederösterreich, Vorarlberg, Tirol und Burgenland.

(3) Nah– und Fernwärmesysteme sind im Vergleich zu Einzelheizungen energieeffi-
zienter und umweltfreundlicher, da die eingesetzten Energieträger mit hohem 
Wirkungsgrad zentral in einem Heizkraftwerk verfeuert und damit CO2–Emissionen 
reduziert werden. Die Abgase werden gereinigt und Feinstaub gefiltert. Dabei 
werden vor allem im städtischen Bereich Kraft–Wärme–Kopplungen (KWK) zur 
kombinierten Elektrizitäts– und Wärmeerzeugung eingesetzt. Gemäß den Gesetzes-
materialien zum KWK–Gesetz8 spielt ihr Einsatz für die Erfüllung der Verpflichtungen 

8	 BGBl. I 111/2008 i.d.g.F.
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Österreichs zur Reduktion der CO2–Emissionen und sonstiger Luftschadstoffe, insbe-
sondere in Ballungsräumen, eine wichtige Rolle.

Die Umweltverträglichkeit eines Nah– bzw. Fernwärmesystems hängt jedoch auch 
von dem für die Wärmeerzeugung verwendeten Energieträger ab. Während in 
Nahwärmesystemen häufig erneuerbare Energieträger (z.B. Biomasse oder Biogas) 
zum Einsatz kommen, werden in den städtischen Fernwärmesystemen vorrangig 
Erdgas und Abfall (Müllverbrennung) eingesetzt. Dies verdeutlicht die folgende 
Abbildung, die den Anteil der für die Nah– und Fernwärmeerzeugung eingesetzten 
Energieträger im Jahr 2018 – für das gesamte Bundesgebiet sowie für die Städte 
Graz, Linz und Wien – darstellt: 

Abbildung 3:	 Energieträger für Nah– bzw. Fernwärme, 2018

Von der in Österreich eingesetzten Nah– und Fernwärme entfiel insgesamt mehr als 
ein Drittel (36 %) auf die Städte Graz, Linz und Wien. Beim gesamtösterreichischen 
Energieeinsatz für die Fernwärmeerzeugung entfiel fast die Hälfte auf erneuerbare 
Energieträger und über ein Drittel auf Erdgas, im städtischen Bereich dominierte 
– mit zwei Dritteln – der Einsatz von Erdgas. Der Energieträger Abfälle (Anteil in Öster-
reich: 7 %) kam überwiegend (87 %) in der Wärmeversorgung der drei Städte zum 
Einsatz und trug dort mit fast einem Fünftel (17 %) zur Fernwärmeerzeugung bei.
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	 2.2	 Angesichts des hohen Anteils an mit Erdgas betriebenen Heizsystemen, vor allem im 
städtischen Bereich, wies der RH auf die politische Zielsetzung – Ersatz fossiler durch 
erneuerbare Energieträger (Dekarbonisierung) – und den daraus ableitbaren Hand-
lungsbedarf hin (TZ 4 und TZ 5). Die Umsetzung im Bereich der Fernwärme erfordert

•	 den Ausbau der Infrastruktur (durch Leitungsbau und Anschlussverdichtungen) und
•	 Maßnahmen im Bereich der für die Wärmeerzeugung eingesetzten Energieträger.

Dafür sind Investitionsentscheidungen über eine längere Perspektive zu treffen, da 
hohe Investitionskosten und ein entsprechender Umsetzungszeitraum zu veran-
schlagen sind. Die dafür erforderliche Investitionssicherheit könnte mit einer 
zwischen Bund und Ländern abgestimmten Wärmestrategie, die vor allem auch den 
städtischen Bereich einbezieht, geschaffen werden.

	 3	 Beim Wärmesektor handelte es sich um eine Querschnittsmaterie, die grundsätzlich in 
die Zuständigkeit der Länder fiel und von Rechtsmaterien anderer Bereiche, wie dem 
Baurecht, der Raumordnung sowie der Wohnbauförderung – jeweils in Gesetzgebung 
und Vollziehung Ländersache – bestimmt wurde. Auch Bundesgesetze wirkten sich 
mittelbar und unmittelbar in diesem Bereich aus, etwa das Ölkesseleinbauverbotsgesetz 
für Neubauten (siehe TZ 5) oder das WKLG (siehe TZ 10).

Bund und Länder schlossen eine Vereinbarung gemäß Art. 15a Bundes–Verfassungs-
gesetz (B–VG), um im Gebäudesektor den Ausstoß an Treibhausgasen zu reduzieren 
und Fördermodelle für Wohngebäude zu schaffen, mit Anreizen zur Verbesserung des 
Wärmeschutzes sowie für den Einsatz ökologisch verträglicher Baumaterialien und 
CO2–emissionsarmer oder –freier Haustechnikanlagen.9 Dies umfasste auch Mindest-
anforderungen für die Wohnbauförderung der Länder, etwa Kriterien für Heizungs– 
und Warmwasserbereitungssysteme. Das Finanzausgleichsgesetz 2017 sicherte die 
Finanzierung der Wohnbauförderung für die Jahre 2017 bis 2021.10 Auf Basis der 
Vereinbarung gemäß Art. 15a B–VG wurde beispielsweise das Heizkesseltauschpro-
gramm „Raus aus Öl“, für das sowohl Bundes– als auch Landesmittel bereit stehen, 
geschaffen.

Darüber hinaus fördert das Ministerium im Rahmen mehrerer Programme11 den Ersatz 
bestehender Heizungssysteme durch emissionsärmere Modelle (z.B. Tausch von 
Ölkesseln gegen Wärmepumpen, Solaranlagen, Holzheizungen) für Private, Unterneh-
men und Gemeinden sowie die thermisch–energetische Gebäudesanierung.

Den Initiativen und Förderprogrammen lag keine gesamthafte, zwischen dem Bund 
und den Ländern abgestimmte Wärmestrategie zugrunde (siehe TZ 5).

9	 Vereinbarung gemäß Art. 15a B–VG zwischen dem Bund und den Ländern über Maßnahmen im Gebäude-
sektor zum Zweck der Reduktion des Ausstoßes an Treibhausgasen, BGBl. II 251/2009 i.d.F. BGBl. II 213/2017

10	 siehe RH–Bericht „Klimaschutz in Österreich – Maßnahmen und Zielerreichung 2020“ (Reihe Bund 2021/16)
11	 Umweltförderung im Inland, Sanierungsoffensive, Förderprogramm „klimaaktiv“
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Strategische Ziele

Klimaziele der EU und Vorgaben  
für den Fernwärmebereich

	 4	 (1) Die EU setzte sich das strategische Ziel, Treibhausgasemissionen – insbesondere 
CO2 – zu reduzieren. Erreicht werden soll dies vorrangig durch den Ersatz von fossi-
len durch erneuerbare Energieträger (Dekarbonisierung), durch die nachhaltige 
Senkung des Energieverbrauchs und die Erhöhung der Energieeffizienz.

(2) Zur Umsetzung des Pariser Klimaschutzübereinkommens beschloss die EU in den 
Jahren 2018 und 2019 das Rechtspaket „Saubere Energie für alle Europäer“12 mit 
Zielvorgaben für die Jahre 2020 bis 2030. Treibhausgasemissionen sollten gegen-
über 1990 um 40 % sinken. Dazu sollten u.a. die Energieeffizienz (auf Basis des  
prognostizierten künftigen Primärenergieverbrauchs) um 32,5 % sowie der Anteil 
erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch um 32 % gesteigert werden.

Das letztere Ziel wird durch die EU–Richtlinie zur Förderung der Nutzung von Energie 
aus erneuerbaren Quellen (in der Folge: Erneuerbare–Energien–Richtlinie13) adressiert, 
die auf die Sektoren Strom, Transport und erstmals auch direkt auf Wärme abstellt:14  

•	 Im Bereich der Wärme– und Kälteerzeugung sollen die Mitgliedstaaten den Anteil 
erneuerbarer Energien um den indikativen Richtwert von 1,3 Prozentpunkten pro 
Jahr – ausgehend vom Niveau des Jahres 2020 – erhöhen. Berechnet wird dieser 
Wert als Durchschnitt der Jahre 2021 bis 2025 und 2026 bis 2030. Sofern in einem 
Mitgliedstaat Abwärme und Abkälte nicht genutzt werden, ist diese Steigerung mit 
einem Richtwert von 1,1 Prozentpunkten pro Jahr zu begrenzen.15

•	 Im Segment Fernwärme und Fernkälte soll der Anteil der Energie aus erneuerbaren 
Quellen sowie der Abwärme und Abkälte um mindestens einen Prozentpunkt pro 
Jahr steigen.16

Die Mitgliedstaaten haben in ihren nationalen Energie– und Klimaschutzplänen jene 
Maßnahmen festzulegen, die erforderlich sind, um diese Steigerung zu erreichen.

12	 Das Paket umfasste vier Verordnungen und vier Richtlinien: Verordnung und Richtlinie über den Elektrizitätsmarkt, 
Verordnung zur Risikovorsorge im Elektrizitätsbereich, Verordnung zur Agentur für die Zusammenarbeit der Ener-
gieregulierungsbehörden (ACER), Verordnung zum Governance–System für die Energieunion, Energieeffizienz–
Richtlinie, Richtlinie über erneuerbare Energien und Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden.

13	 Richtlinie (EU) 2018/2001, ABl. L 2018/328
14	 Art. 23 
15	 Abwärme wird bis zu 40 % bei der jährlichen Erhöhung angerechnet.
16	 Art. 24 Erneuerbare–Energien–Richtlinie
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(3) Die Erneuerbare–Energien–Richtlinie sieht für die Mitgliedstaaten mehrere In- 
strumente zur Zielerreichung vor, u.a. steuerliche Maßnahmen, finanzielle Anreize 
wie etwa eine CO2–Steuer für den Wärmemarkt oder auch Fördersysteme zur Erhö-
hung des Anteils an Wärme aus erneuerbarer Energie. Österreich schuf 2009 mit 
dem WKLG ein entsprechendes Fördersystem (TZ 10).

(4) Im Juli 2021 aktualisierte die Europäische Kommission mit dem Plan für ein 
klimaneutrales Europa im Jahr 2055 („Fit for 55“–Paket17) die ambitionierten Reduk-
tionsziele. Bis 2030 sollen demnach in der gesamten EU um mindestens 55 % weni-
ger Treibhausgase emittiert werden als 1990.18 Nach dem „Fit for 55“–Paket hätte 
Österreich im Vergleich zu den bisherigen Vorgaben, die eine Reduktion um 36 % 
vorsahen, seine Emissionen bis 2030 – gegenüber dem Referenzjahr 2005 – um 
48 % zu reduzieren. Die dafür notwendigen EU–Rechtsvorschriften waren mit Ende 
der Gebarungsüberprüfung des RH noch nicht beschlossen.

Österreichische Wärmestrategie

Erneuerbare Wärme – Strategien und Ziele

	 5.1	 (1) Die Planung, Entwicklung und der Bau von Fernwärmeleitungen haben in der 
Regel eine lange Vorlaufzeit und sind zumeist auch mit der Stadt– und Siedlungsent-
wicklung abzustimmen. Heizsysteme der Haushalte weisen in der Regel eine 
Nutzungsdauer von rd. 20 Jahren auf. Die Investitionsentscheidungen von Energie-
versorgungsunternehmen und Privatpersonen bedürfen folglich einer entsprechen-
den Planungssicherheit. Daher sind strategische Weichenstellungen erforderlich, die 
den Zeithorizont und die Rahmenbedingungen für den Umstieg auf erneuerbare 
Heizsysteme verlässlich festlegen.

Eine fehlende Strategie und die fehlende langfristige Ausrichtung im Wärmesektor 
können Investitionen verzögern und zu höheren öffentlichen und privaten Ausgaben 
führen, etwa durch Förderungen für einen vorzeitigen Umstieg – also Tausch von 
Anlagen vor Ablauf ihrer Nutzungsdauer bzw. Lebenszeit – und durch damit einher-
gehende versunkene Kosten.

(2) Im Dezember 2017 kündigte die Bundesregierung im Regierungsprogramm 2017–
2022 erstmals die Erarbeitung und Umsetzung einer österreichischen Wärmestrate-
gie zur „Nutzung von erneuerbarer Wärme in der Wirtschaft, im öffentlichen Bereich 
und für private Haushalte“ an.

17	 COM/2021/550 final
18	 Das Ziel gilt für jene Bereiche, die nicht dem Emissionshandel unterliegen.



Förderungen für den Fernwärme– und Fernkälteleitungsbau

23

(3) Im Mai 2018 beschloss die Bundesregierung die österreichische Klima– und 
Energiestrategie „#mission2030“, die bis 2050 den gänzlichen Ausstieg aus fossilen 
Energieträgern festlegt. Bis 2030 soll die Stromversorgung zu 100 % (national bilan-
ziell19) aus erneuerbarer Energie erfolgen und der Anteil erneuerbarer Energieträger 
am Bruttoendenergieverbrauch bis 2030 auf 45 % bis 50 % steigen. Heizsysteme im 
Neubau sollen auf fossile Energieträger verzichten; im Gebäudebestand soll auf 
erneuerbare Energieträger und hocheffiziente Fernwärme20 umgestellt werden. Um 
auch die Abhängigkeit von importierten fossilen Energieträgern zu vermindern, 
wären Heizsysteme auf Basis von Biomasse, Solarthermie und Wärmepumpen 
bis 2030 weiter auszubauen. Das Leuchtturmprojekt Nr. 5 der „#mission2030“ 
(Erneuerbare Wärme) umfasst neben der Verbesserung der Gebäudeeffizienz u.a.:

•	 den Ausstieg aus Ölheizungen im Neubau in allen Ländern ab spätestens 2020,21
•	 den Einsatz von erneuerbaren Energieträgern beim Ersatz bestehender Ölkessel und
•	 den sozial verträglichen Ausstieg aus dem Bestand an fossilen Ölheizungen ab 

spätestens 2025, beginnend mit Heizkesseln, die älter als 25 Jahre sind.

Die Umsetzung soll „sofort“ beginnen, mit einer „kontinuierlichen Steigerung der 
Anstrengungen“ und nach den „in einer Wärmestrategie zu definierenden Umset-
zungsstufen“. Die Details dazu sollen – gemeinsam mit den Ländern – in einer nati-
onalen Wärmestrategie festgelegt werden, um die Ausrichtung auf den langfristigen, 
sozial verträglichen und vollständigen Umstieg auf erneuerbare Energieträger einzu-
leiten.

(4) Der „Integrierte nationale Energie– und Klimaplan für Österreich“ (in der Folge: 
Nationaler Energie– und Klimaplan)22 vom Dezember 2019 hob die Bedeutung von 
effizienter Fernwärme und –kälte23 hervor, und sah u.a. Investitionen in das Fern-
wärmenetz als Maßnahme, die auch der Versorgungssicherheit dient. Zu den Instru-
menten zählte der Nationale Energie– und Klimaplan auch die Investitionsförderung 
nach dem WKLG.

19	 Über das Jahr gesehen soll der gesamte österreichische Stromverbrauch aus erneuerbaren Quellen gedeckt 
werden.

20	 Die Energie muss bei hocheffizienten Nah– und Fernwärmeanschlüssen zumindest zu 80 % aus erneuerbaren 
Quellen, aus hocheffizienten Kraft–Wärme–Kopplungsanlagen im Sinne der Richtlinie 2012/27/EU, sonstiger 
Abwärme, die andernfalls ungenutzt bleibt, oder einer Kombination dieser Energien/Wärme stammen. Zur 
Spitzenlastabdeckung und als Ausfallsreserve kann Energie aus anderen Systemen im Ausmaß von bis zu 
20 % eingesetzt werden.

21	 Der Einbau von Ölkesseln im Neubau wurde ab 1. Jänner 2020 mit dem Ölkesseleinbauverbotsgesetz 
(BGBl. I 6/2020) untersagt.

22	 erstellt gemäß Vorgabe der Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates über 
das Governance–System für die Energieunion und den Klimaschutz, ABl. L 2018/328, 1

23	 im Sinne eines Fernwärme– oder Fernkältesystems, das mindestens 50 %  erneuerbare Energien, 
50 % Abwärme, 75 % KWK–Wärme oder 50 % einer Kombination dieser Energien und dieser Wärme nutzt 
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(5) Nach dem Regierungsprogramm 2020–2024 soll Fernwärme einen großen 
Beitrag zur Erreichung der österreichischen CO2–Reduktionsziele leisten und neben 
der Nahwärme forciert werden. Der Wärmemarkt soll vollständig dekarbonisiert 
und der durchschnittliche Anteil an erneuerbarer Erzeugung in der Fernwärme um 
mindestens 1,5 % pro Jahr erhöht werden.

(6) Zur Erarbeitung einer Wärmestrategie führte das Ministerium im Mai 2019 eine 
Online–Konsultation mit Stakeholdern durch. Mehr als 450 Personen und Institu­
tionen nahmen teil und brachten Ideen und Vorschläge ein. Parallel dazu diskutier-
ten Fokusgruppen die Themen „Thermische Sanierung“, „Raus aus fossilem (Heiz–)
Öl“, „Phase Out fossiles Gas“, „Hürden für den Einsatz erneuerbarer Energie“ sowie 
„Prozesswärme, betriebliche Wärme, Abwärme“ und „Steuern“. Die Ergebnisse aus 
beiden Prozessen sollten in die Wärmestrategie bzw. den Nationalen Energie– und 
Klimaplan einfließen.

Das Ministerium verwies darauf, dass der Wärmebereich ein Einvernehmen zwischen 
Bund und Ländern erfordere, weshalb sich der Strategieprozess verzögert habe. 
Inhaltlich sei geplant, den Fokus auf den Ausstieg aus fossilen Energieträgern zu 
legen. Konkrete Ausbauziele für einzelne Heizformen – darunter auch Fernwärme – 
seien nicht vorgesehen.

Die Landesenergiereferenten beschlossen in der Konferenz am 29. September 2020 
die Erarbeitung einer gemeinsamen Bund–Länder–Wärmestrategie. Ein Fertigstel-
lungstermin wurde nicht vereinbart. Bis Ende 2021 lag noch keine finale Wärmestra-
tegie vor, das Ministerium veröffentlichte jedoch auf seiner Internetseite einen 
Stufenplan für die Dekarbonisierung der Raumwärme:

•	 Bereits in Kraft war das Ölheizungsverbot für den Neubau (ab 1. Jänner 2020).
•	 Ab 2022 soll bei einem Heizungstausch eine Ölheizung durch eine klimafreundliche 

Alternative ersetzt werden.
•	 Ab 2025 soll fossiles Gas in Neubauten verboten werden.
•	 Ab 2025 sollen Ölheizungen, die älter als 25 Jahre sind, sukzessive ausgetauscht werden.
•	 Bis 2035 sind sämtliche Ölheizungen stillzulegen.
•	 Bis 2040 soll die gesamte Wärmeversorgung dekarbonisiert sein.

	 5.2	 Der RH hielt kritisch fest, dass die im Dezember 2017 erstmals und seither wieder-
holt angekündigte Wärmestrategie des Bundes und der Länder bis zur Gebarungs-
überprüfung des RH nach wie vor nicht erstellt war. Damit fehlten für den Bereich 
der Fernwärme und Fernkälte neben konkreten Ziel– und Rahmenvorgaben auch 
definierte Umsetzungsstufen und Meilensteine zur Erreichung der ambitionierten 
Dekarbonisierungsziele. Diesem Bereich maßen der Nationale Energie– und Klima-
plan sowie das Regierungsprogramm 2020–2024 für die Erreichung der österreichi-
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schen Klimaziele große Bedeutung bei und führten die Förderung des Fernwärme–  
und Fernkälteleitungsbaus als wesentliches Instrument dafür an.

Die Verzögerung bei Erstellung der Wärmestrategie seit der ersten Ankündigung 
2017 war nach Ansicht des RH insbesondere mit Blick auf die Lebens– und Nutzungs-
dauer von Heizsystemen und in Anbetracht der langen Vorlaufzeit bis zur Errichtung 
von Infrastrukturvorhaben in diesem Bereich kritisch. Das Fehlen einer Wärmestra-
tegie beeinträchtigt die langfristige Planungssicherheit für den Ausbau der Fern-
wärme– und –kälteleitungsnetze und auch die Bereitschaft, Investitionen in diesem 
Bereich zu tätigen.

Vor dem Hintergrund des hohen Anteils des Wärmesektors am österreichischen 
Endenergieverbrauch (27 % im Jahr 2019), der ambitionierten Dekarbonisierungs-
ziele sowie der Komplexität eines Systemwechsels wies der RH auf die Dringlichkeit 
der Erstellung einer Wärmestrategie hin. Weitere Verzögerungen können das Risiko 
zusätzlicher Kosten der öffentlichen Hand bzw. versunkener Kosten von Unterneh-
men und Privatpersonen erhöhen.

Der RH empfahl dem Ministerium eine zeitnahe Klärung der noch offenen Punkte 
und – im Einvernehmen mit den Ländern – die rasche Fertigstellung der Wärmestra-
tegie. Damit soll Planungssicherheit für alle im Wärmebereich tätigen Akteure 
geschaffen und der Förderbedarf der öffentlichen Hand für den Umstieg auf 
Wärmeerzeugung aus erneuerbaren Energien planbar gemacht werden. Zudem 
sollen versunkene Kosten infolge eines vorzeitigen Austauschs von Heizsystemen 
und Anlagen möglichst vermieden werden.

	 5.3	 Laut Stellungnahme des Ministeriums sei die Erstellung der Wärmestrategie ein 
Prozess mit laufenden Abstimmungen mit dem Bundesministerium für Finanzen und 
den Ländern. Die Vorbereitungen für die Erarbeitung einer abgestimmten Wärme-
strategie hätten bereits 2017 gestartet; ein offizielles politisches Mandat hätten die 
Länder erst im September 2020 erteilt.

Zur Erarbeitung der Wärmestrategie sei ein „Wärmekoordinationsteam“ (WKT) mit 
Vertreterinnen und Vertretern der Länder, des Bundesministeriums für Finanzen  und 
des eigenen Ressorts eingerichtet worden. Aufgabe des Wärmekoordinationsteams 
sei die inhaltliche Erarbeitung der Wärmestrategie, wobei das „Politische Steuerungs-
gremium“ (PSG) den Fahrplan vorgebe. Dieses Gremium setze sich zusammen aus 
der Bundesministerin für Klimaschutz, dem Bundesminister für Finanzen und den 
Landeshauptleuten.
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Bisher habe das Politische Steuerungsgremium dreimal getagt. Das Wärmekoordina-
tionsteam bearbeite monatlich in gemeinsamen Sitzungen die Themen der Wärme-
strategie. Zur Unterstützung seien acht Arbeitsgruppen eingesetzt worden, in denen 
spezifische Fragen und Themen, etwa die Erhebung von Daten über Heizsysteme 
oder die technische Umsetzbarkeit eines Heizungstausches, erörtert würden.

Das Ministerium sei gemeinsam mit den Ländern bestrebt, die im politischen Mandat 
ausgewiesenen Eckpunkte einer österreichischen Wärmestrategie so rasch wie 
möglich zu konkretisieren. Aus dem auch vom RH angeführten Grund, versunkene 
Kosten beim Austausch von Heizsystemen zu vermeiden, sei der Entwurf für ein Erneu-
erbare–Wärme–Gesetz erarbeitet worden, das den Weg in Richtung klimafreundliche 
Heizsysteme vorgebe.24 Parallel dazu seien gemeinsam mit den Ländern Förderinstru-
mente entwickelt worden und bereits in Umsetzung – dies insbesondere um soziale 
Härtefälle infolge der Vorgaben zum Heizungstausch abzufedern.

Im Wärmekoordinationsteam und seinen Arbeitsgruppen seien parallel zur Erarbei-
tung des Erneuerbare–Wärme–Gesetzes weitere Eckpunkte des politischen Mandats 
konkretisiert worden, beispielsweise der Ausbau und die Dekarbonisierung der 
Fernwärme oder der Einsatz von erneuerbarem Gas. Die Arbeiten daran und weitere 
Themen wie die Wärmeraumplanung würden ehestmöglich abgeschlossen.

	 5.4	 Der RH nahm die Aktivitäten und Bestrebungen des Ministeriums zur Kenntnis. Nach 
wie vor fehlen aus Sicht des RH jedoch strategische Weichenstellungen, die – ergän-
zend zu den Ausstiegspfaden – auch planbare Alternativen zu den bestehenden 
Heizsystemen, vor allem in Mehrparteienwohnhäusern im städtischen Bereich, 
umfassen. Er hielt daher seine Empfehlung, im Einvernehmen mit den Ländern rasch 
eine umfassende Wärmestrategie zu erstellen, aufrecht.

Umstieg auf erneuerbare Wärme – Aufbau– und Resilienzplan

	 6	 (1) Die Bundesregierung beschloss am 16. Juni 2020 in einer Regierungsklausur, 
2 Mrd. EUR für Klimainvestitionen zur Verfügung zu stellen, darunter auch für 
Maßnahmen der bereits 2009 ins Leben gerufenen „Sanierungsoffensive“ (thermi-
sche Gebäudesanierungen und Umstieg auf nachhaltige Heizsysteme) sowie für 
einen verstärkten Fokus auf erneuerbare Energien, Investitionen in klimafreundliche 
Innovationen und Industrien sowie Klimaschutzförderungen. Der Ministerrat 
beschloss am 24. Juni 2020 die Fortsetzung des Heizkesseltauschprogramms „Raus  
aus Öl“ mit jeweils 200 Mio. EUR für die Jahre 2021 und 2022 sowie eine neue 

24	 Mitte Juni 2022 schickte das Ministerium den Ministerialentwurf betreffend das Bundesgesetz zum Ausstieg 
aus der fossil betriebenen Wärmebereitstellung (Erneuerbare–Wärme–Gesetz) in Begutachtung. Der Entwurf 
sieht einen Ausstieg aus mit Öl, Flüssiggas und Kohle betriebenen Heizsystemen bis 2035 sowie aus mit Gas 
befeuerten Heizungen bis 2040 vor.
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Schwerpunktmaßnahme für energiearme bzw. einkommensschwache Haushalte mit 
jeweils 50 Mio. EUR, ebenfalls für die Jahre 2021 und 2022.

(2) In Reaktion auf die COVID–19–Pandemie schuf die EU das Aufbauprogramm 
„Next Generation EU“, das im Mai 2021 von allen Mitgliedstaaten notifiziert wurde. 
Von dem Gesamtfinanzierungsvolumen in Höhe von 750 Mrd. EUR entfiel der Groß-
teil (672,5 Mrd. EUR) auf die Aufbau– und Resilienzfazilität, davon waren 
312,5 Mrd. EUR für Zuschüsse vorgesehen. Um diese in Anspruch nehmen zu 
können, hatten die Mitgliedstaaten jeweils einen nationalen Aufbau– und Resilienz-
plan25 zu erstellen.

Österreich wird voraussichtlich rd. 3,5 Mrd. EUR in Anspruch nehmen können. 
Zunächst stehen 450 Mio. EUR (rd. 13 %) als Vorfinanzierung zur Verfügung; nach 
Erreichen von „Meilensteinen“ werden die weiteren Mittel ausbezahlt.

(3) Der österreichische Aufbau– und Resilienzplan für den Zeitraum 2020 bis 2026 
vom 30. April 2021 umfasste Maßnahmen zu vier Schwerpunkten (sogenannte 
„Komponenten“)26, darunter auch zum Schwerpunkt „Nachhaltiger Aufbau“.

Der Bereich Raumwärme war dem Schwerpunkt „Nachhaltiger Aufbau“ zuzuordnen. 
Dieser Schwerpunkt zielte vor allem darauf ab,

•	 klimaschädliche Öl– und Gasheizungen durch klimafreundliche Heizungen zu ersetzen 
(„Grüner Übergang“) sowie

•	 die Energiekosten von einkommensschwachen Haushalten nachhaltig zu senken.

Als Reformmaßnahme und rechtlichen Rahmen für den geplanten „Grünen Über-
gang“ sah der Aufbau– und Resilienzplan ein „Erneuerbaren Wärmegesetz“27 vor, 
mit dem Sanierungsmaßnahmen und der Austausch von Öl– und Gasheizungen 
gefördert und Maßnahmen gegen Energiearmut gesetzt werden sollen. Nach Anga-
ben des Ministeriums sollte im Frühjahr 2022 ein Begutachtungsentwurf vorliegen.28

Die Kosten für den Austausch von Öl– und Gasheizungen wurden mit 400 Mio. EUR29, 
jene für die Bekämpfung von Energiearmut mit 150 Mio. EUR30 veranschlagt.

25	 gemäß Art. 18 der Verordnung (EU) 2021/241 vom 12. Februar 2021 zur Einrichtung der Aufbau– und Resili-
enzfazilität, ABl. L 2021/57, 17

26	 1. Nachhaltiger Aufbau, 2. Digitaler Aufbau, 3. Wissensbasierter Aufbau, 4. Gerechter Aufbau
27	 Dieses lag zur Zeit der Gebarungsüberprüfung noch nicht vor.
28	 Ein Ministerialentwurf dazu wurde im Juni 2022 verschickt (siehe FN 24)
29	 davon 158,9 Mio. EUR aus der Aufbau– und Resilienzfazilität
30	 davon 50 Mio. EUR aus der Aufbau– und Resilienzfazilität
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„Grüner Übergang“ im städtischen Bereich

	 7.1	 (1) Von den rd. 4 Mio. Heizungsanlagen der österreichischen Haushalte waren 
rd. 900.000 Erdgasheizungen und rd. 500.000 Heizöl– und Flüssiggasheizungen 
(Stand Mitte 2020, siehe auch TZ 2, Abbildung 2). Der Einbau von Ölkesseln in neu 
errichteten Gebäuden wurde durch das Ölkesseleinbauverbotsgesetz untersagt. 
Bis 2035 sollen gemäß dem Aufbau– und Resilienzplan alle Ölheizungen in Öster-
reich außer Betrieb genommen werden. Auch Gasheizungen sollen im Neubau 
spätestens ab 2025 verboten werden. In Bestandsgebäuden soll der Austausch von 
Öl– und Gasheizungen gegen klimafreundliche Heizsysteme mit der durch die 
Aufbau– und Resilienzfazilität geförderten Maßnahme „Raus aus Öl und Gas“ 
beschleunigt werden. Bis 2026 ist geplant, mit 400 Mio. EUR (davon 158,90 Mio. EUR 
aus der Aufbau– und Resilienzfazilität) den Austausch von rd. 80.000 Heizkesseln zu 
fördern. Fossile Heizsysteme sollten entweder auf hocheffiziente Nah– oder Fern-
wärmeanschlüsse, Wärmepumpen oder Biomasseheizungen umgestellt werden. 
Zielgruppe der Förderung aus dem Aufbau– und Resilienzplan sind Privatpersonen 
mit Ein– oder Zweifamilienhäusern oder Reihenhäusern.

(2) Zu den im städtischen Bereich vorherrschenden Mehrparteienwohnhäusern, die 
zu einem Großteil über Gasheizungen beheizt werden (siehe TZ 2, Abbildung 3), 
enthielt der Aufbau– und Resilienzplan weder Zielvorgaben noch Fördermaßnah-
men für einen „grünen Übergang“ in der Wärmeversorgung. Gemäß dem „Mikro-
zensus Wohnen“ der Statistik Austria befinden sich 53 % der Hauptwohnsitze in 
Gebäuden mit drei und mehr Wohneinheiten.

Dementsprechend blieb daher offen, wie

•	 im städtischen Bereich und in Mehrparteienwohnhäusern eine Umstellung von 
Einzelanlagen (z.B. Gasthermen) auf umweltfreundliche Gemeinschaftsanlagen (z.B. 
Fernwärmeanschluss oder Wärmepumpe) grundsätzlich erfolgen sollte;31 auch 
Fragen zur technischen und räumlichen Machbarkeit, den Miet– und Eigentums-
rechten sowie der Finanzierung der Investitionskosten wurden nicht behandelt;

•	 die erforderliche Menge an erneuerbarem Strom für einen allfälligen großflächigen 
Einsatz von Wärmepumpen gesichert bereitgestellt werden kann;

•	 Fernleitungssysteme (im städtischen Bereich) versorgungssicher und in hocheffizi-
enter Weise mit erneuerbaren Energieträgern betrieben werden können und in 
welchem Umfang der bisherige Erdgaseinsatz in der Fernwärme (z.B. in Graz, Linz 
und Wien 66 %  im Jahr 2018) etwa durch Biomasse, Biogas, Abwärme oder Geo-  
thermie substituiert werden kann.

31	 Sowohl der Anschluss an die Fernwärme als auch der Einbau von Wärmepumpen müssten für das gesamte 
Gebäude erfolgen.
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Laut der Klima– und Energiestrategie „#mission2030“ vom Mai 2018 werde die 
Umstellung von Erdgas auf erneuerbare Energieträger (einschließlich erneuerbarem 
Gas) im Heizungsmarkt einen längeren Zeitraum beanspruchen, „da vor allem in 
Ballungsräumen teilweise nur eingeschränkte Systemalternativen vorhanden sind“. 
Gemäß dem Nationalen Energie– und Klimaplan beruhe die Sicherheit der Energie-
versorgung zu einem großen Teil auf Erdgas, das auch mittelfristig nur teilweise sub­
stituierbar sei.

	 7.2	 Der RH hielt kritisch fest, dass zwar ambitionierte allgemeine Energie– und Klima­
strategien („#mission2030“ vom Mai 2018, Nationaler Energie– und Klimaplan vom 
Dezember 2019) beschlossen wurden, die darin angekündigte umfassende Wärme-
strategie (siehe TZ 5) jedoch ebenso wie ein „Erneuerbaren Wärmegesetz“ fehlten. 
Damit bestand keine kohärente Gesamtsicht auf alle Aspekte des Wärmesektors 
einschließlich der Umsetzung der Dekarbonisierung der Wärmeversorgung bzw. des 
Umstiegs auf erneuerbare Wärme.

Beispielsweise sah der Aufbau– und Resilienzplan bis 2026 Unterstützungen für den 
Austausch von 80.000 Heizkesseln vor, obwohl der Bestand rd. 500.000 Heizöl– und 
Flüssiggasheizungen und rd. 900.000 Erdgasheizungen umfasste. Eine weiterfüh-
rende Perspektive nach 2026 bot der Aufbau– und Resilienzplan nicht. Eine länger-
fristige Umstiegsstrategie, insbesondere für den Erdgasbereich, war nicht vorhanden.

Angesichts der erforderlichen hohen Investitionssummen und der Lebensdauer von 
Heizungsanlagen von bis zu 20 Jahren wäre eine entsprechende Perspektive erfor-
derlich, um versunkene Kosten durch einen vorzeitigen Anlagentausch zu vermeiden.

Der RH wies ferner kritisch darauf hin, dass der Bereich der Mehrparteienwohnhäu-
ser und der großstädtische Bereich in den bisher festgelegten Zielen zur Umstellung 
auf erneuerbare Heizsysteme nicht berücksichtigt wurden. Dies, obwohl 53 % aller 
Hauptwohnsitze auf Mehrparteienwohnhäuser entfielen und Mehrparteienwohn-
häuser in den Ballungsräumen als Wohnform dominierten.

Der RH wies darauf hin, dass im Jahr 2018 mehr als ein Drittel des gesamtösterrei-
chischen Energieeinsatzes für Nah– und Fernwärmeerzeugung allein auf die drei 
größten Städte – Wien, Graz und Linz – entfielen (TZ 2). Die Klima– und Energiestra-
tegie „#mission2030“ vom Mai 2018 bot allerdings zu Erdgas in Ballungsräumen nur 
eingeschränkte Systemalternativen und der Nationale Energie– und Klimaplan vom 
Dezember 2019 erachtete Erdgas – im Hinblick auf die Versorgungssicherheit – 
mittelfristig nur als teilweise substituierbar.

Der RH sah darüber hinaus die Gefahr, dass ohne eine Gesamtstrategie unter Einbe-
ziehung des Wärmebereichs die in Aussicht gestellten erheblichen öffentlichen 
Mittel nicht die erwarteten Umwelteffekte erzielen können.
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Der RH empfahl daher dem Ministerium, in der zu erstellenden Wärmestrategie die 
Zielvorgaben und Maßnahmen sowie den Förderbedarf für den „grünen Übergang“ 
(Ersatz von Öl– und Gasheizungen durch klimafreundliche Heizungen) darzulegen. 
Dabei wäre auch der städtische Bereich mit vorwiegend Mehrparteienwohnhäusern 
einzubeziehen. Insbesondere wäre darin auszuführen, wie die Ziele für hocheffizi-
ente Nah– und Fernwärmeanschlüsse im städtischen Bereich erreicht und der hohe 
Anteil an erdgasbetriebenen Heizungen substituiert werden kann.

	 7.3	 Das Ministerium teilte in seiner Stellungnahme – ergänzend zu TZ 5 – mit, dass zu den 
Zielen des politischen Mandats auch „der Ausbau von Fernwärmesystemen in urba-
nen Gebieten sowie die Dekarbonisierung der Fernwärme mittels Abwärmenutzung, 
Wärmepumpen, Geothermie, Biomasse und Nutzung von grünem Gas insbesondere 
in KWK-Anlagen“ zähle. Mehrere Arbeitsgruppen, insbesondere jene für „Gas in der 
Raumwärme“ und „Fernwärme“, würden die angesprochenen Themen aufbereiten 
und eine direkte Umsetzungsmöglichkeit erarbeiten; dies im Rahmen der Wärme-
strategie und unter Berücksichtigung aktueller energiepolitischer Entwicklungen. Die 
Endberichte der beiden Arbeitsgruppen sollten bis Ende 2022 vorliegen. Die Ergeb-
nisse würden im Wärmekoordinationsteam aufbereitet und die strategischen 
Eckpunkte dazu konkretisiert.

Vorgaben für dezentrale Heizungen, wie sie in Mehrparteienwohnhäusern häufig 
anzufinden sind, fänden sich bereits im Entwurf des Erneuerbare–Wärme–Gesetzes. 
So sollten Gebäudeeigentümer dezentrale Heizanlagen, die mit Öl, Kohle und Flüssig-
gas betrieben werden, bis längstens 2035 auf bevorzugt klimafreundliche Alternativen 
umstellen. Die Umstellung von dezentralen, mit fossilen gasförmigen Energieträgern 
betriebenen Heizanlagen, solle bis 2040 erfolgen. Der Gesetzesentwurf kündige eine 
weitere Etappe an; diese Etappe werde die konkreten Vorgaben festlegen für die Um- 
stellung von mit gasförmigen Energieträgern betriebenen zentralen und dezentralen 
Heizungen außerhalb von Fernwärmegebieten.

Nach dem Regierungsprogramm sollten sämtliche fossilen Anlagen zur Bereitstel-
lung von Raumwärme und Warmwasser bis 2035 bzw. bis 2040 umgestellt werden. 
Der dazu vorgesehene ordnungsrechtliche Rahmen werde mit den Ländern im 
Rahmen der Wärmestrategie erarbeitet und durch korrespondierende Förderungen 
(Bund, Länder) begleitet. Das gemeinsame Arbeitsmandat sehe für den Phase–out–
Plan eine enge Abstimmung der Förderstrategien des Bundes und der Länder vor. 
Die 80.000 Kessel, die im Rahmen des österreichischen Aufbau– und Resilienzplans 
(ÖARP) gegen klimafreundliche Heizsysteme ausgetauscht werden sollen, würden 
auf Annahmen und Berechnungen in Vorbereitung der Wärmestrategie zur Dekar-
bonisierung der Heizsysteme basieren. Der aus dem österreichischen Aufbau– und 
Resilienzplan unterstützte Kesseltausch sei daher als Teil des Gesamtvorhabens 
konzipiert.
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Das Ministerium bekenne sich dazu, mit den Mitteln des österreichischen Aufbau– und 
Resilienzplans primär neue – bisher noch nicht angesprochene – Fördergegenstände zu 
finanzieren. Die Refundierung32 der Mittel der Förderaktion „Raus aus Öl und Gas“ in 
der Höhe von ca. 158 Mio. EUR sei eine Forderung des Bundesministeriums für Finan-
zen gewesen. Im österreichischen Aufbau– und Resilienzplan seien die für 2021 und 
2022 vorgesehenen nationalen Mittel mit 400 Mio. EUR angegeben worden. Inzwischen 
seien sowohl die Summe als auch die Laufzeit ausgeweitet worden.

Zu Mehrparteienwohnhäusern führte das Ministerium aus, dass sich die Auswahl 
der zur Refundierung ausgewählten Projekte insbesondere an administrativen 
Gesichtspunkten orientiert habe. Die Förderabwicklung und –abrechnung seien bei 
Einfamilienhäusern einfacher als bei Mehrparteienwohnhäusern. Inhaltlich bedeute 
das keine Prioritätensetzung; die Konsequenz sei nur, dass Förderungen für Mehr-
parteienwohnhäuser aus nationalen Mitteln der Sanierungsoffensive bedeckt und 
nicht durch den Aufbau– und Resilienzplan an das Bundesministerium für Finanzen 
refundiert würden.

	 7.4	 Der RH erwiderte dem Ministerium, dass die Ausstiegsziele des Erneuerbare–
Wärme–Gesetzes die altersbedingte Stilllegung von Anlagen zur Wärmebereitstel-
lung mit fossilen Brennstoffen zwar planbar machen, jedoch bleibt offen, wie die 
Umstellung vor allem im städtischen Bereich erfolgen soll. Der RH hielt daher seine 
Empfehlung aufrecht, dies in einer übergeordneten Wärmestrategie rasch zu konkre-
tisieren, und verwies hierzu auch auf seine Ausführungen in TZ 5. Der RH weist über-
dies auf die verstärkte Dringlichkeit beim Ausbau Erneuerbarer Energien hin, 
insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen Energieversorgungs– und –sicher-
heitskrise, der bestehenden internationalen Abhängigkeiten von Erdgas und des zu 
erwartenden positiven Umweltfaktors.

Leistbarkeit der „Wärme–Wende“

	 8.1	 (1) Die Klima– und Energiestrategie „#mission2030“ der Bundesregierung vom 
Mai 2018 enthielt ein energiepolitisches Zieldreieck. Demnach waren die

•	 ökologische Nachhaltigkeit,
•	 Versorgungssicherheit und
•	 Leistbarkeit/Wettbewerbsfähigkeit

als übergeordnete Ziele ausgewogen und gleichwertig zu verfolgen. In seinem 
Bericht „Ökostromförderung am Beispiel Windkraft und Photovoltaik“33 hatte der RH 

32	 Mit den Mitteln aus der Aufbau– und Resilienzfazilität werden teilweise bereits geförderte Projekte refinan-
ziert, da das Programm „Raus aus Öl und Gas“ startete, bevor Mittel aus der Aufbau– und Resilienzfazilität 
zur Verfügung standen.

33	 Reihe Bund 2020/15, TZ 4, 7, 40
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darauf hingewiesen, dass zwischen den einzelnen Zielen dieses energiepolitischen 
Zieldreiecks – etwa dem ambitionierten Mengenausbau von erneuerbarer Energie 
einerseits und der finanziellen Leistbarkeit andererseits – potenzielle Konflikte 
bestanden. Der steigende Anteil an erneuerbarer Energie erfordert den Ausbau von 
Netzen, den Erhalt von konventionellen Back–up–Kraftwerken sowie die Entwick­
lung und den Ausbau geeigneter Energiespeicher. Die im Bereich der Netze anfallen-
den Kosten zur Erhaltung der Netz– und Systemstabilität haben alle Endkunden 
zusätzlich zu den Kosten des Ausbaus der erneuerbaren Energieerzeugung zu tragen.

Die stärkere Nutzung elektrischer Energie für Heizzwecke – u.a. auch für Wärme-
pumpen – ließ zusätzlichen Bedarf an erneuerbarer Stromerzeugung erwarten. Der 
Aufbau– und Resilienzplan quantifizierte die zusätzlich benötigten Energiemengen 
und die auf alle Endkunden entfallenden Kosten der Systemumstellung sowie der für 
die Versorgungssicherheit erforderlichen Maßnahmen nicht. Insbesondere blieb 
unklar, welche Rolle Gaskraftwerken bis 2030 bzw. 2035 als Back–up für die volatile 
Stromerzeugung sowie für die Bereitstellung von Wärme (durch Kraft–Wärme–
Kopplung) zukommen soll.

(2) Die Sicherstellung des „Zugangs zu leistbarer, zuverlässiger, nachhaltiger und 
moderner Energie für alle“ ist eines von 17 Zielen, welche die Vereinten Nationen im 
September 2015 in ihrer Agenda 2030 für eine nachhaltige Entwicklung34 vorstellten. 
Einkommensschwache Haushalte waren auch in Österreich häufig von Energiearmut 
betroffen. Ursache dafür waren – neben einem niedrigen Haushaltseinkommen – 
hohe Energie– bzw. Heizkosten, oft bedingt durch einen höheren Energiebedarf 
infolge relativ geringer Energieeffizienz des Wohngebäudes oder der (Heiz–)Geräte. 
Eine nachhaltige Bekämpfung der Energiearmut würde daher Maßnahmen zur Effizi-
enzsteigerung (Gebäudesanierung, Gerätetausch) erfordern.35

(3) Die Senkung der Energiekosten von einkommensschwachen Haushalten war 
eines der Ziele des österreichischen Aufbau– und Resilienzplans. Er erläuterte 
jedoch nicht, wie und in welchem Umfang die Heizkosten einkommensschwacher 
Haushalte – etwa durch Gebäudesanierungen – reduziert werden können. Gemäß 
Aufbau– und Resilienzplan sind rd. 180.000 Einfamilienhäuser einkommensschwa-
cher Haushalte sanierungsbedürftig. Für die Bekämpfung von Energiearmut sah der 
Aufbau– und Resilienzplan 150 Mio. EUR vor. Die Situation von einkommensschwa-
chen Haushalten in Mehrparteienwohnhäusern wurde im Aufbau– und Resilienz-
plan nicht betrachtet (siehe auch TZ 7).

(4) Der Aufbau– und Resilienzplan nahm für einen Heizungstausch in Ein– und Zwei­
familienhäusern Investitionskosten von durchschnittlich 20.000 EUR bis 25.000 EUR 

34	 Sustainable Development Goals (SDG) 
35	 siehe dazu RH–Bericht „Energiewirtschaftliche Maßnahmen gegen Energiearmut“ (Reihe Bund 2020/23, 

TZ 2, 6, 8 und 21)
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an. Die Förderung für das Programm „Raus aus Öl und Gas“ soll im Einzelfall bis zu 
7.500 EUR und maximal 50 % der förderfähigen Kosten betragen (Stand Ende 2021); 
sie war an eine Energieberatung sowie die Vorlage eines Energieausweises, eines 
Beratungsprotokolls oder eines Gesamtsanierungskonzepts, aus dem die empfohle–
nen Sanierungsmaßnahmen und die angemessene Dimensionierung der Heizung 
hervorgingen, gekoppelt. Zusätzlich stellten die Länder aus Wohnbaufördermitteln pro 
Anlage Zuschüsse in Höhe von 3.000 EUR bis 8.000 EUR bereit. Einkommensschwache 
Haushalte konnten eine Förderung von bis zu 100 % der Investitionskosten erhalten.

Da für Personen mit niedrigem Haushaltseinkommen häufig nur energetisch sanie-
rungsbedürftiger Wohnraum leistbar ist36, sollte ein Heizungstausch auch mit einer 
Sanierung am Gebäude einhergehen. Das Ministerium schätzte im Aufbau– und Resi-
lienzplan das durchschnittliche Investitionsvolumen für eine integrierte Sanierung auf 
maximal 30.000 EUR (für sechs Fenster, Dämmmaterial für die oberste Geschoßdecke 
und Heizungstausch). Demgegenüber belief sich der durchschnittliche Förderwert 
der Förderabwicklungsstelle Kommunalkredit Public Consulting GmbH (KPC) für eine 
vergleichbar umfassende Sanierung inklusive Heizungstausch auf rd. 52.000 EUR.

	 8.2	 Der RH hielt fest, dass der Aufbau– und Resilienzplan sowohl Förderungen für den 
Umstieg von fossilen auf erneuerbare Heizsysteme als auch Förderungen für einkom-
mensschwache Haushalte vorsah. Für einkommensschwache Haushalte waren 
Förderungen von bis zu 100 % der Investitionskosten vorgesehen. Der Aufbau– und 
Resilienzplan ging allerdings von 180.000 sanierungsbedürftigen Einfamilienhäusern 
einkommensschwacher Haushalte aus, so dass die bereitgestellten Mittel nur für 
einen Teil davon ausreichen werden.

Weiters beurteilte der RH die Ausführungen des Aufbau– und Resilienzplans zu 
Heizungstausch und Sanierungsmaßnahmen im Sinne einer gesamthaften Betrach-
tung als wenig aussagekräftig, weil

•	 die geschätzten Kosten nur den Heizungstausch betrafen, nicht jedoch die von den Haus-
halten (Endkunden) ebenfalls zu tragenden Kosten einer allfälligen Systemumstellung bei 
den Energieunternehmen, z.B. aufgrund der Substitution fossiler Energieträger bei Fern-
wärme oder Maßnahmen in Zusammenhang mit der Versorgungssicherheit (z.B. Spei-
cher sowie Back–up–Systeme),

•	 das für eine integrierte Sanierung vom Ministerium angenommene durchschnittli-
che Projektvolumen deutlich von den Erfahrungswerten der Förderabwicklungs-
stelle KPC abwich und damit als nur bedingt realistisch anzusehen war sowie

•	 die Gestaltung und Abwicklung der Förderung einkommensschwacher Haushalte in 
Mehrparteienwohnhäusern nicht thematisiert wurde.

36	 siehe RH–Bericht „Energiewirtschaftliche Maßnahmen gegen Energiearmut“ (Reihe Bund 2020/23, TZ 7)
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Der RH empfahl dem Ministerium, in der zu erstellenden Wärmestrategie – im Einklang 
mit dem energiepolitischen Zieldreieck – auch den sozial verträglichen Umstieg auf 
erneuerbare Heizungssysteme einschließlich allfällig erforderlicher integrierter Gebäu-
desanierungen darzulegen. Dabei wären sowohl die Situation einkommensschwacher 
Haushalte als auch jede Form von Wohnraum (auch in Mehrparteienwohnhäusern) 
und sämtliche Kosten – auch indirekte Kosten der Systemumstellung – zu berücksich-
tigen.

	 8.3	 Das Ministerium teilte in seiner Stellungnahme mit, dass das politische Mandat für die 
Erarbeitung einer Wärmestrategie vom Herbst 2020 der Sozialverträglichkeit der 
Maßnahmen große Bedeutung beimesse. Das Politische Steuerungsgremium habe im 
Herbst 2021 sieben Beschlüsse einstimmig verabschiedet, u.a. die langfristige soziale 
Abfederung der Verpflichtungen aus dem Erneuerbare–Wärme–Gesetz. Zur Umset-
zung sei in einem ersten Schritt die Förderung „Sauber Heizen für Alle“ für Ein– und 
Zweifamilienhäuser eingeführt worden. Im regelmäßigen Austausch würden Bund und 
Länder die Inhalte und Maßnahmen erarbeiten und die Vorgehensweise abstimmen.

Der Strombedarf von Wärmepumpen sei nicht Thema des Aufbau– und Resilienz-
plans, sondern der Wärmestrategie bzw. der energiepolitischen Effekte des geplan-
ten österreichweiten Ausstiegs aus fossilen Heizungen. Die Darstellung der 
energiepolitischen Konsequenzen eines Umstiegs auf Wärmepumpen bzw. der Rolle 
der Gaskraftwerke sei von der Europäischen Kommission nicht gefordert und daher 
auch nicht in den Aufbau– und Resilienzplan aufgenommen worden.

Der Aufbau– und Resilienzplan sei kein klima– bzw. energiepolitisches Strategie­
papier, er solle vielmehr darstellen, mit welchen Fördermaßnahmen Österreich dem 
Wirtschaftseinbruch durch die Pandemie begegne, und die EU–Finanzierung von 
Förderungen begründen. Der Aufbau– und Resilienzplan solle Maßnahmen fördern, 
für die es keine nationalen Förderungen gibt.

Der Aufbau– und Resilienzplan enthalte keine Details zur Bekämpfung von Energie­
armut und der Situation in Mehrparteienwohnhäusern, weil die Förderung komple-
mentär zur Förderschiene „Sauber Heizen für Alle“ konzipiert worden sei. Weil die 
Darstellung der förderfähigen Kosten von Sanierungsmaßnahmen in Mehrparteien-
wohnhäusern schwierig und die Frage des Nachweises der Einkommensschwäche 
einzelner Haushalte bzw. Eigentümer nicht geklärt sei, konzentriere sich die nationale 
Förderung für einkommensschwache Haushalte („Sauber Heizen für Alle“) auf Einfa-
milienhäuser. Die komplementäre Förderung des Aufbau– und Resilienzplans solle als 
Pilot über das Regime der Umweltförderung ausschließlich Maßnahmen in Mehrpar-
teienwohnhäusern fördern, in denen jeweils Gruppen von einkommensschwachen 
Haushalten untergebracht seien, etwa Obdachlosenheime, Frauenhäuser und Flücht-
lingsquartiere. Dieses Vorhaben sei in Finalisierung.
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Rechtsgrundlagen

EU–Recht

	 9.1	 (1) Das Förderregime für den Fernwärme– und Fernkälteleitungsausbau geht zurück 
auf die EU–Richtlinie zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energie-
quellen im Elektrizitätsbinnenmarkt37 und sollte zur Erreichung der österreichischen 
Emissionsziele nach der EU–Richtlinie über Endenergieeffizienz und Energiedienst-
leistungen38 beitragen.

Die EU erlaubt grundsätzlich keine staatlichen Subventionen für Unternehmen oder 
Wirtschaftszweige, da sie den Wettbewerb im europäischen Binnenmarkt behindern 
können.39 Davon ausgenommen sind Beihilfen, die der Europäischen Kommission noti-
fiziert40 und von ihr genehmigt wurden oder in einer Gruppenfreistellungsverordnung 
geregelt sind.41 Diesfalls sind eine gesonderte Anzeige und Genehmigung nicht erfor-
derlich. Von einer Anzeigepflicht befreit sind auch Beihilfen, die von der De–minimis–
Verordnung umfasst sind.42  

(2) Die Rechtslage bis 30. Juni 2014 erforderte die Notifizierung staatlicher Investiti-
onsbeihilfen für den Fernwärme– und Fernkälteleitungsausbau. Nach den Leitlinien 
der EU waren jedoch nicht die gesamten Investitionskosten, sondern lediglich die 
Investitionsmehrkosten – im Vergleich zu einer Referenzinvestition (z.B. Gasheizun-
gen) – förderbar.43  

Gemäß diesen Leitlinien mussten Beihilfen 

•	 notwendig sein, d.h., die Investition wäre ohne Beihilfe nicht ausreichend rentabel, und
•	 einen Anreizeffekt aufweisen, d.h., sie müssen eine Verhaltensänderung des Beihilfen-

empfängers bewirken.

37	 Richtlinie 2001/77/EG, ABl. L 2021/283 
38	 Richtlinie 2006/32/EG, ABl. L 2006/114, 64
39	 Art. 107 Abs. 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)
40	 gemäß Anmeldepflicht nach Art. 108 Abs. 3 AEUV
41	 Verordnung (EU) 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter 

Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt, ABl. L 187/2014, 1 
42	 Verordnung (EU) 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 

108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De–minimis–Beihilfen, ABl. L 2013/352, 1; 
De–minimis–Beihilfen sind Beihilfen, die ein Unternehmen innerhalb von drei Steuerjahren erhält und deren 
Ausmaß ein bestimmtes Höchstmaß nicht übersteigen darf.

43	 Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Umweltschutzbeihilfen 2008–2014, Mitteilung der Kommission 
2008/C 82/01 (in Kraft seit 1. April 2008)
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Ein gefördertes Vorhaben durfte daher vor Antragstellung noch nicht begonnen worden 
sein, da andernfalls aus Sicht der EU–Kommission kein Anreizeffekt mehr bestand.44 Für 
die Fertigstellung eines Vorhabens machten die Leitlinien keine Vorgaben.

(3) Im Jahr 2014 aktualisierte die Europäische Kommission auch die Leitlinien für die 
staatlichen Umweltschutz– und Energiebeihilfen 2014–2020. Dabei stellte sie wichtige 
Begriffe klar, die auch für das gegenständliche Förderregime des Wärme– und Kälte-
leitungsausbaus von Bedeutung sind, wie den „Beginn der Arbeiten“. Dabei handelt es 
sich entweder um

•	 die Aufnahme von Bauarbeiten oder
•	 die erste rechtsverbindliche Verpflichtung zur Bestellung von Ausrüstung oder
•	 eine andere Verpflichtung, die die Investition unumkehrbar macht.

Der Kauf von Grundstücken und Vorarbeiten, wie die Einholung von Genehmigun-
gen und die Erstellung vorläufiger Durchführbarkeitsstudien, galten nicht als Beginn 
der Arbeiten.45  

(4) Zur Unterstützung ihrer Klimaziele stellte die Europäische Kommission im 
Jahr 2014 Investitionsbeihilfen für die Installation energieeffizienter Fernwärme– und 
Fernkältesysteme46 mit der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung 2014 
(AGVO)47 von einer Notifizierung frei, sofern die Schwelle von 20 Mio. EUR pro Unter-
nehmen und Investitionsvorhaben nicht überschritten wurde. Als beihilfenfähige 
Kosten galten beim Verteilnetz nunmehr die Investitionskosten anstelle der Investiti-
onsmehrkosten; der Beihilfebetrag durfte nicht höher sein als die Differenz zwischen 
den beihilfenfähigen Kosten und dem Betriebsgewinn, also die „Finanzierungslücke“.48

(5) Gemäß Art. 9 AGVO haben Mitgliedstaaten für jede Einzelbeihilfe über 
500.000 EUR auf nationaler oder regionaler Ebene bestimmte Informationen – z.B. 
Name des Beihilfenempfängers, Art des Unternehmens und Höhe der Beihilfe – auf 
einer ausführlichen Beihilfe–Website zu veröffentlichen.

44	 Punkt 3.2 der Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Umweltschutzbeihilfen, 2008/C 82/01
45	 Leitlinien für staatliche Umweltschutz– und Energiebeihilfen 2014–2020, Mitteilung der Kommis-

sion  2014/C 200/01 (in Kraft ab 1. Juli 2014). Ihre Gültigkeit wurde mit geringfügigen Anpassungen mit 
Mitteilung der Kommission C(2020) 4355 bis 31. Dezember 2021 verlängert.

46	 ein Fernwärme– oder Fernkältesystem, das mindestens 50 %  erneuerbare Energien, 50 %  Abwärme, 
75 % KWK–Wärme oder 50 % einer Kombination dieser Energien und dieser Wärme nutzt (Art. 2 Z 41 der 
Richtlinie 2012/27/EU)

47	 Verordnung (EU) 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter 
Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, ABl. L 2014/187, 1, in Kraft seit 1. Juli 2014 (ihre Gültigkeit wäre am 
31. Dezember 2020 ausgelaufen, wurde jedoch von der Kommission bis 2023 verlängert)

48	 Art. 46 Z 5 und 6 AGVO 
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Die Richtlinien 2015 für Förderungen nach dem WKLG (TZ 12) sahen vor, dass die 
Abwicklungsstelle AWISTA entsprechende Veröffentlichungen auf ihrer Website 
binnen sechs Monaten nach abgeschlossener Überprüfung der Endabrechnung 
vorzunehmen hatte. Mit 1. Juli 2016 stellte die Europäische Kommission dafür das 
sogenannte Transparency Award Module zur Verfügung. Über Anweisung des Minis�-
teriums führte die AWISTA die geforderten Veröffentlichungen auf dieser Plattform 
durch. Allerdings war ohne Kenntnis von Beihilfendetails (z.B. Beihilfennummer) die 
Suche nach einer bestimmten Beihilfe in diesem System schwierig, wodurch die 
Nutzerfreundlichkeit stark eingeschränkt war. Eine gesonderte nationale Veröffent-
lichung auf der Website der AWISTA oder des Ministeriums erfolgte nicht.

	 9.2	 Der RH stellte fest, dass die AWISTA auf Anweisung des Ministeriums die Förderda-
ten im Transparency Award Module der Europäischen Kommission veröffentlichte. 
Nach Ansicht des RH war dieses System wenig nutzerfreundlich und erfüllte daher 
den Zweck, Transparenz zu schaffen, nicht vollständig.

Der RH empfahl dem Ministerium und der AWISTA, Daten zur WKLG–Förderung in 
benutzerfreundlicher Form auch auf den eigenen Internetseiten zu veröffentlichen, 
um auch auf nationaler Ebene Transparenz über die Förderungen zu schaffen.

	 9.3	 Laut Stellungnahme des Ministeriums werde es die AWISTA anweisen, diese Infor-
mationen transparent auf der Website darzustellen.

	 9.4	 Der RH nahm die Stellungnahme des Ministeriums zur Kenntnis, erachtete jedoch – im 
Sinne der Transparenz – eine Veröffentlichung der WKLG–Förderungen auch auf der 
Ministeriums–Website, zumindest einen Link zur Website der AWISTA, für zweck­
mäßig.

Nationale Rechtsgrundlagen

Wärme– und Kälteleitungsausbaugesetz (WKLG)

	 10	 (1) Das WKLG regelt die Förderung von Investitionen in die Errichtung von Fernwär-
meausbauprojekten, Infrastrukturanlagen49, Infrastrukturprojekten (auch Projekte 
zur Anbindung von geothermischen Quellen), Projekte zur Nutzung von industrieller 
Abwärme und Fernkälteprojekte. Dafür waren aus Bundesmitteln bis zu 60 Mio. EUR 
jährlich zur Verfügung zu stellen.

49	 Infrastrukturleitungen, Wärme– und Kältespeicher, Rückkühlanlagen, Verteilanlagen, Pumpstationen, Kälte-
zentralen, Übergabestationen, Warmwasserstationen und Hausleitungsinstallationen bei einem nachträg­
lichen und neuen Anschluss von Gebäuden; nicht umfasst sind Wärmeerzeugungsanlagen.



Förderungen für den Fernwärme– und Fernkälteleitungsbau

38

Das WKLG wurde am 17. Juni 2009 von der Europäischen Kommission beihilfen-
rechtlich bis 31. Dezember 2014 genehmigt und die Genehmigung zunächst bis 
31. Dezember 202050, dann abermals bis 31. Dezember 2023 verlängert51.

Im Rahmen des Energieeffizienzpakets des Bundes wurde im Jahr 2014 auch das 
WKLG – in folgenden Punkten – geändert (in Kraft ab 12. August 2014): 

•	 Präzisierung der Fördertatbestände, u.a. für Projekte zur Anbindung geothermischer 
Quellen und

•	 Bedeckung der Förderung auch mit Mitteln aus dem E–Control–Sondervermögen 
sowie mit zweckgebundenen Mitteln aus der KWK–Förderung (TZ 27).

(2) Fördernehmer waren vor allem Energieversorgungsunternehmen von Ländern 
und Gemeinden, teilweise überregionale Versorgungsunternehmen.

Abgrenzung WKLG und Umweltförderungsgesetz

	 11	 Das Umweltförderungsgesetz aus 1993 verfolgt das Ziel, einen umfassenden Umwelt-
schutz durch Investitionszuschüsse für umweltrelevante Vorhaben zu fördern. Dies 
betraf etwa die Abwasserentsorgung, die Altlastensanierung, den Austausch fossiler 
Heizkessel durch klimafreundlichere Heizsysteme, aber auch die Wärme– bzw. 
Kälteerzeugung auf Basis von ausschließlich erneuerbaren Energieträgern.

Bis zu seiner Novellierung im Jahr 2014 nahm das WKLG52 – in Abgrenzung zum 
Umweltförderungsgesetz – „Fernwärme– und Fernkälteanlagen und –netze, soweit 
diese ausschließlich auf Basis erneuerbarer Energieträger betrieben werden“ von 
seinem Anwendungsbereich aus. Laut der 2014 novellierten Fassung53 waren ledig-
lich Projekte, die im Rahmen des Umweltförderungsgesetzes gefördert werden, vom 
Anwendungsbereich des WKLG ausgeschlossen.54 Die Neuregelung war damit unbe-
stimmter als die Vorgängerregelung und erforderte besondere Aufmerksamkeit der 
AWISTA bei der Beurteilung von Förderprojekten, um unerwünschte Doppelförde-
rungen auszuschließen.

50	 nach Art. 107 AEUV; State aid SA.38249, 2014/N – Austria
51	 State aid SA.61203
52	 gemäß § 2 Abs. 2 Z 1 lit. a WKLG, BGBl. I 58/2009 
53	 BGBl. I 72/2014
54	 § 2 Abs. 2 Z 2 WKLG
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Förderrichtlinien 

	 12.1	 (1) Das Ministerium erließ auf Grundlage des WKLG folgende Richtlinien:

•	 Leitlinien 2011 (in Geltung von 24. März 2011 bis 31. Dezember 2014),
•	 Förderrichtlinien 2015 (in Geltung von 1. Jänner 2015 bis 31. Dezember 2019) sowie
•	 Förderrichtlinien 2020 (in Geltung von 1. März 2020 bis 31. Dezember 2020).

Im Jänner und Februar 2020 sowie ab Beginn des Jahres 2021 lagen keine gültigen 
Förderrichtlinien vor, somit war das WKLG die einzige Grundlage für die Förderabwick-
lung der AWISTA.

(2) Obwohl die Ausgestaltung der Förderrichtlinien in die Zuständigkeit des Ministe-
riums fiel, leistete die AWISTA im Auftrag des Ministeriums umfangreiche Vorarbei-
ten.55 Die Förderrichtlinien 2020 schrieben jene aus 2015 großteils fort, ohne die 
EU–rechtlichen Entwicklungen und die WKLG–Novelle 2014 vollständig umzusetzen.

Die AWISTA wies das Ministerium seit der Änderung des EU–Beihilfenrechts im 
Jahr 2014 (TZ 9) wiederholt darauf hin, dass die Praxis der Förderabwicklung nach 
dem WKLG den Änderungen im EU–Recht und dem im Jahr 2014 geänderten 
Umweltförderungsgesetz nicht ausreichend Rechnung trug und dadurch Unklarhei-
ten in der praktischen Förderabwicklung bestanden.

Da die Förderabwicklung insgesamt sehr lange dauerte und sich die Rechtslage 
währenddessen – noch vor Abschluss der Förderverträge – ändern konnte, war auch 
zu klären, anhand welcher Bestimmungen die Förderfähigkeit von Anträgen zu beur-
teilen war und ob neue Bestimmungen rückwirkend anzuwenden waren. Im Sinne 
des Vertrauensschutzes entschied das Ministerium Anfang 2015, dass jeweils auf 
den Zeitpunkt der Antragstellung abzustellen sei. Nach wie vor ungeklärt war jedoch,

•	 ob bei der Beurteilung des Anreizeffekts „der Beginn der Arbeiten“ oder der „tatsäch-
liche Baubeginn“ herangezogen werden sollte56,

•	 wie zu beurteilen war, ob ein effizientes Fernwärme– bzw. Fernkältesystem vorlag,57

55	 im Rahmen der im Abwicklungsvertrag zwischen Ministerium und AWISTA vereinbarten „Sonderarbeiten“ 
(siehe TZ 16, Abbildung 4)

56	 Die Leitlinien 2011 definierten den Baubeginn als Beginn der tatsächlichen Ausführungs– bzw. Bautätigkei-
ten, während die Förderrichtlinien 2015 der europarechtlichen Anpassung im Jahr 2014 folgten.

57	 Wie § 4 Abs. 2 Z 1a WKLG definierten auch die Leitlinien 2011 energieeffiziente Fernwärme als jene, „die in 
Bezug auf die Erzeugung entweder die Kriterien für hocheffiziente Kraft–Wärme–Kopplung erfüllt oder die 
bei ausschließlich wärmeerzeugenden Kesselanlagen den Referenzwerten für die getrennte Wärmeerzeu-
gung gemäß der Entscheidung 2007/74/EG entspricht“. Die Förderrichtlinien 2015 stellten hingegen auf die 
aktualisierte EU–rechtliche Definition ab.
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•	 ob die Wirtschaftlichkeit anhand der Investitionsmehrkosten oder der tatsächlichen 
Investitionskosten zu beurteilen war,58

•	 wie Einzelbeihilfen von mehr als 500.000 EUR zu veröffentlichen waren (die Förder-
richtlinien 2015 sahen eine Veröffentlichung auf der Website der AWISTA vor, obwohl 
dafür ab Juli 2016 das Transparency Award Modul der Europäischen Kommission zu 
verwenden war) und

•	 wie die Abgrenzung zum Umweltförderungsgesetz zu erfolgen hatte, um unerwünschte 
Mehrfachförderungen auszuschließen.

Erst ab September 2018 waren aus Sicht der AWISTA die für die Abwicklung wesent-
lichen Rechtsfragen geklärt. Das Ministerium und die AWISTA kamen überein, dass 
bei der Förderabwicklung – ungeachtet der teilweise abweichenden Regelungen des 
WKLG und der Förderrichtlinien – die aktuellen EU–rechtlichen Vorgaben anzuwen-
den waren. Die Abstimmungserfordernisse zwischen Ministerium und AWISTA 
trugen erheblich zu Verzögerungen bei der Förderabwicklung bei (TZ 32). Nach 
Aussage von Förderwerbern bestanden zwischenzeitliche Unklarheiten über die 
Gültigkeit und Anwendbarkeit von Rechtsnormen.

	 12.2	 Der RH kritisierte, dass das Ministerium nicht zeitgerecht eine vollständige Anpas-
sung des WKLG und der darauf beruhenden Förderrichtlinien an die geltenden EU– 
und nationalen Rechtsnormen in die Wege leitete. Ab 2018 brachte die AWISTA zwar 
die geltenden EU–rechtlichen Vorgaben zur Anwendung, diese waren aber, wie der 
RH kritisch anmerkte, im WKLG nicht umgesetzt. Dies führte zu langwierigen Abstim-
mungen zwischen Ministerium und AWISTA und verursachte Unklarheiten für die 
Fördernehmer.

Der RH empfahl dem Ministerium, bei Änderungen im EU–Recht, die im eigenen 
Zuständigkeitsbereich nationale Anpassungsmaßnahmen erfordern, möglichst rasch 
die gebotenen Vorbereitungen zu treffen, damit die Umsetzung in nationale Gesetze 
und Richtlinien rechtzeitig erfolgen kann.

	 12.3	 Laut seiner Stellungnahme habe das Ministerium die AWISTA darauf hingewiesen, 
dass die im WKLG und in den Förderrichtlinien angeführten Investitionsmehrkosten 
nicht mehr im Einklang mit dem EU–Beihilfenrecht stünden. In der Folge seien Anpas-
sungen erarbeitet worden, welche den Bedenken der AWISTA Rechnung tragen und 
die Konformität mit den EU–Vorgaben herstellen sollten. Konkret sollte – so der 
Entwurf der Förderrichtlinien 2019 – nicht mehr auf Investitionsmehrkosten, sondern 
auf Investitionskosten insgesamt abgestellt werden, da es für Fernwärme– und Fern-
kältesysteme keine – als Referenzkosten geeigneten – Alternativinvestitionen gebe.

58	 Das WKLG und die Förderrichtlinien 2015 und 2020 stellten auf die Mehrkosten ab, die EU–rechtlichen 
Vorgaben 2014 dagegen auf die tatsächlichen Investitionskosten.
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Auf unterschiedlichen Ebenen der Weisungshierarchie sei jedoch eine davon abwei-
chende Rechtsmeinung vertreten worden, wonach bei der Umstellung von Investiti-
onsmehrkosten auf Investitionskosten ein beihilfenrechtlicher Spielraum bestehe, der 
keine automatische Anpassung der nationalen Förderrichtlinien erfordere. Folglich sei 
die ursprünglich beabsichtigte Änderung im Gesetz und in den Förderrichtlinien unter-
blieben.

Änderungen durch das Erneuerbaren–Ausbau–Gesetzespaket 

	 13.1	 (1) Das Erneuerbaren–Ausbau–Gesetzespaket trat am 28. Juli 2021 in Kraft. Es been-
dete durch die Novellierung des WKLG und des Umweltförderungsgesetzes das bis 
dahin gültige Förderregime für den Wärme– und Kälteleitungsausbau rückwirkend 
mit 31. Dezember 2020 und führte es in das Umweltförderungsgesetz über. Die 
Abwicklung für die Förderung des Fernwärme– und Fernkälteleitungsausbaus wurde 
per Gesetz – und damit ohne Ausschreibung – direkt der KPC als der Abwicklungs-
stelle nach dem Umweltförderungsgesetz übertragen.59 Während die KPC damit für 
die Abwicklung der ab 1. Jänner 2021 beantragten Förderungen zuständig ist, 
verblieb die Abwicklung der 169 Förderanträge, die bis Ende 2020 eingereicht 
wurden, bei der AWISTA; sie wird noch mehrere Jahre in Anspruch nehmen. Die 
dafür benötigten Mittel waren bis zum 31. Dezember 2021 bereitzustellen.

Nach dem neuen Förderregime kann das Ministerium für Zwecke der Ausweitung 
und Dekarbonisierung von Fernwärme– und Fernkältesystemen Förderungen zusa-
gen und Aufträge erteilen, die in den Jahren 2021 bis 2030 jährlich einem Barwert 
von jeweils maximal 30 Mio. EUR entsprechen. In den Jahren 2022 bis 2024 beträgt 
der jährliche Barwert jedenfalls 15 Mio. EUR; nicht ausgeschöpfte Zusagerahmen 
eines Jahres können in die Folgejahre übertragen werden.60

Von 1. Jänner 2021 bis zum Inkrafttreten des Erneuerbaren–Ausbau–Gesetzespakets 
im Juli 2021 langten bei der AWISTA noch 27 Förderanträge ein. Die Förderwerber 
erhielten die Option, ihren WKLG–Antrag zurückzuziehen und gegebenenfalls ein 
neues Förderansuchen nach dem Umweltförderungsgesetz bei der KPC einzubringen 
oder zuzustimmen, dass der Antrag automatisch in das Regime der Umweltförderung 
übergeführt wird. Mit 20 % bis 25 % der umweltrelevanten Investitionskosten61 war 
die Förderung nach dem Umweltförderungsgesetz niedriger als jene nach dem WKLG 
(TZ 19).

59	 § 46 Abs. 2 Umweltförderungsgesetz
60	 § 6 Abs. 2f Z 3 Umweltförderungsgesetz
61	 § 27 Abs. 2 Umweltförderungsgesetz
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(2) Für die noch bis Ende 2020 bei der AWISTA eingebrachten Anträge hatten die 
Förderwerber gemäß der WKLG–Novelle 2021 nachträglich einen Umstellungsplan 
(„Dekarbonisierungspfad“) vorzulegen. Daraus musste hervorgehen, wie im jeweili-
gen Verteilernetz

•	 eine durchschnittliche jährliche Steigerung des Anteils erneuerbarer Energie und 
Abwärme um 1,5 % erreicht werden soll und

•	 bis 2030 ein Anteil von 60 % und bis 2035 von 80 % erneuerbarer Energie und 
Abwärme in der Fernwärme– oder Fernkältebereitstellung erreicht werden soll.

Förderanträge, für die innerhalb von zwölf Monaten kein Umstellungsplan vorgelegt 
wurde, galten als zurückgezogen.

(3) Sowohl nach der Novelle 2021 des Umweltförderungsgesetzes als auch jener des 
WKLG war bei Fernwärme– und Fernkältesystemen der Anteil erneuerbarer Energie-
träger – unter Einrechnung von Abwärme – um mindestens 1,5 % pro Jahr zu erhö-
hen. Das Umweltförderungsgesetz legte nicht fest, welche Anteile an effizienter bzw. 
hocheffizienter Fernwärme bis 2030 bzw. 2035 erreicht werden müssen. Damit war 
es weniger streng als das WKLG.

Demgegenüber sah die Erneuerbare–Energien–Richtlinie der EU im Segment der 
Fernwärme und Fernkälte eine Steigerung des Anteils der Energie aus erneuerbaren 
Quellen sowie der Abwärme und Abkälte um mindestens einen Prozentpunkt pro 
Jahr vor (TZ 4).

Die unterschiedliche Berechnung – 1,5 % pro Jahr bzw. ein Prozentpunkt pro Jahr – 
sowie die Nichtberücksichtigung von Energie aus Abkälte führten zu unterschiedlichen 
Ergebnissen. Gemäß EU–Vorgabe wäre im Jahr 2019 ein Erneuerbaren–Anteil von 
50 % zu erreichen gewesen, gemäß nationaler Vorgabe von 49,74 %.62 Damit setzte 
weder das WKLG noch das Umweltförderungsgesetz die Vorgaben der EU vollständig 
um.

(4) Wesentliche EU–rechtliche Entwicklungen, wie insbesondere die Förderfähigkeit 
der Investitionskosten anstelle der Investitionsmehrkosten, wurden – wie auch schon 
mit der WKLG–Novelle 2014 – auch mit der WKLG–Novelle im Jahr 2021 nicht umge-
setzt.

	 13.2	 Der RH hielt fest, dass mit Inkrafttreten des Erneuerbaren–Ausbau–Gesetzespakets 
im Juli 2021 das Förderregime nach dem WKLG auslief und die AWISTA nur mehr bis 
31. Dezember 2020 eingereichte Förderanträge abzuarbeiten hatte. Durch diese 
rückwirkende Gesetzesänderung waren 27 ordnungsgemäß eingebrachte Förderan-

62	 jeweils bezogen auf den österreichischen Nah– und Fernwärmesektor mit einem Erneuerbaren–Anteil von 
49 % (Jahr 2018; TZ 2) 
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träge nachträglich nicht mehr nach dem WKLG förderbar, konnten aber auf Wunsch 
der Förderwerber in das Regime des Umweltförderungsgesetzes übergeführt 
werden. Allerdings war die Förderhöhe des Umweltförderungsgesetzes niedriger als 
jene des WKLG.

Der RH hielt fest, dass das WKLG für die bis 31. Dezember 2020 eingegangenen 
Anträge, die noch ohne gültigen Fördervertrag waren, strengere Vorgaben in Bezug 
auf den Umsetzungspfad enthielt als das Umweltförderungsgesetz für Neuanträge 
oder übergeleitete Anträge. Damit ist das in die Zukunft ausgerichtete neue Förder­
regime nach dem Umweltförderungsgesetz weniger ambitioniert als jenes nach dem 
WKLG.

Zudem kritisierte der RH, dass beide Förderregime die mit der Erneuerbare–Ener-
gien–Richtlinie der EU vorgegebene Steigerungsrate an erneuerbarer Energie von 
mindestens einem Prozentpunkt pro Jahr nicht vollständig umsetzten sowie Energie 
aus Abkälte nicht berücksichtigten.

Der RH empfahl dem Ministerium, die von der EU in der Erneuerbare–Energien–
Richtlinie geforderte jährliche Steigerung des Zuwachses an Energie aus erneuerba-
ren Quellen sowie aus Abwärme und Abkälte im Ausmaß von mindestens 
einem Prozentpunkt methodisch konsistent und zeitnahe in den jeweiligen Förder-
regimen umzusetzen.

	 13.3	 Laut Stellungnahme des Ministeriums sei in der Erneuerbare–Energien–Richtlinie die 
Steigerung von einem Prozentpunkt als indikatives und damit nicht verbindliches Ziel 
angeführt (Art. 24 Abs. 4 lit. a: „streben“ bzw. „endeavour to increase“).63 Die Steige-
rung des Anteils an erneuerbarer Fernwärme erachte das Ministerium als wichtigen 
Baustein einer nachhaltigen Wärmeversorgung. Zur Umsetzung dieser – indikativen – 
Steigerung erneuerbarer Energieträger in der Fernwärme sei im WKLG ein anderer 
Ansatz gewählt worden, der auch zu höheren Steigerungen als von der EU vorgesehen 
führen könne.

Die rückwirkende Übernahme des Förderregimes für den Wärme– und Kältelei-
tungsausbau in das Umweltförderungsgesetz sei das Ergebnis politischer Verhand-
lungen. Die Festlegung im Rahmen des Umweltförderungsgesetzes folge den 
Vorgaben des Regierungsprogramms, das einen Zielwert von 1,5 % für die Steige-
rung des Anteils erneuerbarer Energieträger in Österreich über alle Maßnahmen 
insgesamt vorsehe.

63	 vgl. EU–Richtlinie 2018/2001/EU zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen, 
ABl. L 2018/328, 82
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Zudem sei – im Lichte der Erarbeitung des ordnungsrechtlichen Rahmens für die 
Dekarbonisierung der Wärmebereitstellung (Raumwärme, Warmwasser) – auch die 
Position vertreten worden, dass der Fernwärmeausbau voranzutreiben sei, um den 
klimafreundlichen Heizungsumstieg, vor allem im urbanen Bereich, zu ermöglichen. 
Vor diesem Hintergrund und angesichts der erwarteten Wirkungen des europäi-
schen Emissionshandels sollten die im Umweltförderungsgesetz festgelegten Ziele 
(60 %–Anteil der Erneuerbaren im Jahr 2030 bzw. 80 % im Jahr 2035) beiden Ziel­
setzungen Rechnung tragen: jährliche Erhöhung des Anteils der erneuerbaren Ener-
gieträger in der Fernwärme insgesamt um 1,5 % und ein Fernwärmeausbau, der die 
Umstellung der Wärmeversorgung im Gebäudebereich ermöglicht.

Das Ministerium hielt der Kritik des RH entgegen, dass das Gesetz bzw. die Förder-
richtlinien der Umweltförderung im Inland (UFI) inhaltlich zu den einzelnen Förder-
bereichen nur wenige Vorgaben enthalten würden. Daher lege die Bundesministerin 
– unter Einbindung der UFI–Kommission – die Kriterien für rechtsverbindliche 
Förderangebote in „Informationsblättern“ (zur Antragstellung) im Detail fest. Dies 
sei nach der UFI–Kommissionssitzung im September 2021 erfolgt. Auf diese Weise 
könne die Fernwärmeförderung flexibel an die genannten Zielsetzungen angepasst 
werden.

	 13.4	 Der RH entgegnete dem Ministerium, dass aus seiner Sicht die Zielsetzung der EU  
darin besteht, den Anteil an erneuerbaren Energieträgern höchstmöglich zu steigern. 
Erst ab einem Erneuerbaren–Anteil von 67 %64 bewirkt die österreichische Regelung 
eine höhere jährliche Steigerung als der von der EU vorgegebene Wert; nach den 
bestehenden Zielsetzungen also erst in den Jahren ab 2031 bis Ende 2035. Der RH 
hielt daher seine Empfehlung aufrecht, die EU–Vorgaben zur Erhöhung des Anteils 
der erneuerbaren Energieträger zeitnahe und methodisch konsistent umzusetzen.

64	 österreichische Vorgabe: 67 % * 1,015 = 68,005 
EU–Vorgabe: 67 % + 1 Prozentpunkt = 68,000
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Beauftragung der Abwicklungsstelle

Beauftragung der Förderabwicklung

	 14.1	 (1) Nach dem WKLG hatte der Bundesminister auf Grundlage einer Ausschreibung 
eine Abwicklungsstelle zu beauftragen. Dieser oblag der gesamte Förderprozess von 
der Begutachtung der Anträge bis hin zur Auszahlung der Förderbeträge und der 
Abrechnungskontrolle. Die Entscheidung über die Vergabe der Förderung war der 
Ressortleitung vorbehalten. Die Beauftragung der Abwicklungsstelle sollte mit Vertrag 
erfolgen, der auch die inhaltliche Ausgestaltung der Abwicklung regeln sollte.

Zu diesem Zweck führte das Ministerium ein Verhandlungsverfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung im Oberschwellenbereich durch. Nach den Ausschreibungsbedin-
gungen war ein Gesamtpreis für einen typischen Förderfall mit einem Zeitaufwand 
von 244 Stunden anzubieten, woraus sich ein Stundenhonorar ergab. Dieser Stun-
densatz kam seither indexgesichert für die Verrechnung der Leistungen zur Anwen-
dung. Zu umfangreichen und somit „atypischen“ Förderfällen (abweichend von den 
244 Stunden) sowie zu Umfang und Verrechnung von weiteren Tätigkeiten, wie 
Berichtswesen, Administration, Förderberatung oder Ausarbeitungen für das Minis-
terium, enthielt die Ausschreibung keine Details, ebenso wenig zu den dafür gelten-
den Verrechnungsmodalitäten. Den Zuschlag sollte das technisch und wirtschaftlich 
günstigste Angebot erhalten.

(2) Als Bestbieter im Vergabeverfahren ging ein Bieter mit technischem Know–how 
(Unternehmen A) hervor, der beabsichtigte, mit einem über wirtschaftliche Expertise 
verfügenden Kooperationspartner (Unternehmen B) ein gemeinsames Unternehmen 
– die AWISTA – zu gründen. Nach Erteilung des Zuschlags am 30. Oktober 2009 wurde 
die AWISTA am 19. November 2009 gegründet. Bis zur Unterfertigung des Abwick-
lungsvertrags zwischen dem Ministerium und der AWISTA am 10. Juni 2010 vergingen 
sieben Monate, u.a. weil über den Abwicklungsvertrag das Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Finanzen herzustellen war (TZ 15).

Der Vertrag trat rückwirkend mit 1. Jänner 2010 in Kraft und wurde auf unbestimmte 
Zeit abgeschlossen, jedoch längstens bis zur vollständigen Abwicklung des letzten 
Investitionsförderfalls nach dem WKLG.

	 14.2	 Der RH wies darauf hin, dass nach den Ausschreibungsbedingungen ein Gesamtpreis 
für einen typischen Förderfall mit einem im Detail beschriebenen zeitlichen Arbeits-
aufwand von 244 Stunden anzubieten war. Der sich daraus ergebende, indexgesicherte 
Stundensatz kam in weiterer Folge für sämtliche von der AWISTA verrechneten Leis-
tungen zur Anwendung.
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Die Ausschreibung berücksichtigte nicht

•	 die Handhabung und Abrechnung von atypischen Förderfällen, die einen Mehrauf-
wand erforderten und 

•	 die zusätzlich anfallenden weiteren Tätigkeiten („Sonderarbeiten“).

Der RH kritisierte, dass damit die Entgelte und deren Abrechnung nicht ausreichend 
präzisiert waren.

Bis Ende 2019 wiesen knapp 40 % der bearbeiteten Förderfälle einen atypischen 
Charakter auf, auch beanspruchten die von der AWISTA erbrachten Sonderleistun-
gen einen erheblichen Anteil der Abwicklungskosten (TZ 26).

Dazu kam, dass die Entgeltbestimmungen einen Interpretationsspielraum zuließen 
(TZ 16), was weiteren Klärungsbedarf erforderte (TZ 26). Wie der RH kritisch bemerkte, 
war bereits zum Zeitpunkt der Ausschreibung absehbar, dass nicht nur typische 
Förderfälle auftreten werden.

Er empfahl dem Ministerium, in Vergabeverfahren für die Abwicklung von Förder-
programmen den Auftragsgegenstand und die Abrechnungssystematik vollständig 
zu beschreiben. In der Leistungsbeschreibung wären – als Basis für ein allfälliges 
Verhandlungsverfahren und für die darauf beruhende Vertragsgestaltung – alle zu 
erbringenden Tätigkeiten sowie die jeweiligen Verrechnungsmodalitäten zu berück-
sichtigen.

	 14.3	 Das Ministerium teilte in seiner Stellungnahme mit, dass die Ausarbeitung und der 
Abschluss von Förderabwicklungsverträgen nunmehr unter Konsultation von exter-
nen Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfern sowie Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälten erfolge. Es werde besonders darauf geachtet, Unklarheiten und 
Interpretationsspielräume beim Auftragsumfang und bei der Entgeltverrechnung 
durch eine präzise Vertragsgestaltung zu vermeiden.
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Abwicklungsvertrag 

	 15.1	 (1) Gegenstand des Abwicklungsvertrags mit der AWISTA aus dem Jahr 2010 waren 
u.a.

•	 die Aufbereitung und Prüfung der Förderanträge gemäß WKLG, 
•	 der Abschluss der Verträge mit den Förderwerbern im Namen des Bundesministers, 
•	 die Abrechnung und Auszahlung der Fördermittel, 
•	 die Kontrolle der Einhaltung der Förderbedingungen sowie 
•	 der Anspruch auf angemessenes Entgelt.

Entsprechend den Ausschreibungsbedingungen wurden für einen typischen Förder-
fall 244 Stunden vertraglich vereinbart; davon entfielen

•	 126 Stunden auf Antragsabwicklung, Begutachtung und Prüfung und 
•	 118 Stunden auf die laufende Abwicklung.

(2) Der Inhalt des Abwicklungsvertrags orientierte sich am WKLG und am Muster-
werkvertrag des Bundes über geistige Leistungen.65 Im Gegensatz zum Musterwerk-
vertrag des Bundes sah der Abwicklungsvertrag weder einen Anspruch der AWISTA 
auf Verzugszinsen bei verspäteter Zahlung des Ministeriums noch eine Deckelung 
der Kostenvergütung vor.

(3) Der Abwicklungsvertrag mit der AWISTA bedurfte gemäß WKLG des Einverneh-
mens mit dem Bundesminister für Finanzen. Nach Abstimmung diverser Änderungen, 
insbesondere der Berücksichtigung der Förderrichtlinien und Werkvertragsstandards 
sowie der Allgemeinen Auftragsbedingungen des Bundes, stimmte der Bundesminis-
ter für Finanzen am 27. Mai 2010 nach Maßgabe einiger abschließender Einwendun-
gen zu. Das Ministerium übernahm diese Einwendungen nicht vollständig in den 
Abwicklungsvertrag. 

65	 Erlass des Bundesministeriums für Finanzen, GZ 03 0610/6–II/3/02
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Die folgenden Einwendungen wurden nicht in den Abwicklungsvertrag übernommen: 

Tabelle 2: 	 Umsetzung der Einwendungen des BMF zum Abwicklungsvertrag

Einwendungen des Bundesministeriums für Finanzen finale Vertragsfassung

Für das Entgelt sollte eine „Plafondierung“ vorgesehen 
werden.

Eine Entgelterhöhung bei Abweichen vom typischen Förderfall 
war weiterhin möglich: „Soweit die tatsächlich abzuwickelnden 
Förderungsfälle vom angenommenen typischen Abwicklungsfall 
abweichen, vermindert bzw. erhöht sich das Entgelt entspre-
chend.“

Eine sofortige Vertragsauflösung sollte für den Fall des 
Vorliegens wichtiger Gründe vorgesehen werden, weil 
eine Auflösung erst nach neun Monaten plus Ablauf 
des Quartals in Anbetracht des in § 7 Abs. 4 Abwick-
lungsvertrag genannten Katalogs wichtiger Gründe 
unzumutbar war.

Der Vertrag konnte bei Vorliegen wichtiger Gründe (pflicht­
widriges Verhalten, durch das eine Aufrechterhaltung des 
Vertrags nicht zumutbar ist, z.B. wiederholt grobe Mängel in der 
Förderabwicklung) zum Quartalsende unter Einhaltung einer 
fünfmonatigen Kündigungsfrist gekündigt werden.

Pkt. 11 der Allgemeinen Vertragsbestimmungen, der 
ein Rücktrittsrecht vorsieht, sollte nicht ausgeschlos-
sen werden.

Pkt. 11 der Allgemeinen Vertragsbestimmungen war weiterhin 
ausgeschlossen, mit der Begründung, dass die Vertrags­
beendigung im Abwicklungsvertrag abschließend geregelt sei.

Quelle: BMK (Schriftverkehr des BMF)

Die finale Vertragsfassung enthielt zwar eine kürzere Kündigungsdauer, aber – der 
Argumentation des Bundesministeriums für Finanzen nicht folgend – keine sofortige 
Vertragsauflösungsmöglichkeit. Die Abrechnung von Leistungen erfolgte auf Basis der 
tatsächlich angefallenen Stunden ohne die vom Bundesministerium für Finanzen 
geforderte Deckelungsregelung (TZ 25).

	 15.2	 Der RH kritisierte, dass der Abwicklungsvertrag eine Deckelung der Kostenvergütung 
im Sinne des Musterwerkvertrags des Bundes nicht vorsah. Die AWISTA hatte zudem 
über den Leistungsumfang des Abwicklungsvertrags hinaus auch Leistungen im 
Auftrag des Ministeriums zu erbringen, die ihrer Art nach nur beispielhaft und 
hinsichtlich allfälliger Honoraransprüche nicht näher geregelt waren.

Der Abwicklungsvertrag ließ bei Festlegung der Honorare der AWISTA einen Inter-
pretationsspielraum zu. Die Abrechnung von Mehraufwendungen und zusätzlichen 
Tätigkeiten der AWISTA verursachte in der Folge erheblichen Klärungsbedarf unter 
Beiziehung der Finanzprokuratur (TZ 26).

Der RH empfahl dem Ministerium, der inhaltlichen Gestaltung von Förderabwick-
lungsverträgen den Musterwerkvertrag des Bundes zugrunde zu legen, so dass auch 
die Möglichkeit der sofortigen Vertragsauflösung bei Vorliegen wichtiger Gründe 
oder die Deckelung des Entgelts umfasst sind. Begründete Abweichungen wären 
jedenfalls aktenmäßig zu dokumentieren.
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	 15.3	 (1) Das Ministerium führte in seiner Stellungnahme aus, dass der Abwicklungsver-
trag mit der AWISTA in § 7 Abs. 2 die Kündigung aus wichtigem Grund vorsehe. Eine 
Deckelung des Entgelts sei für typische Förderfälle dem Grunde nach in § 5 Abs. 6 
des Abwicklungsvertrags enthalten.

(2) Der Musterwerkvertrag des Bundes werde der Komplexität der praktischen 
Förderabwicklung und den hierfür benötigten Vertragsbestimmungen kaum gerecht, 
so dass die Ausarbeitung und der Abschluss von Förderabwicklungsverträgen 
nunmehr regelmäßig mit externer Beratung erfolgen würden (siehe TZ 14).

	 15.4	 (1) Der RH entgegnete dem Ministerium, dass der Abwicklungsvertrag mit der 
AWISTA – ungeachtet der angeführten Vertragsbestimmungen – nicht dem Muster-
werkvertrag entsprach.

(2) Der RH wies darauf hin, dass der Musterwerkvertrag eine Grundlage für Verträge 
mit Dritten darstellt und die Beiziehung externer Berater möglichst hintanhalten 
soll.

Vertragliche Entgeltregelungen

	 16.1	 (1) Nach dem Abwicklungsvertrag gebührte der AWISTA für die Förderabwicklung 
ein auf den tatsächlichen Abwicklungsaufwand bezogenes Entgelt, das sich zusam-
mensetzte aus 

•	 der Abdeckung der entstandenen Aufwendungen und 
•	 Zuschlägen, die ein Anhang zum Vertrag darlegte.

Der Abwicklungsvertrag66 listete die im Rahmen eines typischen Förderfalls zu 
erbringenden Tätigkeiten und den jeweiligen Zeitaufwand – insgesamt 244 Stun-
den – auf. Eine stundenmäßige Abweichung vom angenommenen typischen Abwick-
lungsfall verminderte bzw. erhöhte die Abwicklungskosten und stellte einen 
„atypischen Förderfall“ dar; spezifische Verrechnungsmodalitäten waren dafür nicht 
vorgesehen.

Die AWISTA konnte dem Ministerium zu den tatsächlich angefallenen Kosten auch 
diverse Verwaltungs– und Gewinnzuschläge weiterverrechnen.67 Diese Regelung 
entsprach jener, die das Ministerium im Jahr 2007 mit der Abwicklungsstelle für 
Ökostrom (OeMAG) vereinbart hatte.68 Wie bei der OeMAG erläuterte auch im Fall 

66	 § 5 Abs. 6 Abwicklungsvertrag
67	 Anhang D Abwicklungsvertrag
68	 siehe RH–Bericht „Ökostromförderung am Beispiel Windkraft und Photovoltaik“ (Reihe Bund 2020/15, TZ 13)
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der AWISTA weder der Abwicklungsvertrag noch dessen Anhang die vereinbarten 
Zuschläge näher, ebenso wenig wurde zwischen den Begriffen „Aufwand“ und 
„Kosten“ unterschieden.

(2) Der Abwicklungsvertrag sah für Tätigkeiten, die zusätzlich zur Abwicklung eines 
typischen Förderfalls anfielen (sogenannte Sonderarbeiten) bzw. für Nebenleistun-
gen Entgeltbestimmungen vor. Subsidiär galten zudem die Allgemeinen Auftrags­
bedingungen des Bundes für im Vertrag nicht vorgesehene Leistungen („zusätzliche 
Leistungen“): 

Abbildung 4:	 Entgeltregelungen für Sonderarbeiten, Neben– und zusätzliche Leistungen

Die Abgeltung und Entgelthöhe für diese weiteren Leistungen waren nicht näher 
geregelt. Zudem war nicht definiert, welche Tätigkeiten in diese Kategorien fielen. 
Nach Angabe der AWISTA habe sie immer nur Sonderarbeiten, aber nie vereinba-
rungspflichtige „zusätzliche Leistungen“ erbracht.

Die Regelung, dass Nebenleistungen bis zu einer Obergrenze von 10 % im Rahmen 
des Auftragsentgelts zu erbringen waren, kam in der Praxis nicht zur Anwendung. 
Die AWISTA verrechnete alle erbrachten Leistungen mit dem Stundensatz des typi-
schen Förderfalls. Die vertraglich unklar geregelte Abgrenzung der Leistungen sowie 
deren Abgeltung führten in der Folge im Jahr 2020 zu Auffassungsunterschieden 
über die dem Ministerium verrechneten Abwicklungskosten (TZ 26).
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Abbildung: 4

Quelle: Abwicklungsvertrag und Vertragsanhang; Darstellung: RH

„Sonderarbeiten“
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Zwischenabrechnungen, 
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stellen und das Honorar schrift­
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zur Vergütung
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subsidiär anwendbar

Abwicklungsvertrag (§ 5 Abs. 6) Allgemeine Auftragsbedingungen 
des Bundes (Vertragsanhang)
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	 16.2	 Der RH bemängelte, dass der Abwicklungsvertrag unpräzise Vertragsbestandteile 
enthielt. Dies betraf u.a. die ungenaue Verwendung der Begriffe „Aufwand“ und 
„Kosten“ und die fehlende Definition der Verwaltungs– und Gewinnzuschläge sowie 
ihrer Bezugsbasis. Dies konnte aus Sicht des RH einen Auslegungsspielraum bei 
Verrechnung der Abwicklungskosten eröffnen.69

Weiters kritisierte er, dass der Abwicklungsvertrag neben der Abwicklung eines typi-
schen Förderfalls die Leistungskategorien „Sonderarbeiten“, „Nebenleistungen“ und 
„zusätzliche Leistungen“ vorsah, diese aber nur beispielhaft, unzureichend oder gar 
nicht inhaltlich definierte. Dies führte zu einem Interpretationsspielraum bei 
Verrechnung der Leistungen und erschwerte die Prüfung der Honorarnoten.

Der RH empfahl dem Ministerium, in Förderabwicklungsverträgen Art und Umfang 
von Leistungskategorien präzise zu definieren sowie das Entgelt und die Modalitäten 
der Abrechnung (Inhalt, Umfang und Berechnungsbasis sowie etwaige Zuschläge) 
eindeutig zu regeln. Damit sollen Interpretationsspielräume beseitigt und eine 
unmissverständliche Grundlage für die Prüfung der Entgelte geschaffen werden.

	 16.3	 Wie das Ministerium in seiner Stellungnahme mitteilte, habe es der AWISTA am 
15. März 2021 eine Aufstellung über die Verrechnung von Leistungen und die forma-
len Voraussetzungen dafür übermittelt. Darüber hinaus habe es die AWISTA um eine 
detaillierte und umfassende Darstellung von Sonderarbeiten, einschließlich der 
jeweils vorangegangenen Beauftragungen, ersucht. Die Kritikpunkte des RH seien 
damit bereits aufgegriffen worden.

Weiters wies das Ministerium darauf hin, dass Beantwortungen und Mitwirkungen der 
AWISTA im Rahmen von Auskunfts– und Einsichtsrechten des Ressorts gemäß § 3 
Abs. 6 sowie § 4 Abs. 2 des Abwicklungsvertrags nicht automatisch als Sonderaufträge 
verrechenbar seien.

	 16.4	 Der RH wertete positiv, dass das Ministerium die Verrechnung von Leistungen sowie 
die formalen Voraussetzungen dafür gegenüber der AWISTA im März 2021 präzi-
sierte. Er betonte jedoch, dass seine Empfehlung vor allem darauf abstellte, diese 
Modalitäten bereits in den Förderabwicklungsverträgen eindeutig festzulegen. 
Damit würden sich nachträgliche Präzisierungen erübrigen.

69	 Eine ähnliche Feststellung hatte der RH bereits in seinem Bericht „Ökostromförderung am Beispiel Windkraft 
und Photovoltaik“ (Reihe Bund 2020/15, TZ 13) getroffen.
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Abwicklungsstelle AWISTA

Geschäftsführung, Personal und Geschäftsausstattung

	 17.1	 (1) Seit ihrer Gründung im Jahr 2009 bis Ende 2014 wurde die AWISTA von vier, 
ab 2015 von drei Geschäftsführern vertreten. Die Geschäftsführer übten diese Funk-
tion auch in den Muttergesellschaften (Unternehmen A und B) aus. Sie hatten keine 
Anstellungsverträge mit der AWISTA und bezogen kein Entgelt. Eine Geschäftsord-
nung für die Geschäftsleitung, die die Rechte und Pflichten sowie die Aufgabenver-
teilung zwischen den Geschäftsführern regelte, gab es nicht.

(2) Die AWISTA hatte kein eigenes Personal; die Sachbearbeiterinnen und Sachbear-
beiter waren bei den Gesellschaftern angestellt und wurden, ebenso wie die Geschäfts-
führer, von diesen entlohnt.

(3) Die AWISTA verfügte über keine eigenen Geschäftsräumlichkeiten, sondern nutzte 
jene eines Gesellschafters unentgeltlich. Die Gesellschafter waren gleichzeitig Dienst-
leister der AWISTA.

	 17.2	 Der RH hielt fest, dass die AWISTA über keine Geschäftsordnung für die Geschäfts-
leitung verfügte, welche die Rechte und Pflichten sowie die Aufgabenverteilung 
zwischen den Geschäftsführern regelte.

	 17.3	 Laut Stellungnahme der AWISTA sei aus dem Fehlen einer formellen Geschäftsord-
nung nicht abzuleiten, dass die Rechte und Pflichten sowie die Aufgabenverteilung 
zwischen den Geschäftsführern nicht geregelt gewesen seien. In Abstimmung mit 
ihrem Auftraggeber könne die AWISTA diese Regelungen bei Bedarf auch in einer 
Geschäftsordnung zusammenfassen.

Die Aufgaben und Zuständigkeiten der Geschäftsführer ließen sich aus dem an den 
RH übermittelten Organigramm ableiten: Für finanz– oder betriebswirtschaftliche 
Fragen seien die vom Unternehmen B beigestellten Geschäftsführer, für technische 
Fragen der Geschäftsführer des Unternehmens A verantwortlich. Im Übrigen ließen 
sich die Rechte und Pflichten der Geschäftsführer aus dem GmbH–Gesetz, dem 
Gesellschaftsvertrag der AWISTA GmbH sowie den Beschlüssen zur Bestellung der 
Geschäftsführer ableiten.

	 17.4	 Der RH verwies gegenüber der AWISTA auf das Risiko von Rechtsstreitigkeiten 
zwischen den Gesellschaftern. Er hielt daher die Festlegung der spezifischen Rechte 
und Pflichten der Geschäftsführung mit Bezug auf die Förderabwicklungstätigkeit in 
einer Geschäftsordnung für zweckmäßig. Dementsprechend anerkannte er die 
Bereitschaft der AWISTA, eine solche Geschäftsordnung zu erstellen.
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Dienstleistungsverträge

	 18.1	 (1) Die AWISTA konnte sich bei der Leistungserbringung gemäß Abwicklungsvertrag 
Dritter bedienen. Soweit sie dafür Personal der beiden Muttergesellschaften heran-
zog, war dieses Personal vertragsgemäß nicht als „Dritte“ einzustufen. Sie bediente 
sich nur in geringem Umfang der Leistung Dritter, etwa bei Spezialthemen wie dem 
Datenschutz.

(2) Über die Erbringung der Dienstleistungen der Muttergesellschaften schloss die 
AWISTA keine schriftlichen Verträge ab. Laut Auskunft der AWISTA bestünden 
zwischen ihr und ihren Gesellschaftern „konkludent geschlossene Vereinbarungen 
über die Bereitstellung von Leistungen“. Sie verwies gegenüber dem RH auf die 
Geschäftsbedingungen der Dienstleister (Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirt-
schaftstreuhandberufe und Allgemeine Geschäftsbedingungen der Ingenieurbüros 
Österreichs). Diese enthielten auch Bestimmungen, die der Abwicklungsvertrag der 
AWISTA mit dem Ministerium nicht vorsah.

	 18.2	 Der RH bemängelte, dass die AWISTA mit ihren – als ihre Dienstleister tätigen – Gesell-
schaftern keine schriftlichen Vereinbarungen zur Leistungserbringung abgeschlossen 
hatte. Dadurch war die Rechtssicherheit im Falle eines Konflikts zwischen der AWISTA 
mit ihren Gesellschaftern bzw. den Gesellschaftern untereinander beeinträchtigt.

Er empfahl der AWISTA, im Hinblick auf die noch verbleibende Abwicklungstätigkeit 
schriftliche Vereinbarungen mit ihren – als ihre Dienstleister tätigen – Gesellschaf-
tern abzuschließen und darin die gegenseitigen Rechte und Pflichten und alle für die 
Förderabwicklung wichtigen Aspekte, wie die Vorgangsweise bei Befangenheit und 
bei Interessenkonflikten, zu regeln.

	 18.3	 Die AWISTA führte in ihrer Stellungnahme aus, dass ihre beiden Muttergesellschaf-
ten angebotskonform und im Einvernehmen mit dem zuständigen Bundesminister 
eine eigenständige Gesellschaft, die AWISTA GmbH, gegründet hätten, an der beide 
zu je 50 % beteiligt seien.70 Der Abwicklungsvertrag habe von Anfang an eine Leis-
tungserbringung durch die Muttergesellschaften vorgesehen. Die Muttergesellschaf-
ten der AWISTA hätten sich im lnnenverhältnis konkludent dem Abwicklungsvertrag 
unterworfen. Ergänzend dazu hätten die AWISTA und ihre Muttergesellschaften 
konkludent die jeweiligen Auftragsbedingungen, die nach berufsrechtlichen 
Vorschriften anzuwenden sind, vereinbart. Aus Sicht der AWISTA liege daher eine 
ausreichende vertragliche Grundlage für die Leistungserbringung der Muttergesell-
schaften an die AWISTA vor.

70	 nach § 2 Abs. 3 des Abwicklungsvertrags in Verbindung mit § 9 WKLG vom 10. Juni 2010
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In Abstimmung mit dem Auftraggeber könnten aber die bisher konkludent geschlos-
senen Vereinbarungen bei Bedarf auch schriftlich festgehalten werden.

	 18.4	 Der RH anerkannte die Bereitschaft der AWISTA, die gegenseitigen Rechte und Pflich-
ten der Gesellschafter schriftlich festzuhalten. Im Hinblick auf allfällig mögliche Rechts-
streitigkeiten zwischen den Gesellschaftern hielt er seine Empfehlung aufrecht. 

Fördersystem und Abwicklung der Förderung

Fördervoraussetzungen und Förderhöhe

	 19	 (1) Förderungen nach dem WKLG erfolgten in Form von Investitionszuschüssen. 
Förderfähig waren:71 

•	 Fernwärmeausbauprojekte,
•	 Infrastrukturanlagen,
•	 Infrastrukturprojekte (einschließlich Projekten, die der Anbindung von geothermi-

schen Quellen dienten),
•	 Projekte zur Nutzung von industrieller Abwärme und
•	 Fernkälteprojekte.72

Fördernehmer waren großteils Energieversorgungsunternehmen von Ländern und 
Gemeinden.

(2) Nachstehende Voraussetzungen mussten kumulativ erfüllt sein: 

•	 Der Förderantrag musste vor Baubeginn (Leitlinien 2011) bzw. vor Beginn der Arbei-
ten (Förderrichtlinien 2015) schriftlich beim Ministerium eingelangt sein.

•	 Das Bauvorhaben war spätestens zwölf Monate nach Förderzusage (Datum des 
Fördervertrags) zu beginnen und spätestens 36 Monate danach abzuschließen.

•	 Die Durchführbarkeit des Projekts musste unter Berücksichtigung der Förderung 
finanziell gesichert sein73.

71	 § 6 Abs. 1 WKLG
72	 Nicht förderbar nach dem WKLG waren daher: Wärmeerzeugungsanlagen mit Ausnahme von Wärmetau-

schern in diesen Anlagen; Projekte mit ausschließlich innerbetrieblicher Abwärmenutzung; Projekte, die 
gemäß Umweltförderungsgesetz gefördert wurden.

73	 Die finanzielle Sicherung der Durchführbarkeit war dann gegeben, wenn der Projektbetreiber wirtschaftlich 
in der Lage war, auch die nicht förderfähigen Teile des Projekts bis zur Inbetriebnahme fertigzustellen. Dies 
war durch eine Bestätigung eines Kreditinstituts bzw. durch einen vergleichbaren Bonitätsnachweis zu 
belegen.
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•	 Das Projekt musste zumindest einen Endverbraucher74 mit Fernwärme oder Fern-
kälte versorgen.

•	 Das Fernwärmeprojekt hatte nachweislich zu einer Reduktion des Primärenergie­
trägereinsatzes sowie zur Verminderung der CO2–Emissionen zu führen.

•	 Die Förderung musste aus wirtschaftlicher Sicht notwendig (ohne Beihilfe wäre  
die Investition nicht hinreichend rentabel) und auf das erforderliche Minimum 
beschränkt sein.

•	 Die fachlichen Fähigkeiten zur Durchführung des Projekts mussten gegeben sein.
•	 Das Projekt musste die Kriterien für eine „effiziente Fernwärme– und Fernkälte­

versorgung“ nach den unionsrechtlichen Vorgaben erfüllen.

(3) Die Förderhöhe hing von der Projektart, der Unternehmensgröße des Förderwer-
bers und davon ab, ob das Projekt in einem Sanierungsgebiet gemäß § 2 Abs. 8 
Immissionsschutzgesetz–Luft75 lag. Sie betrug bis zu 50 % der umweltrelevanten 
Investitionsmehrkosten bzw. 35 % der Gesamtinvestitionskosten.

74	 Der Endverbraucher durfte nicht konzernmäßig im Sinne des § 228 Abs. 3 Unternehmensgesetzbuch 
(dRGBl. S. 219/1897 i.d.g.F.) verbunden sein.

75	 BGBl. I 115/1997 i.d.g.F.
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Förderprozess und Zuständigkeiten

	 20.1	 (1) Der Förderprozess gliederte sich in vier Schritte. Beteiligte waren der Förderwer-
ber, das Ministerium, die AWISTA sowie der Energiebeirat76: 

Abbildung 5:	 Schritte des Förderprozesses und zuständige Akteure

Bei Projekten mit einer Fördersumme von über 1 Mio. EUR war eine Wirkungsorien-
tierte Folgenabschätzung durchzuführen und das Bundesministerium für Finanzen 
mitzubefassen. Im überprüften Zeitraum betraf dies vier Fernwärmeprojekte. Die 
AWISTA erstellte die dafür notwendigen Berechnungen und Unterlagen.

(2) Die Förderwerber richteten ihre Anträge an das Ministerium.77 Dabei waren die 
von der AWISTA zur Verfügung gestellten Formulare, Datenblätter und Muster zu 
verwenden. Das Ministerium vergab jeweils eine Geschäftszahl, welche die Reihung 
der Projekte bestimmte.

76	 Der Energiebeirat war zur Beratung des Ministeriums und der E–Control in allgemeinen und grundsätzlichen 
Angelegenheiten der Energiepolitik sowie in Angelegenheiten der Förderpolitik und des Ökostroms einge-
richtet (§ 20 Abs. 1 Energie–Control–Gesetz).

77	 § 10 WKLG
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In Folge leitete das Ministerium die Förderanträge zur Bearbeitung an die AWISTA 
weiter. Das Ministerium prüfte die Förderanträge nicht inhaltlich.

Nach Abschluss der Antragsprüfung übermittelte die AWISTA ihre Beurteilung in 
Form eines „Fördervorschlags“ an das Ministerium zur Behandlung des Vorhabens 
im Energiebeirat.

(3) Die Ressortleitung hatte die Entscheidung über die Gewährung einer Förderung 
unter Bedachtnahme auf die Empfehlung des Energiebeirats zu treffen. Das Ministe-
rium übermittelte dem Energiebeirat die Fördervorschläge der AWISTA spätestens 
drei Wochen vor einer Sitzung. Die AWISTA nahm an diesen Sitzungen teil und stellte 
bei Bedarf ergänzende Unterlagen und Informationen zur Verfügung.

Nach positiver Empfehlung durch den Energiebeirat genehmigte die Ressortleitung die 
Projekte und forderte die AWISTA auf, den Fördervertrag mit dem Förderwerber abzu-
schließen. Nur einmal (2011) kam es zu einer negativen Empfehlung durch den Energie-
beirat – im Fall eines großen Vorhabens mit einem Fördervolumen von rd. 28 Mio. EUR.

Ein Anspruch auf Förderung entstand gemäß WKLG mit Abschluss des Förderver-
trags. Das Ministerium verfügte seit 2013 jedoch zunehmend Auflagen zur finanziel-
len Bedeckung bzw. Förderabwicklung:

•	 In den Jahren 2013 und 2014 waren die Förderverträge mit einer aufschiebenden 
Bedingung zu versehen, wonach ein Rechtsanspruch des Förderwerbers erst dann 
bestand, wenn der AWISTA die entsprechenden Fördermittel von Seiten der Repub-
lik Österreich zur Verfügung gestellt wurden.

•	 Zusätzlich konnte die AWISTA ab 2015 mit der Bearbeitung der Förderanträge erst 
nach Freigabe durch das Ministerium beginnen.78 

Die Endabrechnung des Projekts begann, wenn der Fördernehmer der AWISTA die 
Fertigstellung des Projekts mitteilte. Dazu waren die von einem Wirtschaftsprüfer 
bestätigten Unterlagen beizubringen. Nach Prüfung der Endabrechnung und Kontrolle 
der Mittelverwendung zahlte die AWISTA den noch offenen Förderbetrag aus. Bei 
Unterschreitung des genehmigten Förderbetrags führte die AWISTA die Differenz den 
noch nicht gebundenen Fördermitteln bzw. den nächstgereihten Projekten zu.

	 20.2	 Der RH hielt fest, dass der AWISTA als Abwicklungsstelle die Beurteilung der Förder­
anträge – einschließlich der rechtlichen, wirtschaftlichen und technischen Prüfung – 
sowie der Abschluss der Förderverträge bis hin zur Endabrechnung oblagen. Das 
Ministerium hatte im Förderprozess wenige administrative Aufgaben. Die Ressortlei-
tung entschied über die Zuerkennung der Förderung auf Basis einer Empfehlung des 

78	 § 13 WKLG
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Energiebeirats. Die Verfahrensschritte im Ministerium nahmen, wie der RH in TZ 32 
ausführte, rund die Hälfte der gesamten Abwicklungsdauer in Anspruch und trugen zu 
den Verzögerungen im Förderprozess bei.

Prüfungshandlungen der AWISTA

	 21.1	 (1) Der RH überprüfte die Kontrolltätigkeit der AWISTA anhand von sieben ausge-
wählten Förderfällen. Die Auswahl berücksichtigte unterschiedliche Phasen der 
Förderabwicklung (beantragte, begutachtete und endabgerechnete Projekte), beide 
Technologien (Fernwärme und Fernkälte) sowie unterschiedliche Antragsteller und 
eine regionale Verteilung.

(2) Die AWISTA erhob detaillierte Unterlagen und nahm auch Anpassungen und 
Berichtigungen vor. In einem Fall regte sie z.B. die Neuberechnung der ermittelten 
Umwelteffekte an, in einem anderen reduzierte sie bei der Endabrechnung unge-
rechtfertigt hohe Investitionskosten.79

(3) Die von der AWISTA angewandte Methode für die Wirtschaftlichkeitsberechnung 
war verbesserungswürdig:

Gemäß Art. 46 AGVO waren die beihilfenfähigen Kosten für ein Förderprojekt, etwa 
ein Leitungsnetz, auf die Finanzierungslücke zu begrenzen, d.h. auf die Differenz 
zwischen den beihilfenfähigen Investitionskosten und dem mit der Anlage erwirt-
schafteten Betriebsgewinn.80 Um die wirtschaftliche Notwendigkeit der Förderung 
(„Finanzierungslücke“) festzustellen, hatte die AWISTA die von den Förderwerbern 
bei Antragstellung beigebrachte Wirtschaftlichkeitsberechnung des Projekts zu 
überprüfen. Die Berechnung basierte auf der Kapitalwertmethode. Ergab die Berech-
nung einen negativen Kapitalwert, so war die Investition – ohne Förderung – als 
nicht wirtschaftlich zu bewerten und in maximaler Höhe förderbar; bei einem posi-
tiven Kapitalwert war der Förderbetrag entsprechend zu kürzen. Die von der AWISTA 
selbst entwickelte und mit dem Ministerium abgestimmte Berechnungsmethode 
kam seit dem Jahr 2010 unverändert zur Anwendung.

79	 Experten der AWISTA kamen zum Schluss, dass die Anlage überdimensioniert gebaut wurde und daher über 
den Förderzweck hinausging.

80	 Differenz zwischen den abgezinsten Einnahmen und abgezinsten Ausgaben während der Abschreibungsdauer
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Die für das Ergebnis der Wirtschaftlichkeitsberechnung maßgeblichen Faktoren waren 
der Berechnungszeitraum und der Diskontierungssatz:

Berechnungszeitraum: 
Die Wahl des Berechnungszeitraums basierte mangels österreichischer Grundlagen 
auf Abschreibungstabellen des deutschen Bundesfinanzministeriums. Für Fernwärme-
projekte wurde ein Berechnungszeitraum von 20 Jahren, für Fernkälteprojekte von 
15 Jahren festgelegt. Eine Differenzierung nach Anlagenteilen (z.B. Leitung, Übergabe-
station, Pumpen, Ausdehnungsanlage) erfolgte nicht.
Anhand der Jahresabschlüsse von zwei österreichischen Energieunternehmen ermit-
telte der RH näherungsweise eine durchschnittliche buchhalterische Abschreibungs-
dauer von rd. 30 Jahren. Die AWISTA sowie einzelne Fördernehmer bestätigten, dass 
die tatsächliche Lebensdauer von Leitungsanlagen bei 40 bis 50 Jahren und jene für 
Maschinen bei 20 Jahren liegt.
Aufgrund des von der AWISTA angenommenen kürzeren Berechnungszeitraums fehl-
ten die nach dem 15. Jahr (Fernkälte) bzw. nach dem 20. Jahr (Fernwärme) generier-
ten Cashflows in der Wirtschaftlichkeitsberechnung.

Diskontierungssatz: 
Der verwendete Diskontierungssatz beruhte auf einer Kalkulation des WACC81 durch 
die AWISTA. Die Kalkulation umfasste einen von Vergleichsunternehmen abgeleiteten 
Beta–Faktor82, die auf Wettbewerbsmärkten tätig waren und daher ein höheres 
sektorales Risiko als die Förderwerber aufwiesen; die Förderwerber hatten als Betrei-
ber von Fernwärme– und Fernkälteleitungen zumeist eine Monopolstellung inne. Der 
Beta–Faktor lag auch deutlich über jenem, den die E–Control im Zuge der WACC–
Festsetzung für – im Risikoprofil vergleichbare – Gasverteilernetzbetreiber verwen-
dete. Ein zu hoch gewählter Beta–Faktor ergab einen überhöhten WACC–Wert.83

Ein zu kurz gewählter Berechnungszeitraum sowie ein zu hoher Diskontierungssatz 
führten zu einer starken Diskontierung und im Ergebnis zu einem zu niedrigen Kapital-
wert. Damit bestand das Risiko einer Überförderung – insbesondere bei förderfähigen 
Vorhaben, die gemäß Wirtschaftlichkeitsberechnung einen geringen negativen Kapi-
talwert aufwiesen. Eine alternative Berechnungsmethode konnte zu einem positiven 
Kapitalwert führen und damit den Förderbetrag reduzieren.

81	 weighted average cost of capital
82	 Das ist das Maß für das systematische Risiko eines Unternehmens; der Beta–Faktor drückt aus, wie sensibel 

der Aktienkurs auf allgemeine Marktschwankungen reagiert; bei einem Beta von 1 ist das Risiko gleich groß 
wie das des Gesamtmarkts, bei 1,2 ist es um 20 %  größer und bei 0,8 um 20 %  kleiner als das des 
Gesamtmarkts.

83	 Bereits in einem ähnlich gelagerten Sachverhalt – nicht entsprechendes Risikoprofil bei der Berechnung eines 
angemessenen Finanzierungskostensatzes – hatte der RH dem Ministerium eine Überprüfung der Berech-
nungsmethode empfohlen (RH–Bericht „Ökostromförderung am Beispiel Windkraft und Photovoltaik“ (Reihe 
Bund 2020/15, TZ 12)).
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(4) Förderwerber hatten die Umwelteffekte ihrer Projekte zwar bei Antragstellung 
bekannt zu geben, aber erst im Zuge der Prüfung durch die AWISTA durch Fachgutach-
ten von Zivilingenieuren nachzuweisen. Diese Fachgutachten hatten zu beurteilen, ob 
die eingereichten Projekte hinsichtlich CO2–Reduktion und Primärenergieeinsparung 
die Vorgaben für effiziente Fernwärme und Fernkälte nach der EU–Energieeffizienz–
Richtlinie84 erfüllten. Die Netze waren nur dann förderfähig, wenn die Erzeugung der 
Fernwärme bzw. Fernkälte im Vergleich zu anderen Energieträgern den Primärenergie-
trägereinsatz und die CO2–Emissionen nachweislich reduzierte.

Weder das WKLG noch die Förderrichtlinien enthielten Vorgaben für eine standardi-
sierte Berechnung der Primärenergieeinsparung, weshalb in den Fachgutachten 
jeweils unterschiedliche Methoden zur Anwendung kamen. Die Umwelteffekte der 
Förderprojekte waren daher nur bedingt vergleichbar.

(5) Der RH führte auch Gespräche mit Förderwerbern, um deren Erfahrungen mit 
der Förderabwicklung in seine Beurteilung miteinzubeziehen. Die befragten Unter-
nehmen äußerten sich grundsätzlich positiv zur Prüftätigkeit der AWISTA. Unterla-
gen seien beharrlich und in großer Detailtiefe nachgefragt worden, in Anbetracht 
der Höhe der Förderbeträge sei dies aus ihrer Sicht jedoch angemessen.

	 21.2	 Der RH wies kritisch darauf hin, dass die in den Förderrichtlinien des Ministeriums 
festgelegte Wirtschaftlichkeitsberechnung beim Berechnungszeitraum und dem 
Diskontierungssatz methodische Schwächen aufwies. Daraus konnten ein zu niedri-
ger Kapitalwert und dementsprechend ein überhöhter Förderbetrag resultieren.

Der RH empfahl dem Ministerium, in Abstimmung mit der Abwicklungsstelle die 
Methodik der Wirtschaftlichkeitsberechnung – insbesondere hinsichtlich der Ange-
messenheit des Berechnungszeitraums und des Diskontierungssatzes – zu überar-
beiten und die Ergebnisse in künftigen Förderrichtlinien zu berücksichtigen.

Weiters stellte der RH fest, dass die Beurteilung von Umwelteffekten anhand unter-
schiedlicher Methoden erfolgen konnte, die einen Vergleich zwischen mehreren 
Projekten erschwerten sowie eine Reihung nach ihrer Umweltwirkung (CO2–Emissi-
onen) nicht ermöglichten. Letzteres war für das bestehende Förderregime nach 
dem WKLG zwar nicht erforderlich, könnte jedoch künftig von Bedeutung sein, falls 
Umwelteffekte als Reihungskriterium für die Förderwürdigkeit bzw. für die Bearbei-
tung von Projekten herangezogen werden sollten.

84	 Richtlinie 2012/27/EU, ABl. L 2012/315, 1
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Der RH empfahl dem Ministerium, eine standardisierte Methodik zur Berechnung 
der Umwelteffekte von Projekten in zukünftigen Förderrichtlinien vorzugeben, um 
eine Vergleichbarkeit zwischen Projekten zu gewährleisten sowie eine allfällige 
Reihung nach der Förderwürdigkeit zu ermöglichen.

	 21.3	 (1) Das Ministerium teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es eine kritische Prüfung 
und Auseinandersetzung mit der AWISTA zur Methodik der Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung in die Wege geleitet habe, die je nach Ergebnis der Prüfung in eine mögli-
che Überarbeitung der Methode münden könne. Eine Abstimmung zwischen der 
AWISTA und der KPC, der Abwicklungsstelle ab 2021, werde erfolgen. Weiters werde 
das Ministerium die AWISTA anweisen, Grundsätze für eine einheitliche Berechnung 
der Umwelteffekte von Projekten vorzugeben.

(2) Die AWISTA erläuterte in ihrer Stellungnahme mit Bezug auf die Feststellungen 
und Empfehlungen des RH ihre konzeptionellen Überlegungen zur Ausgestaltung 
der Wirtschaftlichkeitsberechnung. Im Detail führte die AWISTA dabei zum Berech-
nungszeitraum wie folgt aus:

•	 Die Berechnung der „Finanzierungslücke“85 nach der EU–Leitlinie für staatliche 
Umweltschutz– und Energiebeihilfen beruhe auf der Differenz zwischen den 
während der Lebensdauer der Investition anfallenden positiven und negativen 
Zahlungsströmen, die auf ihren Barwert abgezinst würden (in der Regel auf Basis der 
Kapitalkosten). Dabei käme die Kapitalwertmethode zur Anwendung, die auf die 
wirtschaftliche und nicht auf die technische Nutzungsdauer abstelle.86

•	 Die maximale technische Lebensdauer von Leitungsanlagen bzw. Maschinen habe 
für diese Frage daher keine Relevanz, zumal auch die Wirtschaftlichkeitsberechnung 
nur laufende Wartungs– und Instandhaltungsausgaben berücksichtige, nicht jedoch 
Instandsetzungen bzw. Reinvestitionen, mit denen nach 20 bzw. 15 Jahren zu rech-
nen sei.

•	 Die Ableitung der wirtschaftlichen Nutzungsdauer habe sich zudem an den steuer-
rechtlichen Grundsätzen orientiert.87

•	 Der gewählte Betrachtungszeitraum käme auch bei einer vergleichbaren Förderung 
in Deutschland zur Anwendung. Das Deutsche Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA) wende zur Ermittlung der Finanzierungslücke bei der Förde-
rung für Wärme– und Kältenetze einen Betrachtungszeitraum von 20 Jahren an.88

85	 Randnummer 19 der Leitlinien für staatliche Umweltschutz– und Energiebeihilfen 2014–2020 (2014/C 200/01)
86	 vgl. Zischg, Praxishandbuch Investition (2009), 137
87	 vgl. Rz 3115 EStR 2000
88	 siehe Arbeitsblatt AGFVV FIN 704
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Zum Diskontierungssatz führte die AWISTA in ihrer Stellungnahme Folgendes aus:

•	 Nach den EU–Leitlinien für staatliche Umweltschutz– und Energiebeihilfen 2014–
2020 seien zur Ermittlung des Kapitalwerts jene Kapitalkosten heranzuziehen, die das 
Unternehmen bei anderen, ähnlichen lnvestitionsvorhaben zugrunde lege. Wenn 
diese Benchmark nicht verfügbar sei, könnten die Kapitalkosten des Unternehmens 
insgesamt oder die in der Branche üblichen Renditen als Benchmark herangezogen 
werden.89

•	 Im Bereich der Fernwärme sei ein regulatorisches „Unbundling“ noch nicht erfolgt; es 
gebe noch keine Trennung zwischen der Lieferung der Wärme einerseits und der 
Bereitstellung der Leitungskapazitäten andererseits. Fernwärmeunternehmen (mit 
Ausnahme der Wiener Netze GmbH) seien daher keine reinen Netzbetreiber, sondern 
vielmehr „vertikal integrierte Energieunternehmen“. Auch wenn das WKLG allein den 
Leitungsbau fördere, seien Fernwärmeunternehmen als integrierte Anbieter für Fern-
wärmeversorgung höheren Risiken ausgesetzt als reine Netzverteilungsunternehmen.

•	 Fernwärmeunternehmen hätten in der Regel keine Monopolstellung, weil neben der 
Fernwärme auch andere Heizungsformen zur Verfügung stünden. Bei der Erschlie-
ßung neuer Ausbaugebiete seien sie dem Risiko ausgesetzt, wie viele Hausanschlüsse 
innerhalb welcher Zeit tatsächlich realisiert werden können.

•	 Das Risiko aus der Durchführung von Neuinvestitionen in das Leitungsnetz (z.B. stei-
gende Baukosten) sei auch höher einzuschätzen als das Risiko bei einem bereits beste-
henden Verteilernetz. Daher habe die E–Control in der dritten Regulierungsperiode 
auch für Gasverteilernetzbetreiber einen Zuschlag auf den Finanzierungskostensatz 
für Neuinvestitionen „zur Erreichung des Ziels der lnvestitionsförderung“ vorgesehen.

•	 Zudem würden Fernwärmeunternehmen bei Förderprojekten im laufenden Betrieb 
sowohl ein Absatz– bzw. Abnahmerisiko als auch alle Risiken tragen, die mit der 
Wärmeproduktion bzw. –versorgung zusammenhängen. Alle diese Aspekte seien in 
der Wirtschaftlichkeitsberechnung zur Ermittlung der Finanzierungslücke berücksich-
tigt worden.

•	 Das Risikoprofil von Fernwärmeunternehmen als vertikal integrierten Energieunter-
nehmen sei aus Sicht der AWISTA nicht vergleichbar mit jenem von reinen Netzbetrei-
bern, wie etwa Gasverteilernetzbetreibern. Die Heranziehung jenes Beta–Faktors, den 
die E–Control zur Festlegung des WACC im Falle von Gasverteilernetzbetreibern 
(„reine Netzbetreiber“) anwende, sei daher nicht sachgerecht.

Nach der absoluten Höhe bestünden keine wesentlichen Abweichungen zur Fest­
legung der E–Control. Die E–Control habe in der zweiten Regulierungsperiode Gas 
(2013 bis 2017) den WACC nach Steuern mit 4,82 % festgesetzt; der von der AWISTA 
in diesem Zeitraum herangezogene WACC nach Steuern habe durchschnittlich 
5,07 % betragen. Im Vergleich akzeptiere das Deutsche Bundesamt für Wirtschaft 

89	 vgl. Randnummer 61 und Fußnote 44 der Leitlinien für staatliche Umweltschutz– und Energiebeihilfen 
2014–2020
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und Ausfuhrkontrolle (BAFA) bei der Förderung für Wärme– und Kältenetze pauschal 
einen Kapitalisierungszinssatz von 8,0 %.

	 21.4	 Der RH erwiderte der AWISTA, dass nicht nur die technische Lebensdauer, sondern 
auch die von ihm ermittelte durchschnittliche Abschreibungsdauer von 30 Jahren, 
die eine wirtschaftliche Größe darstellt, deutlich über dem von der AWISTA verwen-
deten Diskontierungszeitraum von 20 Jahren liegt. Um möglichst viele Projekte 
finanziell unterstützen zu können, wäre aus Sicht des RH eine Annäherung der wirt-
schaftlichen an die technische Nutzungsdauer anzustreben.

Der RH stimmt der AWISTA zu, dass Fernwärmeunternehmen nicht „reine Netzbe-
treiber“ sind, sondern weitgehend integrierte Energieunternehmen. Die Ansicht, 
dass Fernwärmeunternehmen in der Regel keine Monopolunternehmen seien und 
auch ein Absatzrisiko zu tragen hätten, teilte er hingegen nur bedingt. Der RH wies 
darauf hin, dass Fernwärmekunden oftmals keine Möglichkeit haben, ihre Energie-
versorgung bzw. den Energieträger frei zu wählen – vor allem im städtischen Bereich, 
wo alternative Heizformen oft fehlen oder untersagt sind. Insoweit sind Fernwärme-
unternehmen als Monopolunternehmen anzusehen.

Das Argument der AWISTA, dass auch alternative Heizformen verfügbar seien, gilt 
– wie auch das Risiko schwankender Absatzmengen infolge kälterer oder milderer 
Winter – bei der Fernwärme– und bei der Gasinfrastruktur gleichermaßen. Aus Sicht 
des RH weisen Fernwärmeunternehmen charakteristische Merkmale von Monopol-
unternehmen auf, z.B. Elemente von Gebietsschutz, und unterscheiden sich somit 
von Unternehmen, die im Wettbewerb stehen. Das niedrigere Risiko wäre bei der 
Ermittlung des Diskontierungssatzes zu berücksichtigen. Daher hielt der RH seine 
Empfehlung aufrecht, die Methodik der Wirtschaftlichkeitsberechnung – insbeson-
dere beim Betrachtungszeitraum und verwendeten Risikoprofil – zu überarbeiten.
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IKS und Dokumentation des Förderprozesses

	 22.1	 (1) Die Umsetzung des Internen Kontrollsystems (IKS) der AWISTA für die Förderab-
wicklung und die von ihr durchgeführten Prüfschritte überprüfte der RH anhand von 
sieben ausgewählten Förderfällen (TZ 21). Zu den IKS–Regelungen für die Förderab-
wicklung verwies die AWISTA auf ein Schulungshandbuch mit Vorgaben für Prüf-
handlungen sowie Anweisungen zur Dokumentation. Dieses entsprach jedoch den 
Standards eines IKS–Handbuchs nicht vollständig und enthielt nicht alle Anforderun-
gen an ein funktionierendes IKS. Unter anderem waren folgende Inhalte im Hand-
buch nicht ausreichend beschrieben oder fehlten:

•	 die transparente Festlegung von Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten, insbe-
sondere die Abgrenzung von rechtlicher, wirtschaftlicher und technischer Prüfung, 

•	 Festlegungen zur Funktionstrennung zwischen den entscheidenden, ausführenden 
und kontrollierenden Prozessen und

•	 eine klar geregelte Kontrollautomatik und ein Vier–Augen–Prinzip, die systemati-
sche Kontrollen im Arbeitsablauf sicherstellen.

Weiters verfügte die AWISTA über keine Risikoanalyse, um die Risiken für die einzelnen 
Arbeitsschritte zu identifizieren und zu beurteilen. Sie überprüfte ihr IKS nicht regel-
mäßig und systematisch auf seine Funktionsfähigkeit, Wirksamkeit und Aktualität.

(2) Die AWISTA führte die Förderakten weitgehend in Papierform. Die Dokumentation 
erfolgte getrennt nach Begutachtung und Endabrechnung.90 Ihre Prüfschritte hielt 
die AWISTA neben den Papierakten auch in separat geführten weiteren Dokumenten 
fest. Alleine anhand der in den Förderakten vorhandenen Dokumentation konnte der 
RH den Prüfprozess der AWISTA nur teilweise nachvollziehen. Erst in Zusammenschau 
mit den separaten Unterlagen bzw. nach Rücksprache mit den Sachbearbeitern – die 
alle offenen Fragen umgehend beantworteten – konnten Sachverhalte geklärt 
werden.

	 22.2	 Der RH hielt fest, dass die AWISTA ihre Prüfschritte nicht alleine in den Förderakten, 
sondern auch in separaten Unterlagen dokumentierte, wodurch eine direkte Nach-
vollziehbarkeit eingeschränkt war. Er kritisierte, dass die AWISTA wesentliche 
Bestandteile eines IKS für den Förderprozess unzureichend festgelegt hatte bzw. 
diese fehlten.

Der RH empfahl der AWISTA, im Hinblick auf die noch offenen Förderfälle dem 
Abwicklungsprozess ein den einschlägigen Standards entsprechendes IKS zugrunde 

90	 Die Akten gliederten sich in: 1. Stammdaten/Qualitätskontrolle, 2. Gutachten/Stellungnahme, 3. Entwürfe, 
Gutachten/Stellungnahme, 4. Korrespondenz, 5. Aktenvermerke/Besprechungsnotizen, 6. Berechnungen/
Notizen, 7. Externe Gutachten/Stellungnahmen, 8. Jahresabschlüsse, 9. Protokolle/Beschlüsse/Verträge 
(rechtliche Verhältnisse), 10. Literatur
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zu legen. Die bestehenden und noch zu schaffenden Vorgaben und Festlegungen für 
das IKS der Förderabwicklung wären gesammelt den am Förderprozess Beteiligten 
intern zur Verfügung zu stellen.

	 22.3	 Wie die AWISTA in ihrer Stellungnahme mitteilte, werde sie aufgrund der Anregun-
gen des RH mit ihrem Auftraggeber klären, ob das implementierte IKS in einem 
übersichtlichen „IKS–Handbuch“ zusammengefasst dargestellt werden solle.

Die AWISTA ergänzte in ihrer Stellungnahme, dass sie dem RH neben dem Schulungs-
handbuch weitere Unterlagen zum implementierten IKS vorgelegt habe, u.a. eine 
detaillierte Prozessdarstellung der Förderabwicklung, elf Checklisten zur Dokumenta-
tion der Förderabwicklung im Einzelfall, ein Pflichtenheft zur routinemäßigen Über-
prüfung der Datei „Zahlenmäßiger Nachweis“ sowie Formulare bzw. Vorlagen für 
Freigabeprozesse in der Förderabwicklung. Die Funktionsweise des implementierten 
IKS sei dem RH in mehreren Besprechungen erläutert worden. Nach Ansicht der 
AWISTA lasse sich aus den übermittelten Unterlagen und den erteilten Auskünften 
ableiten, dass das implementierte IKS die Anforderungen der einschlägigen Standards 
erfülle.

Zur Festlegung von Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten, insbesondere zur 
Abgrenzung von rechtlicher, wirtschaftlicher und technischer Prüfung, verwies die 
AWISTA auf ihr Organigramm, aus dem sich eine eindeutige Zuordnung dieser Tätig-
keiten ergebe. Aus dem Organigramm ließen sich auch die Zuordnung und Funkti-
onstrennung zwischen Entscheidungs–, Ausführungs– und Kontrollprozessen 
eindeutig ableiten. Während Entscheidungs– und Kontrollfunktionen naturgemäß 
den Geschäftsführern zukämen, lägen die ausführenden Tätigkeiten bei den Sachbe-
arbeitern.

Die Funktionstrennung stelle zudem eine automatische Kontrolle sowie ein strenges 
Vier–Augen–Prinzip durchgehend sicher. Gerade die Einbindung von Mitarbeitern 
von zwei unabhängigen Organisationen bedinge in der Förderabwicklung eine regel-
mäßige Abstimmung und somit auch gegenseitige Kontrolle.

	 22.4	 Der RH stellte klar, dass er nicht das Fehlen eines IKS, sondern dessen unzureichende 
Festlegung kritisierte.
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Abwicklungskosten

	 23.1	 (1) Die folgende Tabelle zeigt die Höhe der jährlichen Abwicklungskosten der AWISTA 
sowie die ab dem Jahr 2016 in den Prüfberichten der Wirtschaftsprüfer separat 
ausgewiesenen Kosten für alle über die Bearbeitung der Förderfälle hinausgehen-
den Leistungen (sogenannte Sonderarbeiten): 

Tabelle 3:	 Jährliche Abwicklungskosten

Jahr 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020

in 1.000 EUR

Abwicklungskosten 719 803 812 787 704 578 607 721 765 655

davon Sonderarbeiten – – – – – 137 224 228 285 130

in %

Anteil Sonderarbeiten – – – – – 24 37 32 37 20

Quelle: AWISTA

In den Jahren 2016 bis 2020 entfielen von den Sonderarbeiten, die im Durchschnitt 
rund ein Drittel der Abwicklungskosten ausmachten, u.a.

•	 33 % auf „Berichterstattung an das Ministerium und Liquiditätsmanagement“, 
•	 23 % auf „Beantwortungen von Anfragen des Ministeriums“, 
•	 16 % auf „Konzeptionierungsarbeiten der Förderabwicklung“ sowie 
•	 14 % auf „rechtliche Beratungsleistungen in Zusammenhang mit der Aktualisierung 

von Förderrichtlinien bzw. der Novellierung des WKLG“.

Für die letztgenannte Kategorie fielen alleine im Jahr 2019 über 94.000 EUR an.

(2) Gemäß Abwicklungsvertrag hatte die AWISTA ihren Rechnungen auch Aufzeich-
nungen der erbrachten Leistungsstunden anzuschließen. Dieser Verpflichtung kam 
die AWISTA nicht nach und das Ministerium forderte diese auch nicht ein. Zudem 
übte das Ministerium das im Abwicklungsvertrag vorgesehene Einspruchsrecht zu 
den von der AWISTA gelegten Honorarnoten nie aus.

	 23.2	 Der RH bemängelte, dass die AWISTA – entgegen dem Abwicklungsvertrag – ihren 
Honorarnoten keine Aufzeichnungen der Leistungsstunden beifügte. Er kritisierte, 
dass das Ministerium diese auch nie eingefordert hatte und sich bei der Leistungs-
verrechnung ausschließlich auf das Attest des Wirtschaftsprüfers verließ. Ohne die 
Leistungsaufzeichnungen konnte das Ministerium selbst keine Plausibilitätsprüfun-
gen durchführen und somit sein vertraglich zugesichertes Einspruchsrecht nicht 
ausüben.
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Der RH empfahl dem Ministerium, zu den Honorarnoten der Abwicklungsstelle auch 
die vertraglich vereinbarten Stundenaufzeichnungen einzufordern und auf dieser 
Basis Plausibilitätsprüfungen durchzuführen sowie das im Abwicklungsvertrag vorge-
sehene Einspruchsrecht gegebenenfalls wahrzunehmen.

	 23.3	 (1) Laut Stellungnahme des Ministeriums sei es der Empfehlung des RH bereits 
nachgekommen. In einer Besprechung mit der AWISTA sei am 12. Dezember 2021 
vereinbart worden, dass künftig eine Leistungsaufzeichnung (Auflistung der Gesamt-
stunden pro Förderfall) übermittelt werde.

(2) Wie die AWISTA in ihrer Stellungnahme mitteilte, habe sie nach entsprechender 
Aufforderung dem Ministerium für die Jahre seit 2020 unverzüglich detaillierte Leis-
tungsaufzeichnungen zur Verfügung gestellt. Seit dem 1. Quartal 2021 übermittle 
sie zu den Honorarnoten detaillierte Aufzeichnungen der Leistungsstunden.

Prüfung der Abwicklungskosten

Beauftragung des Wirtschaftsprüfers

	 24.1	 Das Ministerium anerkannte die Abwicklungskosten erst nach Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der Abwicklungstätigkeit durch einen Wirt-
schaftsprüfer im Nachhinein. Diese Prüfung umfasste 

•	 die Angemessenheit der jährlich verrechneten Honorare der AWISTA sowie 
•	 sämtliche Teilbereiche der Förderung.

Das Ministerium beauftragte von 2011 bis 2018 jährlich per Werkvertrag denselben 
Wirtschaftsprüfer. Weitere Angebote holte es nicht ein. Erst nach einer Neuvergabe 
der Prüfung für das Jahr 2019 kam es zu einem Wechsel der Wirtschaftsprüfungs-
kanzlei.

	 24.2	 Der RH merkte kritisch an, dass das Ministerium acht Jahre denselben Wirtschafts-
prüfer jährlich neu beauftragte. Vergleichsangebote holte es nicht ein. Er verwies 
diesbezüglich auf den Bundes–Public Corporate Governance Kodex, der – wenn 
auch für die Abschlussprüfung – vorsieht, dass die beauftragte Kanzlei nach Durch-
führung eines Ausschreibungsverfahrens alle sieben Jahre zu wechseln ist.

Aus Sicht des RH sollte die Beauftragung des Wirtschaftsprüfers mit der Prüfung der 
Abwicklungskosten mehrere Jahre umfassen. Dies sollte zu günstigeren Angeboten 
und Kostenvorteilen für das Ministerium führen.
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Der RH empfahl dem Ministerium, Wirtschaftsprüfer im Sinne des Bundes–Public 
Corporate Governance Kodex nach Durchführung eines Ausschreibungsverfahrens für 
einen Zeitraum von höchstens sieben Jahren zu beauftragen.

	 24.3	 Das Ministerium teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es für das Prüfjahr 2019 die 
Prüfung der AWISTA neu ausgeschrieben und den Wirtschaftsprüfer gewechselt 
habe. Nach einem ressortinternen Wechsel der Zuständigkeit für die AWISTA sei für 
das Prüfjahr 2020 neuerlich eine Ausschreibung der Wirtschaftsprüfung erfolgt, 
wobei – in Umsetzung einer Empfehlung des RH – der Prüfzeitraum von einem auf 
drei Jahre ausgedehnt worden sei.

Prüfungen bis zum Abwicklungsjahr 2018

	 25.1	 Der Wirtschaftsprüfer beurteilte jährlich die Honorarnoten der AWISTA als ordnungs-
gemäß und bestätigte deren Höhe.

Nach Durchführung einer Stichprobenprüfung schloss er jeweils, dass die verrechne-
ten Beträge die Obergrenze der Abwicklungskosten eines typischen Förderfalls nicht 
überschritten hatten bzw. bis zur Endabrechnung der Projekte nicht überschreiten 
würden. Eine tatsächliche Beurteilung der Angemessenheit der für die Förderfälle 
verrechneten Leistungen enthielten die Berichte des Wirtschaftsprüfers nicht.

In den Anhängen zu den Berichten war ersichtlich, dass der Wirtschaftsprüfer die 
verrechneten Stunden je Förderfall mit der vertraglichen Obergrenze von 244 Arbeits-
stunden (vereinbartes Stundenausmaß für einen typischen Förderfall) verglich. Bei 
umfangreicheren, atypischen Förderfällen mit höherem Arbeitsaufwand berechnete 
er einen Gewichtungsfaktor in Relation zu einem typischen Förderfall und reduzierte 
damit die Stundenanzahl der atypischen Förderfälle. Dadurch konnte die Obergrenze 
nie überschritten werden. Laut Anhang zum Wirtschaftsprüfungsbericht 2018 bear-
beitete die AWISTA von Beginn ihrer Abwicklungstätigkeit im Jahr 2010 bis Ende 2018 
insgesamt 88 Förderfälle. Davon benötigten 48 Fälle (55 %) bis zu 244 Arbeitsstunden, 
die der Wirtschaftsprüfer daher als typische Förderfälle klassifizierte, 40 Fälle (45 %) 
erforderten einen höheren Arbeitsaufwand (atypische Fälle).

Die Sonderarbeiten der AWISTA überprüfte der Wirtschaftsprüfer jeweils und beur-
teilte sie in seinen Berichten stets als angemessen.

	 25.2	 Die jährliche Prüfung der Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der Abwicklungstätig-
keit erfüllte bis zum Abwicklungsjahr 2018 ihren Zweck nur eingeschränkt, weil der 
Wirtschaftsprüfer die Einhaltung der Obergrenze der Abwicklungskosten bestätigte, 
jedoch die Angemessenheit der verrechneten Leistungen nicht überprüfte bzw. 
diese nicht bestätigte. Darüber hinaus verzerrte die gewählte Berichterstattung die 
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tatsächliche Struktur der Förderfälle, weil die Wirtschaftsprüfungsberichte auf die 
atypischen Fälle nicht näher eingingen, sondern diese nur im Anhang darstellten.

Der RH beurteilte insbesondere die Gewichtung des höheren Arbeitsaufwands der 
atypischen Förderfälle im Verhältnis zu den vereinbarten 244 Arbeitsstunden eines 
typischen Förderfalls als kritisch, weil dadurch alle Förderfälle auf einen Standardfall 
gekürzt wurden und der Anschein entstand, dass die Obergrenze eines Standardför-
derfalls stets eingehalten wurde. Dies war allerdings nicht der Fall: Ende 2018 über-
schritten 40 Fälle bzw. 45 % aller Förderfälle die Obergrenze von 244 Arbeitsstunden 
und waren somit atypisch. Damit wurde der tatsächliche Arbeitsaufwand für die 
Förderfälle im Prüfbericht nicht transparent dargestellt. Die Berichte ermöglichten 
dem Ministerium nicht, daraus Schlussfolgerungen zu ziehen, beispielsweise um die 
Abwicklungsprozesse effizienter zu gestalten.

Prüfung des Abwicklungsjahres 2019

	 26.1	 (1) Für die Prüfung der Abwicklungskosten des Jahres 2019 wurde ein neuer Wirt-
schaftsprüfer bestellt. Dieser beurteilte die Abwicklungstätigkeit der AWISTA als 
grundsätzlich im Einklang mit den Kriterien des Abwicklungsvertrags, schränkte 
seine Beurteilung allerdings ein:

•	 Die Prüfung der Einhaltung der Stunden–Obergrenze auf Einzelprojektebene war 
nur näherungsweise möglich.

•	 Die Rechtmäßigkeit der verrechneten Sonderarbeiten konnte nicht abschließend 
beurteilt werden, weil die Formulierungen im Abwicklungsvertrag keine klare 
Abgrenzung der verrechenbaren Sonderarbeiten erlaubten. Da die AWISTA die 
Aufträge für Sonderarbeiten in der Regel informell, schriftlich (E–Mails) bzw. münd-
lich erhielt, konnte der Wirtschaftsprüfer auch die ordnungsgemäße Beauftragung 
durch das Ministerium nicht abschließend beurteilen.

Der Wirtschaftsprüfer erhielt nur die Aufzeichnungen über die von den Dienstleis-
tern für die AWISTA, aber nicht über die von den Sachbearbeiterinnen und Sachbe-
arbeitern insgesamt (für die AWISTA und das Unternehmen A bzw. das 
Unternehmen B) erbrachten Stunden. Da die Sachbearbeiterinnen und Sachbear-
beiter nicht bei der AWISTA beschäftigt waren und demnach auch Tätigkeiten bei 
ihren Stammunternehmen ausübten, war eine Überprüfung der für die AWISTA 
geleisteten Leistungsstunden de facto nicht möglich. Aufzeichnungen mit den insge-
samt geleisteten Stunden der Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter – und davon 
jenen, die sie für die AWISTA erbrachten – waren nicht vorgesehen.

(2) Infolge der Prüfung für das Jahr 2019 kam es zu Auffassungsunterschieden 
zwischen dem Ministerium und der AWISTA über die Verrechenbarkeit von Sonder-
arbeiten, weshalb das Ministerium die Zahlungen an die AWISTA zwischenzeitig 
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aussetzte. Es vertrat den Standpunkt, dass für Leistungen, die nicht ausdrücklich von 
§ 5 Abs. 6 des Abwicklungsvertrags umfasst waren, ein Abgeltungsanspruch der 
AWISTA nur dann bestand, wenn zuvor eine schriftliche Vereinbarung getroffen 
wurde.91 Diese – vor Erbringung von „zusätzlichen Leistungen“ vertraglich vorgese-
hene schriftliche Vereinbarung – erfolgte in der Praxis nie. Nach Ansicht der AWISTA 
kam diese subsidiär geltende Regelung für „zusätzliche Leistungen“ nicht zum 
Tragen, weil alle von ihr verrechneten Leistungen im Abwicklungsvertrag Deckung 
fänden.

(3) Das Ministerium ersuchte im Dezember 2020 die Finanzprokuratur um eine Stel-
lungnahme. Diese kam im Jänner 2021 zu dem Ergebnis, dass die AWISTA aufgrund 
des umfassenden Entgeltbegriffs im Abwicklungsvertrag92 in Verbindung mit dem 
Vertragsanhang93 jeden Aufwand im Zusammenhang mit ihrer Rolle als Abwick-
lungsstelle verrechnen konnte.

Aufgrund der Leistungsaufzeichnungen des Unternehmens A – das Unternehmen 
war Gesellschafter und gleichzeitig Dienstleister der AWISTA – kam die Finanzproku-
ratur auch zum Ergebnis, dass die Zuordnung der Tätigkeiten zu den Sonderarbeiten 
nicht nachvollziehbar war. Nach Einschätzung der Finanzprokuratur würde im Falle 
eines etwaigen Gerichtsverfahrens mit hoher Wahrscheinlichkeit der Rechtsansicht 
der AWISTA gefolgt werden, da die langjährige Handhabung und Kostenanerken-
nung Rückschlüsse auf den seinerzeitigen Willen der Vertragspartner zulasse.

(4) Das Ministerium formulierte schließlich mit Schreiben vom 15. März 2021 – zehn 
Jahre nach Vertragsabschluss – konkrete Voraussetzungen für die Leistungsverrech-
nung durch die AWISTA. Es verlangte mehr Transparenz und Eindeutigkeit bei den 
Leistungsaufzeichnungen und bei der Zuordnung der Leistungen zu Förderfällen 
bzw. Sonderarbeiten. Zudem vereinbarte das Ministerium mit der AWISTA konkrete 
Stundenkontingente für acht verschiedene Kategorien an Sonderarbeiten. Die 
AWISTA hatte künftig vor Überschreitung der Stundenanzahl je Kategorie das Einver-
nehmen mit dem Ministerium herzustellen.

	 26.2	 Der RH merkte an, dass dem Ministerium der hohe Anteil an Sonderarbeiten bereits 
ab dem Prüfbericht 2016 bekannt war (TZ 23). Dieser und die folgenden Berichte 
zeigten auf, dass die Sonderarbeiten bereits mehr als ein Drittel der Abwicklungs­
kosten ausmachten.

91	 Anhang E Z 4
92	 § 5 Abs. 2 Abwicklungsvertrag: „[…] Abdeckung des der AWISTA aus der Abwicklung nach diesem Vertrag 

entstehenden Aufwands und den im Anhang D genannten Zuschlägen […]“
93	 „Die AWISTA verrechnet die Aufwendungen, welche ihr durch die Leistungserbringung als Abwicklungsstelle 

nach § 9 WKLG entsprechend diesem Vertrag erwachsen, direkt im Ausmaß des Kostenanfalls weiter.“
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Der RH kritisierte, dass sich das Ministerium mit den Berichten über die Prüfung der 
Abwicklungskosten bis zum Jahr 2019 nicht ausreichend auseinandersetzte, dement-
sprechend wurde auch die Verrechnung der Sonderarbeiten nicht bereits früher 
thematisiert.

Zu den nach der Wirtschaftsprüfung des Jahres 2019 geführten Diskussionen über 
die Sonderarbeiten verwies der RH auf seine Feststellungen zu den Entgeltregelun-
gen im Abwicklungsvertrag in TZ 16.

Der RH empfahl dem Ministerium, die geleisteten Gesamtarbeitsstunden der invol-
vierten Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter der Abwicklungsstelle zu erheben, 
um die verrechneten Arbeitsstunden – als einen Anteil davon – überprüfen bzw. 
plausibilisieren zu können.

	 26.3	 (1) Laut seiner Stellungnahme werde das Ministerium die AWISTA anweisen, der 
Empfehlung des RH nachzukommen und die quartalsweisen Honorarnoten um 
entsprechende Angaben zu ergänzen.

(2) Die AWISTA hob in ihrer Stellungnahme hervor, dass der Wirtschaftsprüfer für 
das Jahr 2020 eine uneingeschränkte Beurteilung abgegeben und im Wirtschafts-
prüfungsbericht 2020 u.a. ausgeführt habe, dass

•	 eine Prüfung der Einhaltung der Obergrenze der 2020 abgeschlossenen Förderpro-
jekte im Einzelfall möglich sei; ab dem Jahr 2020 würden die Aufzeichnungen so 
erfolgen, dass die erfassten Stunden den einzelnen Förderfällen jahresübergreifend 
zuordenbar seien;

•	 sich die verrechneten Leistungen sowohl für die Abwicklung von Förderfällen als 
auch für Sonderarbeiten gemäß Abwicklungsvertrag kategorisieren ließen und

•	 die 2020 verrechneten Sonderarbeiten nachvollziehbar erfasst und aufgeschlüsselt 
seien und auf einem nachvollziehbaren Leistungsverzeichnis beruhen würden.

Sowohl die Prüfung der Einhaltung der Stundenobergrenze je Förderfall als auch die 
Rechtmäßigkeit der verrechneten Sonderarbeiten, die im Prüfungsbericht 2019 
noch zu einer einschränkenden Beurteilung geführt hätten, seien bis zur Prüfung 
des Jahres 2020 vollständig geklärt worden.

	 26.4	 Der RH anerkannte, dass die AWISTA bereits während seiner Überprüfung Maßnah-
men setzte, die für das Jahr 2020 zu einer uneingeschränkten Beurteilung des Wirt-
schaftsprüfers führten. Die Feststellungen des RH hatten das Wirtschaftsprüfungs- 
jahr 2019 betroffen.
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Fördermittel

	 27.1	 Nach dem WKLG sollen ab 2009 jährlich bis zu 60 Mio. EUR für Förderungen zur 
Verfügung stehen.94  

In einer ersten Phase – zwischen August 2011 und Dezember 2017 – stellte das 
Ministerium der AWISTA zur treuhändigen Verwaltung in elf Tranchen insgesamt 
148,77 Mio. EUR für Förderungen bereit. Davon stammte mehr als die Hälfte 
(78,57 Mio. EUR) aus Sondermitteln, die auf Grundlage anderer Gesetze95 finanziert 
wurden und nunmehr für Förderungen nach dem WKLG zu verwenden waren. Dabei 
handelte es sich insbesondere um die von der Abwicklungsstelle für Ökostrom nicht 
abgerufenen Fördergelder für Kraft–Wärme–Kopplungsanlagen96 bzw. um Mittel aus 
dem Sondervermögen der E–Control. Diese Mittel stammten aus der Kraft–Wärme–
Kopplungs–Pauschale bzw. der Zählpunktpauschale, die alle an das öffentliche Elek-
trizitätsnetz angeschlossenen Endverbraucher zu entrichten haben.

In der zweiten Phase – ab Anfang 2018 – änderte das Ministerium die Art und Weise 
der Bereitstellung der Fördermittel: Anstatt der AWISTA die Mittel weiter zur treu-
händigen Verwaltung vorab zur Verfügung zu stellen, führte das Ministerium diese 
einer Rücklage nach dem Bundeshaushaltsgesetz97 zu. Erst bei Inanspruchnahme 
der Mittel sollten sie an die AWISTA zur Auszahlung gelangen. Tatsächlich überwies 
das Ministerium der AWISTA bis Ende 2020 keine weiteren Mittel, so dass die Rück-
lage aus KWK–Mitteln auf 34,98 Mio. EUR anwuchs.

2021 erhöhte sich die Rücklage aus KWK–Mitteln um weitere rd. 9 Mio. EUR. Im Jahr 
2022 werden der Rücklage letztmalig rd. 13 Mio. EUR aus KWK–Mitteln zufließen.

94	 § 7 Abs. 1 WKLG
95	 KWK–Gesetz sowie Bundesgesetz, mit dem zusätzliche Mittel aus dem von der E–Control verwalteten 

Sondervermögen bereitgestellt werden (BGBl. I 108/2017)
96	 Mit der KWK–Pauschale wurden der Bau und die Erneuerung von hocheffizienten Kraft–Wärme–Kopplungs-

anlagen (KWK–Anlagen) gefördert; die Abwicklung der Gewährung von Investitionszuschüssen erfolgte durch 
die OeMAG, der Abwicklungsstelle für Ökostrom. Gemäß §§ 7 und 11 KWK–Gesetz waren die nicht verwen-
deten Gelder der KWK–Förderung nach zwei Jahren der WKLG–Förderschiene zuzuführen. Diese Regelung 
trat mit 31. Dezember 2020 außer Kraft; letztmalige Mittelzuweisungen sind im Jahr 2022 zu erwarten.

97	 BGBl. I 139/2009 i.d.g.F.
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Nachfolgende Tabelle stellt den Fördermittelzufluss an die AWISTA dar, die Haus-
haltsrücklage ist mit Stand 31. Dezember 2020 ausgewiesen.

Tabelle 4:	 Bereitstellung der Fördermittel an die AWISTA

Phase 1 Phase 2 Summe

2011 2012 2013 2014 2015 2017
2018  
bis  

2020

Tranche 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 –

Tag des 
Zuflusses 24.8. 28.12. 3.2. 6.12. 22.11. 18.6. 7.11. 29.6. 6.11. 18.12. 21.12. –

Zufluss 
in Mio. EUR 18,21 10,68 5,11 39,12 18,97 2,99 0,16 10,36 2,87 17,27 23,00 – 148,77

Zufluss  
pro Jahr in % 
aller Zuflüsse 
an AWISTA

19 30 13 2 9 27 – 100

Rücklage 
in Mio. EUR 34,98 34,98

Rundungsdifferenzen möglich	 Quellen: AWISTA; BMK; Zusammenstellung: RH

Von den 148,77 Mio. EUR an erhaltenen Treuhandmitteln zahlte die AWISTA bis 
Ende 2020 121,04 Mio. EUR an Förderungen aus und reservierte 14,19 Mio. EUR für 
noch nicht endabgerechnete Projekte. Inklusive zwischenzeitig aufgelaufener Zinser-
träge standen Ende 2020 noch Treuhandmittel von 14,36 Mio. EUR für neu abzuschlie-
ßende Förderverträge zur Verfügung. Zuzüglich der Rücklage ergab sich damit per 
31. Dezember 2020 ein Förderrahmen von 49,33 Mio. EUR, der bis 2022 aufgrund 
weiterer KWK–Mittel auf 71,80 Mio. EUR ansteigen würde.

	 27.2	 Der RH erachtete die Bildung einer Haushaltsrücklage nach dem Bundeshaushalts-
gesetz anstelle der Bereitstellung von Treuhandmitteln für zweckmäßig. Dadurch 
mussten die Mittel nicht mehr vorfinanziert werden, zudem entfiel das Veranla-
gungsrisiko für die von der AWISTA verwalteten Treuhandmittel.

Der RH kritisierte jedoch, dass das Ministerium der AWISTA die Fördermittel in den 
Jahren 2011 bis 2017 sowohl in betraglicher als auch in zeitlicher Hinsicht nur unregel-
mäßig zuwies. In den Folgejahren war es ihr mangels Freigabe – trotz vorhandener 
Treuhandmittel von 14,36 Mio. EUR sowie einer Rücklage im Ministerium von 
rd. 35 Mio. EUR per Ende 2020 – nicht möglich, Förderverträge in diesem Umfang 
abzuschließen. Dies beeinträchtigte die kontinuierliche Abwicklung der Förderfälle 
(siehe dazu auch die nachfolgenden TZ).
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Zu dieser restriktiven Gebarung merkte der RH an, dass es sich bei den als Rücklagen 
gebundenen Mitteln um Zahlungen der an das Stromnetz angeschlossenen Endver-
braucher handelte, die zweckentsprechend zur Förderung des Fernwärme– bzw. 
Fernkälteleitungsausbaus zu verwenden waren.

Der RH empfahl dem Ministerium, die Fördermittel für den Wärme– und Kältelei-
tungsausbau kontinuierlich und in einer Höhe bereitzustellen, die eine den gesetz-
lich vorgegebenen Zielen entsprechende Förderabwicklung ermöglicht.

	 27.3	 Laut Stellungnahme des Ministeriums stünden Mitte 2022 aus nicht verwendeten 
Mitteln der KWK–Förderung der Jahre 2016 bis 2020 rd. 54 Mio. EUR zur Verfügung. 
Hinzu kämen für die Jahre 2021 und 2022 Mittel von je 20 Mio. EUR aus der Klima-
schutzmilliarde für den Ausbau und die Dekarbonisierung der Nah– und Fernwärme 
(WKLG, Umweltförderung im Inland). Das Treuhandkonto der AWISTA umfasse aktuell 
etwas mehr als 20 Mio. EUR. Die WKLG–Novelle beinhalte eine mögliche Dotierung 
von bis zu 60 Mio. EUR. Das Förderbudget für bestehende sowie zukünftige Anträge 
sei daher gesichert.

Förderanträge

	 28	 Bis 31. Dezember 2020 langten insgesamt 432 Förderanträge ein. Bereits im 
Jahr 200998, also vor Beginn der Abwicklungstätigkeit Mitte 2010, waren 99 Förder-
anträge eingegangen. Bis 2020 wurden durchschnittlich 30 Anträge pro Jahr gestellt.

Von den 432 Förderanträgen lehnte die AWISTA 156 – wegen fehlender Fördervor-
aussetzungen – ab, so dass 276 berechtigte Förderfälle verblieben. Bis Ende 2020 
schloss die AWISTA 107 Förderverträge ab, von diesen wurden in der Folge sieben 
von den Förderwerbern wieder aufgekündigt; somit bestanden insgesamt 
100 gültige Förderverträge mit einem durchschnittlichen Investitionsvolumen von 
4,34 Mio. EUR und einem Förderanteil von 31 % (1,35 Mio. EUR).99 Bis 31. Dezem-
ber 2020 schloss die AWISTA 82 Förderfälle mit der Endprüfung ab; in 18 Fällen 
lagen ihr noch keine Unterlagen der Förderwerber für die Endabrechnung vor.

98	 Das WKLG wurde am 8. August 2008 ausgegeben und am 17. Juni 2009 von der Kommission beihilfenrecht-
lich genehmigt. Die ersten Förderanträge gingen daraufhin Ende 2009 ein.

99	 Die Förderbeträge lagen zwischen 0,02 Mio. EUR und 15,58 Mio. EUR, der Median bei 0,58 Mio. EUR; zwei 
Projekte wiesen außergewöhnlich hohe Förderbeträge auf.
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Nachfolgende Tabelle zeigt die in den einzelnen Jahren eingelangten Förderanträge, 
die Höhe der Förderungen und das dadurch ausgelöste Investitionsvolumen, geglie-
dert nach Antragsstatus: 

Tabelle 5:	 Eingelangte Förderanträge

Anträge
Investitions­

volumen
Förderung

Anzahl in Mio. EUR

Gesamtanzahl der Förderanträge 432

abgelehnte Förderanträge 156

berechtigte Förderanträge 276 845,59 262,51

davon

abgeschlossene und gültige Förderverträge 100 434,02 135,23

Vertragskündigungen durch den Förderwerber 7 73,27 25,47

offene Förderanträge (Warteliste) 169 338,31 101,81

berechtigte Förderanträge (nach Jahr des Einlangens) 276 845,59 262,51

davon Anträge aus

2009 48 260,27 82,57

2010 11 77,90 24,39

2011 18 154,44 50,36

2012 25 26,26 8,12

2013 22 48,19 13,27

2014 20 24,23 7,89

2015 25 25,07 7,91

2016 15 12,91 4,52

2017 29 35,08 11,93

2018 15 28,47 9,55

2019 20 78,44 17,43

2020 28 74,33 24,59

berechtigte Förderanträge 276 845,59 262,51

davon

Fernwärme 256 690,24 219,74

Fernkälte 20 155,35 42,77

Rundungsdifferenzen möglich	 Quelle: AWISTA; Zusammenstellung: RH
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Förderverträge

	 29.1	 Wäre mit allen berechtigten Förderanträgen der Jahre 2010 bis 2020 ein Förderver-
trag geschlossen worden, hätte dies einen jährlichen Fördermittelbedarf von 
rd. 24 Mio. EUR erfordert. Tatsächlich stellte das Ministerium jedoch pro Jahr nur 
knapp 15 Mio. EUR zur Verfügung. Zur Abarbeitung der Warteliste per 31. Dezem-
ber 2020 – sie umfasste 169 Anträge – wären zusätzlich zu den vorhandenen und zu 
den bis 2022 zu erwartenden Mitteln noch weitere rd. 31 Mio. EUR erforderlich.

Nachfolgende Abbildung stellt jährlich kumuliert die berechtigten Förderanträge 
den Vertragsabschlüssen gegenüber: 

Abbildung 6:	 Gegenüberstellung Förderanträge und Förderverträge

Die Förderanträge langten ab 2009 kontinuierlich ein; Ende 2020 waren insgesamt 
269 Anträge eingereicht.

Bis 2013 schloss die AWISTA 57 Förderverträge ab. Die angesichts der Anträge zu 
geringen Fördermittel, Abstimmungserfordernisse zwischen Ministerium und 
AWISTA zur praktischen Förderabwicklung und zur Beurteilung der geänderten 
Rechtslage sowie zunehmende Auflagen des Ministeriums zur finanziellen Bede-
ckung führten zu einer Stagnation bei den Vertragsabschlüssen (siehe auch TZ 20). 
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Erst mit der Zurverfügungstellung neuer Fördermittel Ende 2017 und Freigaben 
durch das Ministerium stieg die Anzahl der abgeschlossenen Förderverträge wieder, 
bis 2020 auf insgesamt 100.

Ende 2020 war ein Förderrahmen (Treuhandmittel und Rücklagen) von rd. 50 Mio. EUR 
vorhanden (TZ 27); die Auflagen führten dazu, dass die AWISTA darüber nicht verfü-
gen und damit die 169 Anträge der Warteliste nicht zeitnah bearbeiten konnte.

	 29.2	 Der RH hielt fest, dass sich die Anzahl der Förderanträge im Zeitverlauf beständig 
erhöhte, die Anzahl der abgeschlossenen Förderverträge jedoch Brüche zeigte, die 
insbesondere mit der mangelnden Zuweisung von Fördermitteln bzw. der fehlenden 
Freigabe durch das Ministerium zusammenhingen.

Der RH hob kritisch hervor, dass die AWISTA in den Jahren 2016 und 2017 nur einen 
Fördervertrag abschließen konnte, da das Ministerium entsprechende Mittel nicht 
freigab. Letztlich führte dies dazu, dass sich per Ende 2020 der Förderrahmen auf 
rd. 50 Mio. EUR belief.

Angesichts der Bedeutung des Netzausbaus für den Ausstieg aus fossilen Energieträ-
gern empfahl der RH dem Ministerium, die vorhandenen Fördermittel freizugeben, 
um eine kontinuierliche Abwicklungstätigkeit sicherzustellen.

	 29.3	 Das Ministerium teilte in seiner Stellungnahme mit, dass sich die potenziell erforderli-
chen Mittel für 140 finanziell noch nicht bedeckte Förderprojekte zum 31. März 2022 
auf rd. 84 Mio. EUR beliefen. Dieser Betrag könne durch die nicht verwendeten Mittel 
für die Förderungen von KWK–Anlagen in den Jahren 2016 bis 2020 im Ausmaß von 
54 Mio. EUR zum Teil abgedeckt werden. Zusätzlich seien für 2021 und 2022 je 
20 Mio. EUR gemäß Bundesfinanzgesetz veranschlagt. Eine ausreichende finanzielle 
Bedeckung aller noch offenen Projekte sei daher gegeben.

	 29.4	 Der RH wies darauf hin, dass auch in der Vergangenheit Mittel bereitstanden, 
mangels Freigabe der Mittel jedoch keine gleichmäßige, kontinuierliche Förderab-
wicklung erfolgen konnte. Er hielt daher seine Empfehlung an das Ministerium 
aufrecht.
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Regionale Verteilung des Fördervolumens

	 30	 Die folgende Abbildung zeigt die Verteilung des Fördervolumens auf die Länder zum 
31. Dezember 2020, getrennt nach abgeschlossenen Förderverträgen und Förder­
anträgen auf der Warteliste: 

Abbildung 7:	 Verteilung des Fördervolumens auf die Länder; Stand 31. Dezember 2020 

44 % der Fördermittel flossen nach Wien, gefolgt von der Steiermark (16 %), Salz-
burg (13 %), Niederösterreich (10 %), Oberösterreich (9 %), Tirol (7 %) und Kärnten 
(0,4 %). Die Förderanträge auf der Warteliste folgten einer ähnlichen Reihung. Aus 
den Ländern Burgenland und Vorarlberg gingen keine Förderanträge ein.

In der überwiegenden Anzahl der Fälle reichten die örtlich ansässigen Energiever-
sorgungsunternehmen Anträge ein; nur in Ausnahmefällen traten Antragsteller 
überregional auf. Die Projekte betrafen vorwiegend größere Städte – darunter die 
meisten Landeshauptstädte und die Bundeshauptstadt Wien – sowie eine Reihe von 
Bezirkshauptstädten, in Einzelfällen auch überregionale Versorgungsleitungen.
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Förderfähigkeit realisierter Projekte

	 31.1	 (1) Um den von der EU geforderten Anreizeffekt zu gewährleisten, musste der 
Förderantrag vor Baubeginn bzw. vor Beginn der Arbeiten bei der Förderstelle einge-
bracht worden sein (TZ 9). Besonders in den Anfangsjahren bis 2012 lehnte die 
AWISTA rd. 100 Anträge wegen zu spät eingereichter Förderanträge ab. Die AWISTA 
erlangte erst im Zuge der Endabrechnung von der Fertigstellung eines Projekts 
Kenntnis, daher konnte sie über den aktuellen Baufortschritt der 169 eingereichten, 
aber auf der Warteliste befindlichen Projekte keine Auskunft geben.

(2) Durch die lange Prozessdauer ab Antragstellung waren bei Abschluss der Förder-
verträge bereits viele Projekte weit fortgeschritten oder fertiggestellt. Mitte 2020 
stellte das Ministerium die Förderfähigkeit von baulich bereits realisierten Projekten 
erstmals infrage. Dies betraf 25 Fälle, deren Förderanträge seit Jahren vorlagen. 24 
von der AWISTA geprüfte Projekte, deren Anträge aus den Jahren 2013 bis 2015 
stammten und deren bauliche Errichtung mittlerweile abgeschlossen war, warteten 
auf die Behandlung im Energiebeirat und die Genehmigung durch die Ressortlei-
tung. Ein weiteres im Jahr 2011 beantragtes Großprojekt mit einem Fördervolumen 
von 7,37 Mio. EUR, das im Jahr 2013 realisiert worden war, wurde im Septem-
ber 2019 im Energiebeirat behandelt. Für dieses Projekt war auch erstmalig die 
Durchführung einer Wirkungsorientierten Folgenabschätzung erforderlich.

Aus Sicht des Ministeriums war unklar, wie ein Finanzierungsbedarf von fertigge-
stellten Projekten zu argumentieren war und ob damit dem Anreizeffekt gemäß 
Art. 6 AGVO entsprochen wurde. Zudem hinterfragte das Ministerium, ob die Förde-
rung bereits realisierter Projekte Konjunktur– und Umwelteffekte auslösen würde. 
Die AWISTA wurde vom Ministerium angewiesen, die Bearbeitung von Förderanträ-
gen bis zur Klärung dieser Frage „zurückzufahren“.

(3) Die Rechtsabteilung des Ministeriums kam in ihrer Beurteilung zu dem Schluss, 
dass eine geänderte Vorgangsweise im Umgang mit realisierten Projekten gegen 
den Gleichbehandlungsgrundsatz sowie den Vertrauensschutz verstoßen und allfäl-
lige Klagen auslösen könnte. Laut Stellungnahme der Finanzprokuratur vom Novem-
ber 2020 stellten die europarechtlichen Vorgaben ausschließlich auf den Anreizeffekt 
bei Baubeginn ab – die Arbeiten durften vor Antragstellung nicht begonnen worden 
sein –, womit die Fertigstellung dem Anreizeffekt nicht entgegenstehe.

(4) Im Mai 2021 wies das Ministerium die 24 Förderakte der fertiggestellten Projekte 
dem Energiebeirat zu. Mitte Juli 2021 genehmigte die Ressortleitung diese Projekte 
sowie das Großprojekt, das bereits im September 2019 im Energiebeirat behandelt 
worden war.
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	 31.2	 Der RH stellte fest, dass die vom Ministerium nicht kontinuierlich und nicht in ausrei-
chender Höhe zur Verfügung gestellten Fördermittel zu einer langen Abwicklungs-
dauer und einer stetig wachsenden Warteliste von Förderanträgen führte (TZ 9). Er 
wies darauf hin, dass das WKLG einen Referenzwert von bis zu 60 Mio. EUR (Maxi-
malbetrag) an Fördervolumen vorsah (TZ 10).

Nachdem das Ministerium in den ersten etwa zehn Jahren seit Einführung der Förde-
rung baulich bereits realisierte Projekte genehmigt und den Abschluss von Förderver-
trägen bewilligt hatte, hinterfragte es erstmals Mitte 2020 diese Vorgangsweise. Der 
RH konnte nicht nachvollziehen, warum die Förderfähigkeit bereits realisierter Projekte 
nach mehreren Jahren der gelebten Praxis in Zweifel stand. Bei den Projekten auf der 
Warteliste handelte es sich durchwegs um solche, für die rechtzeitig – vor Baubeginn – 
eine Förderung beantragt worden war, die aber aufgrund der mehrjährigen Verfah-
rensdauer in der Zwischenzeit bereits im Bau oder realisiert waren.

Die Rechtsabteilung des Ministeriums und die Finanzprokuratur bejahten die Förder-
würdigkeit von baulich bereits realisierten Projekten. Gegen eine Abkehr von der 
bisherigen Vorgangsweise wurden u.a. der Gleichbehandlungsgrundsatz und der 
Vertrauensschutz eingewendet.

Der RH kritisierte, dass die Klärung dieser Frage über sechs Monate in Anspruch nahm 
und es weitere sechs Monate dauerte, bis das Ministerium die Förderunterlagen der 
betroffenen Projekte an den Energiebeirat weiterleitete und einer Genehmigung 
durch die Ressortleitung zuführte. Dadurch verlängerte sich der Förderprozess noch 
weiter, was einem zeitgemäßen, effizienten Fördermanagement – mit einer konti­
nuierlichen Förderabwicklung, einer angemessenen Verfahrensdauer sowie einer 
raschen Entscheidungsfindung – entgegenstand.

Der RH hob insbesondere ein Förderprojekt hervor, das im September 2011 einge-
reicht wurde: Der Energiebeirat behandelte das Projekt acht Jahre später im Septem-
ber 2019, die Genehmigung durch die Ressortleitung erfolgte Mitte 2021 und somit 
fast zehn Jahre nach Antragstellung.

Der RH empfahl dem Ministerium, im Sinne eines zeitgemäßen Fördermanagements 
Rechtsfragen, die bei Abwicklung laufender Förderprogramme auftreten, rasch zu 
klären und erforderlichenfalls – unter Bedachtnahme auf die Grundsätze der Gleich-
behandlung und des Vertrauensschutzes – eine Anpassung der Rechtsgrundlagen in 
die Wege zu leiten.

	 31.3	 Laut Stellungnahme des Ministeriums habe es zur beihilfenrechtlichen Bewertung 
der Förderung von baulich bereits realisierten Projekten innerhalb des Ministeriums 
divergierende Rechtsansichten auf unterschiedlichen Ebenen der Weisungshierar-
chie gegeben. Daher sei die Finanzprokuratur mit einer Prüfung beauftragt worden. 
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Die politische Willensbildung zu diesem Themenkomplex habe überdies Zeit in 
Anspruch genommen.

Dauer der Förderabwicklung

	 32.1	 (1) Einflussfaktoren

Der Förderprozess umfasste mehrere Prozessschritte (TZ 20). Die Förderabwicklung 
und in der Folge auch deren Dauer waren von mehreren Faktoren beeinflusst: 

•	 Bereitstellung nur geringer (2014 rd. 3 Mio. EUR) bzw. keiner Fördermittel (2016 und 
seit 2018) für die Förderabwicklung in einzelnen Jahren durch das Ministerium (TZ 27),

•	 verspäteter Beginn der Prüftätigkeiten durch die AWISTA infolge zunehmend verschärf-
ter Vorgaben des Ministeriums über die finanzielle Bedeckung der Förderprojekte 
(TZ 29), 

•	 Notwendigkeit einer Wirkungsorientierten Folgenabschätzung bei Großprojekten,
•	 Abstimmungen zwischen Ministerium und AWISTA zur praktischen Förderabwicklung 

und zur Erarbeitung neuer Förderrichtlinien aufgrund geänderter Rechtslage (TZ 12),
•	 Prozessdauer für die Befassung des Energiebeirats sowie für die Genehmigung durch 

die Ressortleitung,
•	 Klärung der Förderfähigkeit bereits fertiggestellter Projekte ab Mitte 2020 (TZ 31),
•	 unklare Mitarbeiterzuständigkeiten im Ministerium (TZ 34).

(2) Antragstellung bis Endabrechnung (Gesamtlaufzeit)

Der RH ermittelte die Durchlaufzeiten der Förderprojekte auf Basis einer von der 
AWISTA erstellten Liste der Förderfälle. Bei endabgerechneten Projekten lagen Ist–
Daten vor, im Übrigen Planangaben der Förderwerber.

Die Durchlaufzeit von der Antragstellung bis zum Abschluss der Endabrechnung 
betrug für die 82 bis zur Zeit der Gebarungsüberprüfung endabgerechneten Förder-
projekte durchschnittlich sechs Jahre (die Werte lagen bei drei bis zehn Jahren). Die 
Dauer der Bauausführung lag dagegen im Durchschnitt bei 2,4 Jahren (die Werte 
lagen bei einem Monat bis neun Jahren).
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(3) Antragstellung bis Vertragsabschluss 

Die folgende Tabelle zeigt die durchschnittliche Dauer von Antragseingang bis zum 
Abschluss des Fördervertrags: 

Tabelle 6:	 Durchlaufzeit – Antragstellung bis Vertragsabschluss

 Förderanträge

Antragseingang 2009 2010 2011 2012 2013
2014 

bis 2020

Summe 
2009 

bis 2020

Anzahl 48 11 17 26 22 152 276

Ja
hr

 d
es

 A
bs

ch
lu

ss
es

 d
es

 F
ör

de
rv

er
tr

ag
s

2009        

2010        

2011 13       13

2012 27 6 3     36

2013 8 5 2   15

2014 1   1

2015 5   5

2016   0

2017 1   1

2018 3 13   16

2019 1 11 6   18

2020 2   2

Anträge mit Fördervertrag 48 11 16 26 6 0 107

Anträge auf der Warteliste 0 0 1 0 16 152 169

durchschnittliche Dauer in Jahren 2,9 2,5 4,1 6,6 6,0 –

Quelle: AWISTA; Berechnung: RH

Die Dauer des Förderprozesses erhöhte sich stetig; für Anträge aus dem Jahr 2012 
betrug die durchschnittliche Abwicklungsdauer 6,6 Jahre; bei den Anträgen aus den 
Jahren 2009 bis 2013, die einen Fördervertrag erhalten hatten, lag die Abwicklungs-
dauer zwischen einem und acht Jahren. Von den Anträgen der Jahre 2011 und 2013 
hatten noch nicht alle einen Fördervertrag erhalten, weshalb noch keine endgültige 
Durchlaufzeit ermittelt werden konnte.

Für alle 152 Anträge, die seit dem Jahr 2014 eingebracht wurden, war Ende 2020 
der Abschluss der Förderverträge noch offen.
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(4) Prozessschritte 

Die folgende Tabelle zeigt die Dauer einzelner Prozessschritte – von der Nachforde-
rung von Detailunterlagen für die Erstellung des Fördervorschlags der AWISTA bis 
zum Abschluss des Fördervertrags mit Unterfertigung durch den Förderwerber bzw. 
Sicherstellung der finanziellen Bedeckung durch das Ministerium – sowie die jeweils 
zuständigen Akteure: 

Tabelle 7:	 Dauer der Prozessschritte

Prozessschritt

Aufbereitung 
und  

Übermittlung 
nachgeforderter 

Unterlagen

rechtliche, 
wirtschaftliche, 
und technische 

Prüfung

Weiterleitung an 
Energiebeirat; 
Empfehlung 

Energiebeirat

Genehmigung 
Förderung, 

Ermächtigung 
Ausstellung 

Fördervertrag

Abschluss 
Förder- 
vertrag

Freigabe  
der Mittel  

(Inkrafttreten 
Fördervertrag)

Akteure Förderwerber AWISTA
Ministerium, 
Energiebeirat

Ministerium AWISTA Ministerium

Anzahl

in der  
Auswertung 
berücksichtigte 
Förderanträge

28 59 34 100 89 89

Dauer in Tagen

Durchschnitt 201 63 29 151 51 146

Median 226 59 22 60 23 30

Minimum 70 1 15 10 1 0

Maximum 418 195 84 1.619 265 1.875

Quelle: AWISTA; Berechnung: RH

Eine näherungsweise Auswertung100 der Bearbeitungsdauer der einzelnen Prozess-
schritte ergab, dass 

•	 die AWISTA für ihre Tätigkeiten mit durchschnittlich 18 %  der gesamten Prozess-
dauer die geringste Zeit benötigte, 

•	 auf die Sphäre der Förderwerber im Durchschnitt 31 % und 
•	 auf das Ministerium inklusive Energiebeirat im Durchschnitt 51 % entfielen.

100	 Der RH summierte die Bearbeitungsmonate der einzelnen Prozessschritte von mit entsprechenden Datums-
angaben versehenen Förderfällen. Sofern Datumsangaben fehlten, berücksichtigte er diese Förderfälle im 
betroffenen Prozessschritt nicht. Die verschiedenen Prozessschritte umfassten daher jeweils eine unter-
schiedliche Anzahl an Förderfällen. Dies konnte zwar zu einer unausgewogenen Gewichtung einzelner 
Prozessschritte führen, jedoch umfasste jeder Prozessschritt eine signifikante Größenordnung von zumindest 
einem Drittel der Anträge.
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In einem Fall betrug die Dauer von der Behandlung im Energiebeirat bis zur Geneh-
migung der Ressortleitung fast 4,5 Jahre, in zwei Fällen dauerte es von der Fertigstel-
lung des Fördervertrags durch die AWISTA bis zur finanziellen Bedeckung der 
Förderung und damit zum Inkrafttreten des Vertrags rund fünf Jahre.

	 32.2	 Der RH hielt fest, dass bis Ende 2020 erst knapp 40 % der berechtigten Förderanträge 
(107 Projekte) einen Fördervertrag erhalten hatten, wobei der am längsten offene 
Antrag bereits aus dem Jahr 2011 stammte. Keiner der seit dem Jahr 2014 eingereich-
ten Anträge wurde bis Ende 2020 erledigt und erhielt einen Fördervertrag. Damit stieg 
die durchschnittliche Dauer vom Antragseingang bis zum Abschluss eines Förderver-
trags kontinuierlich auf mehr als sechs Jahre. Zum 31. Dezember 2020 bestand eine 
Warteliste von 169 unerledigten Anträgen. Nach Ansicht des RH lag die Ursache der 
langen Gesamtdurchlaufzeiten vor allem in der knappen und unregelmäßigen Bereit-
stellung der Fördermittel ab dem Jahr 2014, trotz zahlreicher berechtigter Anträge 
und vorhandener Fördermittel (TZ 27).

Der RH kritisierte die langen Zeiträume, die das Ministerium sowohl für die Entschei-
dungsfindung als auch für die Bearbeitung rechtlicher Fragen und für Änderungen 
von Vorgaben an die AWISTA beanspruchte. So vergingen z.B. ab dem Zeitpunkt der 
Empfehlung des Energiebeirats bis zur Genehmigung der Förderung durch die 
Ressortleitung durchschnittlich 151 Tage (mehr als ein Fünftel der Gesamtdurchlauf-
zeit). Der RH kritisierte, dass auf die Tätigkeiten des Ministeriums rund die Hälfte der 
gesamten Abwicklungsdauer entfiel. Die AWISTA hingegen benötigte für ihre Aufga-
ben nur etwa ein Sechstel der gesamten Abwicklungsdauer. Der RH beurteilte das 
Fördersystem daher insgesamt als wenig zielgerichtet und verbesserungsbedürftig; 
es entsprach nicht den zeitgemäßen Standards.

Im Hinblick auf eine Verkürzung der Abwicklungsdauer empfahl der RH dem Minis-
terium, den Förderprozess für den Fernwärme– und Fernkälteleitungsausbau zu 
überarbeiten mit dem Ziel, eine den zeitgemäßen Ansprüchen entsprechende 
Förderabwicklung sicherzustellen.

	 32.3	 Laut Stellungnahme des Ministeriums seien die Kritik und die Empfehlung des RH 
nachvollziehbar. Das Ressort habe bereits vor der Überprüfung durch den RH 
Maßnahmen gesetzt mit dem Ergebnis, dass im Jahr 2021 der Zeitraum – ab der 
Empfehlung des Energiebeirats bis zur Genehmigung der Förderung durch die 
Ressortleitung – maximal acht Tage betragen habe; dies einschließlich der dreitägi-
gen Widerspruchsfrist sowie der Wochenenden.
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Umwelt– und Investitionseffekte

	 33.1	 (1) Mit den Investitionsförderungen sollte nach dem WKLG das Ziel erreicht werden, 
die CO2–Emissionen im Ausmaß von bis zu 3 Mio. t CO2 dauerhaft zu reduzieren. 
Diese dauerhafte Reduktion war, wie aus den Materialien zum WKLG hervorging, 
über einen Zeitraum von 25 Jahren zu berechnen.

Die CO2–Reduktion der 100 bereits mit einem Fördervertrag ausgestatteten Projekte 
belief sich auf insgesamt rd. 490.000 t jährlich. Mit 1 Mio. EUR Investitionsvolumen 
konnten daher jährlich rd. 1.130 t CO2 eingespart werden. Anhand dieses Parameters 
ermittelte die AWISTA – schon vor dem Umwelt–Fachgutachten (TZ 21) – näherungs-
weise die CO2–Reduktion der eingereichten Projekte. Für die Projekte der Warteliste 
(Stand 31. Dezember 2020) ergab sich auf Basis dieser Berechnung eine jährliche 
Emissionsreduktion von rd. 380.000 t CO2.

Über den Zeitraum von 25 Jahren belief sich die dauerhafte Emissionsreduktion bei 
den Projekten mit Fördervertrag auf 12,24 Mio. t CO2 und bei den Projekten der 
Warteliste auf 9,54 Mio. t CO2. Insgesamt ergab sich für alle bis 31. Dezember 2020 
vertraglich vereinbarten sowie zur Förderung eingereichten Projekte eine Reduktion 
von 21,78 Mio. t CO2. Dies entsprach dem mehr als Siebenfachen des im WKLG 
vorgegebenen Zielwerts.

Die AWISTA berechnete die dauerhafte Emissionsreduktion in ihren Tätigkeitsberich-
ten – entgegen dem 25–jährigen Zeitraum laut WKLG–Initiativantrag – nur über 
20 Jahre. Dies ergab einen niedrigeren Wert für die Emissionsreduktion.

(2) Die Investitionsförderungen nach dem WKLG sollten eine kostengünstige CO2–
Einsparung bewirken. Für das Jahr 2020 wies die AWISTA in ihren Berichten an das 
Ministerium einen – auf die Förderhöhe bezogenen – Preis von 12 EUR je t CO2–
Reduktion über einen Betrachtungszeitraum von 20 Jahren aus.101 Dagegen lag der 
für Österreich ermittelte Preis der CO2–Zertifikate im Jahr 2020 bei rd. 30 EUR 
je t CO2–Äquivalent.102  

(3) Bis Ende 2020 hatten die zugesagten Förderungen von 135 Mio. EUR zu einem 
Investitionsvolumen von über 430 Mio. EUR geführt. Aufgrund einer auf Daten der 
AWISTA beruhenden Analyse der Österreichischen Energieagentur wurden davon 
etwa 90 % (rd. 390 Mio. EUR) in Österreich wirksam; der Anteil an inländischer Wert-
schöpfung, der durch diese Investitionen ausgelöst wurde, betrug 65 % (über 
280 Mio. EUR).

101	 Dieser Wert umfasste allerdings nur die Netzinfrastruktur und keine Erzeugungsanlagen.
102	 Der Preis ermittelte sich über den EU–Emissionshandel (European Union Emissions Trading System, EU ETS), 

an dem alle großen Anlagen zur Erzeugung von Strom und Wärme sowie große Industrieanlagen wie Stahl-
werke, Raffinerien oder Zementwerke teilnehmen müssen.
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Von den 169 auf der Warteliste befindlichen Förderanträgen sollten – laut den im 
Förderverfahren vorgelegten Unterlagen – bis Ende 2020 73 % fertiggestellt sein. 
Bei plangemäßer Projektfertigstellung waren daher Umwelt– und Investitionseffekte 
bereits vor Abschluss des Fördervertrags realisiert.

	 33.2	 (1) Der RH merkte an, dass das WKLG als Ziel eine dauerhafte Emissionsreduktion 
vorsah, aber keine explizite Festlegung über den Berechnungszeitraum traf.

Er hielt fest, dass die Emissionsreduktion – über einen Betrachtungszeitraum von 
25 Jahren berechnet – für Projekte mit Fördervertrag bei 12,24 Mio. t CO2 lag und die 
Projekte der Warteliste noch zusätzlich 9,54 Mio. t CO2 erwarten ließen. Somit wurde 
das im WKLG gesetzte Ziel von 3 Mio. t CO2 deutlich – um das mehr als Sechsfache – 
übertroffen.

Er empfahl dem Ministerium, den Zeitraum für die Berechnung der dauerhaften 
Reduktion der CO2–Emissionen durch geförderte Projekte nach dem WKLG klar fest-
zulegen.

(2) Der RH hielt fest, dass der Preis je t CO2–Einsparung bei den WKLG–Förderungen 
(12 EUR) in Relation zu jenem der CO2–Zertifikate im Jahr 2020 (rd. 30 EUR) als 
kostengünstig anzusehen war; er erachtete damit das WKLG–Ziel einer kostengüns-
tigen CO2–Einsparung als erreicht.

(3) Der RH wies darauf hin, dass zwischen Förderzusage und Projektrealisierung 
sowie den damit ausgelösten Umwelt– und Investitionseffekten kein unmittelbarer 
zeitlicher Zusammenhang bestand.

	 33.3	 Das Ministerium teilte in seiner Stellungnahme mit, in Abstimmung mit der Abwick-
lungsstelle einen angemessenen Berechnungszeitraum festzulegen.
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Aufsicht durch das Ministerium

	 34.1	 (1) Gemäß Abwicklungsvertrag hatte die AWISTA dem Ministerium nachstehende 
Unterlagen bzw. Berichte zu übermitteln: 

•	 ab 2010 jährlich, spätestens bis zum 31. Mai des Folgejahres
	– den allgemeinen unternehmensrechtlichen, geprüften Jahresabschluss für das 

vorangegangene Geschäftsjahr sowie
	– einen zusammenfassenden (Jahres–)Bericht über die Abwicklung der mit Mitteln 

der Investitionsförderung realisierten Projekte im abgelaufenen Kalenderjahr,
•	 jährlich bis 30. November eine Vorschau zum Mittelbedarf im Folgejahr sowie
•	 vor den Sitzungen des Energiebeirats Unterlagen zum aktuellen Stand der Förder-

mittel, der finanziellen Bedeckung und über den voraussichtlichen Mittelbedarf für 
laufende, bereits beantragte sowie bekannte Vorhaben bzw. Projekte.

(2) Die Jahresberichte der AWISTA enthielten Statistiken über die im Berichtsjahr 

•	 begutachteten und vom Energiebeirat zur Förderung empfohlenen Projekte sowie
•	 über die im betreffenden Jahr endabgerechneten Projekte.

Die Daten zu den begutachteten Projekten fasste die AWISTA zusammen, für die 
endabgerechneten Projekte wies sie die Investitionskosten sowie die Förderhöhe 
einzeln aus. Der CO2–Effekt, die realisierten Trassenlängen der Netze, die Hausan-
schlüsse sowie die Leistung wurden wiederum aggregiert bzw. anhand von Kennzah-
len abgebildet. Die Darstellung erfolgte getrennt nach Fernwärme– und 
Fernkälteprojekten.

(3) Neben den vertraglich vereinbarten Berichten erstellte die AWISTA auf Wunsch 
des Ministeriums quartalsweise den Finanzmanagementbericht und bereitete 
Auswertungen bzw. Berichte für das Ministerium vor, etwa für parlamentarische 
Anfragen oder als Vorbereitung für rechtliche Änderungen. Wie diese Unterlagen 
genutzt wurden, welche Schlüsse aus den Berichten gezogen wurden, war akten­
mäßig nicht dokumentiert.

Die AWISTA kam ihren Berichtspflichten fristgerecht nach.

(4) Über eine Datenbank mit wesentlichen Daten und Kennzahlen zu den nach dem 
WKLG gewährten Förderungen auf Einzelprojektebene – als Basis für die Ermittlung 
der Wirkungen der Förderung – verfügte das Ministerium nicht.
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(5) Im Zeitraum 2010 bis 2021 erschwerten die Wechsel in der Ressortzuständigkeit 
(insgesamt waren drei Ressorts zuständig), wechselnde Abteilungszuständigkeiten 
(zwei Abteilungen waren befasst) sowie personelle Änderungen bei den Abteilungs-
leitungen und Sachbearbeiterinnen bzw. Sachbearbeitern eine sachgerechte 
Aufsicht im Sinne eines effizienten Förderprozesses. Der Wissenstransfer zwischen 
den jeweils zuständigen Personen war nicht immer sichergestellt.

Bis Ende 2018 war ein Sachbearbeiter – neben weiteren Aufgaben – auch für den 
Bereich Fernwärme– und Fernkälteleitungsausbau zuständig. Zuletzt teilten sich 
zwei Sachbearbeiterinnen die Zuständigkeit. Das Ministerium konnte zum Umfang 
der im überprüften Zeitraum für WKLG–Aufgaben eingesetzten Personalkapazitäten 
keine präzisen Angaben machen. Infolge der hohen Personalfluktuation übernahm 
die AWISTA auch wiederholt die Einschulung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
des Ministeriums.

	 34.2	 (1) Der RH stellte fest, dass ein umfassendes Berichtswesen der AWISTA an das 
Ministerium eingerichtet war, dem die AWISTA auch nachkam. Die Berichte gaben 
sowohl einen Überblick über die Gebarung der AWISTA als auch über das Förderge-
schehen, enthielten jedoch teilweise nur aggregierte Zahlen bzw. Kennzahlenwerte. 
Als Grundlage für strategische Überlegungen in Bezug auf den Leitungsausbau für 
Fernwärme und Fernkälte sollte das Ministerium über aktuelle Daten in elektroni-
scher Form verfügen, die eigene Auswertungen und Vergleiche ermöglichen. Neben 
wirtschaftlichen (etwa Investitionskosten) und umweltrelevanten Eckdaten (etwa 
Primärenergieeinsatz und CO2–Einsparung) sollte die Datenbasis auch technische 
und infrastrukturrelevante Aspekte (z.B. Leitungslängen, installierte Leistung, Anzahl 
Netzanschlüsse) für jedes Einzelprojekt umfassen.

Der RH empfahl dem Ministerium, eine elektronische Datenbasis einzurichten, die 
wesentliche wirtschaftliche, technische und infrastrukturrelevante Eckdaten auf 
Einzelprojektebene enthält.

(2) Der RH wies kritisch darauf hin, dass der mehrmalige Ressortwechsel, der Wech-
sel von Abteilungszuständigkeiten und Mitarbeiterfluktuationen zu Know–how–
Verlust im Ministerium führten.

Er empfahl dem Ministerium, das Know–how zum Wärme– und Kältesektor bestän-
dig zu sichern, damit strategische Weichenstellungen gesetzt werden können und 
insbesondere auch eine effektive Aufsicht über die Förderabwicklung des Wärme– 
und Kälteleitungsausbaus ausgeübt werden kann.
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	 34.3	 Das Ministerium verwies in seiner Stellungnahme auf ein bestehendes, umfangrei-
ches Dokument der Abwicklungsstelle AWISTA, das die Einzeldaten zu den Förder-
projekten enthalte. Es sei beabsichtigt, mit der Abwicklungsstelle eine geeignete 
Datenübermittlung festzulegen. Die Ergebnisse der Analyse dieser Daten werde in 
die Ausarbeitung der Wärmestrategie einfließen.

Zur Feststellung des RH, dass der Verwendungszweck der von der AWISTA erstellten 
Auswertungen bzw. Berichte durch das Ministerium nicht immer ersichtlich war, 
verwies das Ministerium darauf, dass vor allem die Finanzmanagement– und  
Jahresberichte für ressortinterne Zwecke herangezogen worden seien, etwa zur 
Plausibilisierung der Auszahlungen und Förderanträge und zur Abschätzung des 
Budgetmittelbedarfs.
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Schlussempfehlungen

	 35	 Zusammenfassend empfahl der RH:

Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie

(1)	 Die für die Fertigstellung der Wärmestrategie noch offenen Punkte wären zeit-
nahe zu klären und die Wärmestrategie – im Einvernehmen mit den Ländern 
– rasch fertigzustellen. Damit soll Planungssicherheit für alle im Wärmebe-
reich tätigen Akteure geschaffen und der Förderbedarf der öffentlichen Hand 
für den Umstieg auf Wärmeerzeugung aus erneuerbaren Energien planbar 
gemacht werden. Zudem sollen versunkene Kosten infolge des vorzeitigen 
Austauschs von Heizsystemen und Anlagen möglichst vermieden werden. 
(TZ 5)

(2)	 In der zu erstellenden Wärmestrategie wären die Zielvorgaben und Maßnah-
men sowie der Förderbedarf für den „grünen Übergang“ (Ersatz von Öl– und 
Gasheizungen durch klimafreundliche Heizungen) darzulegen. Dabei wäre 
auch der städtische Bereich mit vorwiegend Mehrparteienwohnhäusern 
einzubeziehen. Insbesondere wäre darin auszuführen, wie die Ziele für hoch-
effiziente Nah– und Fernwärmeanschlüsse im städtischen Bereich erreicht 
und der hohe Anteil an erdgasbetriebenen Heizungen substituiert werden 
kann. (TZ 7)

(3)	 In der zu erstellenden Wärmestrategie wäre – im Einklang mit dem ener-
giepolitischen Zieldreieck – auch der sozial verträgliche Umstieg auf erneu-
erbare Heizungssysteme einschließlich allfällig erforderlicher integrierter 
Gebäudesanierungen darzulegen. Dabei wären sowohl die Situation einkom-
mensschwacher Haushalte als auch jede Form von Wohnraum (auch in Mehr-
parteienwohnhäusern) und sämtliche Kosten – auch indirekte Kosten der 
Systemumstellung – zu berücksichtigen. (TZ 8)

(4)	 Bei Änderungen im EU–Recht, die im Zuständigkeitsbereich des Ministeri-
ums nationale Anpassungsmaßnahmen erfordern, wären möglichst rasch 
die gebotenen Vorbereitungen zu treffen, damit die Umsetzung in nationale 
Gesetze und Richtlinien rechtzeitig erfolgen kann. (TZ 12)
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(5)	 Die von der EU in der Erneuerbare–Energien–Richtlinie geforderte jährliche 
Steigerung des Zuwachses an Energie aus erneuerbaren Quellen sowie aus 
Abwärme und Abkälte im Ausmaß von mindestens einem Prozentpunkt wäre 
methodisch konsistent und zeitnahe in den jeweiligen Förderregimen umzu-
setzen. (TZ 13)

(6)	 In Vergabeverfahren für die Abwicklung von Förderprogrammen wären der 
Auftragsgegenstand und die Abrechnungssystematik vollständig zu beschrei-
ben. In der Leistungsbeschreibung wären – als Basis für ein allfälliges Verhand-
lungsverfahren und für die darauf beruhende Vertragsgestaltung – alle zu 
erbringenden Tätigkeiten sowie die jeweiligen Verrechnungsmodalitäten zu 
berücksichtigen. (TZ 14)

(7)	 Der inhaltlichen Gestaltung von Förderabwicklungsverträgen wäre der 
Musterwerkvertrag des Bundes zugrunde zu legen, so dass auch die Möglich-
keit der sofortigen Vertragsauflösung bei Vorliegen wichtiger Gründe oder 
die Deckelung des Entgelts umfasst sind. Begründete Abweichungen wären 
jedenfalls aktenmäßig zu dokumentieren. (TZ 15)

(8)	 In Förderabwicklungsverträgen wären Art und Umfang von Leistungskatego-
rien präzise zu definieren sowie das Entgelt und die Modalitäten der Abrech-
nung (Inhalt, Umfang und Berechnungsbasis sowie etwaige Zuschläge) 
eindeutig zu regeln. Damit sollen Interpretationsspielräume beseitigt und 
eine unmissverständliche Grundlage für die Prüfung der Entgelte geschaffen 
werden. (TZ 16)

(9)	 In Abstimmung mit der Abwicklungsstelle wäre die Methodik der Wirtschaft-
lichkeitsberechnung – insbesondere hinsichtlich der Angemessenheit des 
Berechnungszeitraums und des Diskontierungssatzes – zu überarbeiten; die 
Ergebnisse wären in künftigen Förderrichtlinien zu berücksichtigen. (TZ 21)

(10)	 Es wäre eine standardisierte Methodik zur Berechnung der Umwelteffekte von 
Projekten in zukünftigen Förderrichtlinien vorzugeben, um eine Vergleichbar-
keit zwischen Projekten zu gewährleisten sowie eine allfällige Reihung nach 
der Förderwürdigkeit zu ermöglichen. (TZ 21)

(11)	 Zu den Honorarnoten der Abwicklungsstelle wären auch die vertraglich 
vereinbarten Stundenaufzeichnungen einzufordern und auf dieser Basis Plau-
sibilitätsprüfungen durchzuführen sowie das im Abwicklungsvertrag vorgese-
hene Einspruchsrecht gegebenenfalls wahrzunehmen. (TZ 23)
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(12)	 Wirtschaftsprüfer wären im Sinne des Bundes–Public Corporate Governance 
Kodex nach Durchführung eines Ausschreibungsverfahrens für einen Zeit-
raum von höchstens sieben Jahren zu beauftragen. (TZ 24)

(13)	 Die geleisteten Gesamtarbeitsstunden der involvierten Sachbearbeiterinnen 
und Sachbearbeiter der Abwicklungsstelle wären zu erheben, um die verrech-
neten Arbeitsstunden – als einen Anteil davon – überprüfen bzw. plausibili-
sieren zu können (TZ 26)

(14)	 Die Fördermittel für den Wärme– und Kälteleitungsausbau wären kontinuier-
lich und in einer Höhe bereitzustellen, die eine den gesetzlich vorgegebenen 
Zielen entsprechende Förderabwicklung ermöglicht. (TZ 27)

(15)	 Angesichts der Bedeutung des Netzausbaus für den Ausstieg aus fossilen 
Energieträgern wären die vorhandenen Fördermittel freizugeben, um eine 
kontinuierliche Abwicklungstätigkeit sicherzustellen. (TZ 29)

(16)	 Im Sinne eines zeitgemäßen Fördermanagements wären Rechtsfragen, 
die bei Abwicklung laufender Förderprogramme auftreten, rasch zu klären 
und erforderlichenfalls wäre – unter Bedachtnahme auf die Grundsätze der 
Gleichbehandlung und des Vertrauensschutzes – eine Anpassung der Rechts-
grundlagen in die Wege zu leiten. (TZ 31)

(17)	 Im Hinblick auf eine Verkürzung der Abwicklungsdauer wäre der Förderpro-
zess für den Fernwärme– und Fernkälteleitungsausbau zu überarbeiten mit 
dem Ziel, eine den zeitgemäßen Ansprüchen entsprechende Förderabwick-
lung sicherzustellen. (TZ 32)

(18)	 Der Zeitraum für die Berechnung der dauerhaften Reduktion der CO2–Emissi-
onen durch geförderte Projekte nach dem Wärme– und Kälteleitungsausbau-
gesetz wäre klar festzulegen. (TZ 33)

(19)	 Es wäre eine elektronische Datenbasis einzurichten, die wesentliche wirt-
schaftliche, technische und infrastrukturrelevante Eckdaten auf Einzelprojekt­
ebene enthält. (TZ 34)

(20)	 Das Know–how zum Wärme– und Kältesektor wäre beständig zu sichern, 
damit strategische Weichenstellungen gesetzt werden können und insbeson-
dere auch eine effektive Aufsicht über die Förderabwicklung des Wärme– und 
Kälteleitungsausbaus ausgeübt werden kann. (TZ 34)
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AWISTA GmbH

(21)	 Im Hinblick auf die noch verbleibende Abwicklungstätigkeit wären schriftliche 
Vereinbarungen mit den – als Dienstleister der AWISTA GmbH tätigen – Gesell-
schaftern abzuschließen und darin die gegenseitigen Rechte und Pflichten 
und alle für die Förderabwicklung wichtigen Aspekte, wie die Vorgangsweise 
bei Befangenheit und bei Interessenkonflikten, zu regeln. (TZ 18)

(22)	 Im Hinblick auf die noch offenen Förderfälle wäre dem Abwicklungsprozess 
ein den einschlägigen Standards entsprechendes IKS zugrunde zu legen. Die 
bestehenden und noch zu schaffenden Vorgaben und Festlegungen für das 
IKS der Förderabwicklung wären gesammelt den am Förderprozess Beteilig-
ten intern zur Verfügung zu stellen. (TZ 22)

Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie; AWISTA GmbH

(23)	 Daten zur Förderung nach dem Wärme– und Kälteleitungsausbaugesetz 
wären in benutzerfreundlicher Form auch auf den Internetseiten des Minis-
teriums und der AWISTA GmbH zu veröffentlichen, um auch auf nationaler 
Ebene Transparenz über die Förderungen zu schaffen. (TZ 9)
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1

Grafiken für den Bericht:
XXXXXXXXXXXXXXXXXXX

1

Wien, im Oktober 2022
Die Präsidentin:

Dr. Margit Kraker
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Anhang
Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger

Anmerkung: im Amt befindliche Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger 
in Fettdruck

AWISTA GmbH

Geschäftsführung

Dipl.–Ing. Werner Schaller	 (2. Dezember 2009 bis 30. Jänner 2015)
Mag. Dr. Klaus Rabel	 (2. Dezember 2009 bis 4. März 2022)
MMag. Alexander Enzinger	 (seit 2. Dezember 2009)
Dipl.–Ing. Peter Rauscher	 (seit 2. Dezember 2009)
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